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Die nachstehenden Ausführungen beruhen auf einer 
Reihe ungedruckter wichtiger Aktenstücke, die dem 
Verfasser zur Verfügung gestellt sind. Derselbe sieht 
voraus, dass manche seiner Behauptungen bestritten 
werden dürften; indess bieten die in den Anlagen wört- 
lich mitgetheilten Staatsschriften wohl hinreichende 
Bürgschaft dafür, dass die. ganze Arbeit nur auf Grund 
zuverlässigen diplomatischen Materials unternommen 
ist \md es vielmehr als eine Pflicht der Discretion gegen 
noch lebende Fürsten und Staatsmänner angesehen 
wurde, die Zahl jener Documente nicht noch erheblich 
zu vermehren. Da wo der Verfasser nicht in der Lage 
war nach authentischenAktenstücken zu urtheilen, hat 
er dies offen gesagt. 
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I. 

Die Februarrevolution überraschte Frankreich mit 
der Republik. Die Katastrophe zeigte, wie unterhöhlt 
die Grundlagen waren, auf denen der Julithron stand. 
Die royauti sur la surface egale, die Mirabeau erstrebte, 
fiel vor einer Erneute, ohne dass sich eine Hand für sie 
gerührt hätte. Die Centralisation hatte die Nation zu 
sehr aller politischen Initiative entfremdet, als dass sie 
Widerstand gegen die pariser Improvisation hätte lei- 
sten können. Willenlos und betäubt Hess sie sich durch 
einige Ideologen und Radicale eine Staatsform auf- 
zwingen, welche ihrer unermesslichen Mehrheit zuwider 
war und deren Dauer die ganze Geschichte und Bildung 
Frankreichs unmöglich machte. Der Ueberraschung 
folgte der Schrecken, als die treibenden Kräfte der 
Revolution, die socialistischen communistischen Ele- 
mente hervortraten ; die gemässigten Republikaner ret- 
teten Frankreich vor der Anarchie nur um den Preis 
bedenklicher Nachgiebigkeit gegen Theorien, welche 
mit jedem geordneten Gemeinwesen unverträglich sind. 

Der Staatsstreich von 1851. I 



Von da ab arbeitete die ganze Klasse der Besitzenden 
im Sinne einer Reaction gegen die Februarrevolution. 
Sie warf im furchtbaren Strassenkampf die fanatisirten 
Arbeitermassen der Hauptstadt nieder, sie sandte eine 
conservative Majorität in die Nationalversammlung mit 
dem Mandate, um jeden Preis Bürgschaften für Ruhe 
und Ordnung zu schaffen . 

Jene Majorität concentrirte deshalb bei der Bera- 
thung der Verfassung ihr ganzes Bestreben darauf, 
die öffentliche Macht in die Hand der' Executive zu 
legen; als sie dies erreicht, liess sie den Doctrinären 
gern die Befriedigung, den Grundsatz der absoluten 
Theilung der Gewalten sogar in allgemein theoretischer 
Fassung zu formuliren (Art 19. La Separation des pou- 
voirs est la pr emier e condition cCun gouvernement libre) ; 
sie acceptirte die unsinnige Verfassung als ein Noth- 
dach, unter dessen Schutz jede ihrer Fractionen ihr 
specielles Ziel zu erreichen hoifte. Die Legitimisten 
rechneten darauf, dass die Verwirrung schliesslich zum 
Siege Heinrichs V. ausschlagen werde. Die Orleanisten 
dachten mit Hilfe der liberalen Bourgeoisie den Prinzen 
von Joinville als Präsidenten durchzusetzen. Die gemäs- 
sigten Republikaner hofften, das Land werde seine 
Dankbarkeit für die Besiegung der Anarchie durch die 
Wahl Cavaignac's bezeugen. Der Ausgang der Präsi- 
dentenwahl zeigte, dass alle diese Berechnungen ver- 
kehrt waren. Es bestätigte sich das Wort eines wenig 
bekannten, aber scharfblickenden Schriftstellers Peau- 
ger, der schon in den vierziger Jahren als Herausgeber 
des Precurseur d' Angers bei der damals noch rein 



theoretischen Discussion über das allgemeine Stimm- 
recht erklärte: „^ suffrage unwersel ne peut nommer 
que ceux quHl connait, quand on en viendra quelque 
jouT a üire le che/ de Fetat, le candidat le plus connu 
sera Vhdritier de NapoleonJ''' Den Massen der Bauern, 
die in Frankreich bei dem allgemeinen Stimmrecht stets 
den Ausschlag geben werden, war der Graf von Cham- 
bord so fremd wie der Prinz von Joinville oder Cavaig- 
nac; sie wählten mit unermesslicher Majorität den Erben 
der napoleonischen Legende. 

Der neue Präsident befand sich in der widerspruchs- 
vollsten Lage. Er gebot unbeschränkt über die tausend- 
armige Verwaltung, welche unter der Republik so un- 
berührt geblieben war wie unter der Restauration und 
Julimonarchie; er ernannte und entliess die Minister, die 
Gesandten und alle Beamten; bei ihm waren die Ver- 
treter der fremden Mächte beglaubigt; er hatte die volle 
Verfügung über Heer und Marine. (Art. 104. La force 
publique est essentiellement obiissante,) Solcher Macht- 
vollkommenheit stand nun in andern Beziehungen die 
äusserste Beschränkung gegenüber. Das Gehalt des 
Präsidenten von 400,000 frcs. war gänzlich unzulänglich 
für eine Repräsentation wie der Franzose sie vom Staats- 
oberhaupt erwartet; er konnte • Gesetze vorschlagen, 
hatte aber kein Veto und sollte doch für die Ausfüh- 
rung aller Gesetze verantwortlich sein. Er, der jeden 
Unterofficier ernannte, durfte nicht das kleinste Corps 
persönlich befehligen. Er konnte die auf 3 Jahre ge- 
wählte Nationalversammlung, die gänzlich eines mässi- 
genden zweiten legislativen Factors entbehrte, nicht auf- 



lösen noch vertagen bei Strafe sofortigen Amtsverlustes. 
Endlich verbot Art. 45 seine Wiederwahl vor Ablauf 
von 4 Jahren nach Beendigung seines Mandats. 

Auf diese Weise bestand eine principiell souveräne 
Versammlung, der aber jede Macht fehlte, ihrem Willen 
materiellen Nachdruck zu geben einem Präsidenten ge- 
genüber, welcher nichts weiter sein sollte als ihr ausfüh- 
rendes Organ, der aber thatsächlich die ganze Macht eines 
centralisirten Staatswesens in seiner Hand vereinigte. 

Damit war die Nothwendigkeit eines Conflicts zwi- 
schen beiden Factoren fast unvermeidlich gegeben, auch 
ein selbstloser Republikaner wie Cavaignac wäre ihm 
schwerlich auf die Länge entgangen. 

Nun aber legte das Volk diese Machtfülle der Exe- 
cutionsgewalt in die Hände eines Mannes, der sich selbst 
unter den ungünstigsten Umständen mit fatalistischer 
Consequenz als Prätendenten und Erben des Kaiser- 
reichs bezeichnet, dessen Namen durch zwei Schilder- 
hebungen gegen den Julithron bekannt geworden war 
und der nicht nur die napoleonische Politik in zahl- 
reichen Schriften verherrlicht hatte, sondern der auch 
seine Vertheidigung vor demPairshofe mit den Worten 
beschlossen : „/<? reprSsente une cause, celle de V Empire, 
un principe, celui de la souverainete die peuple, une 
defaite, Waterloo.^' 

Die republikanischen Führer verachteten ihn als 
ungefährlichen Schwärmer; während die Verbannungs- 
decrete gegen die Bourbonen und Orleans aufrecht er- 
halten wurden, Hess man Louis Napoleon auf Jules 
Fävre's Antrag als Mitglied der Nationalversammlung 



zu, da die Bonapartes der Republik doch nie gefahrlich 
werden könnten.* Der Prinz spielte zuerst den Uneigen- 
nützigen und schrieb von London aus einen Brief an 
den Präsidenten der Nationalversammlung, durch den 
er auf das Mandat verzichtete: „St le peuple m'tmpose 
des devoirs je saurat les remplir^ mais je desavotic tous 
ceux qui me preteraient des intentions ambitteuses, que 
je rCai pas, Mon nom est un symbole d' ordre, de na^ 
tionalite et de gloire et ce serait avec la plus vive douleur 
que je le Verrats servir ä augmenter les troubles et les 
ddchiremertts de la patrie,^' 

Cavaignac bemerkte bei Vorlesung dieses Schreibens, 
dass in demselben das Wort Republik nicht vorkomme; 
der Prinz beeilte sich einen zweiten erklärenden Brief 
nachzusenden, in welchem er versicherte, er wünsche 
die Erhaltung einer weisen, grossen und intelligenten 
Republik und habe nur das Mandat abgelehnt, damit 
sein Name nicht zum Vorwand von Unruhen diene. 
Nachdem er jedoch noch mehrmals wiedergewählt war, 
hielt er es nicht für rathsam in dieser patriotischen 
Entsagung zu verharren und nahm am 26. Sept.- seinen 
Sitz als representant du peuple ein, mit eifriger Ver- 
sicherung seiner Ergebenheit gegen die Republik. 

y,Apris 30 ans de proscription et d'exil, je retrouve 
enfin ma patrie et tous mes droits de citoyen, La Re- 
publique m'a fait ce bonheur, que la Ripublique regoive 
mon serment de reconnaissance, mon serment de divoue- 
ment et que les ginireux compatriotes qui nCont porti 
dans cette enceinte soient certains, que je nCefforcerai 
de justifier leurs suffrages en travaillant avec votis au 



maintien d' ordre, ce premter besotn du pays et au dS^ 
veloppement des instüutions demoer atiques que le peuple 
a droit de rielamerJ''' 

Mail bemerke schon in dieser Rede den Nachdruck, 
den er auf das erste Verlangen der Masse, die Erhal- 
tung der Ordnung, legt, und wie er nur von den demo- 
kratischen Institutionen spricht, welche das Volk selbst 
will. Der französische Bauer mochte daraus abnehmen, 
dass der Erbe des napoleonischen Namens stets auf der 
Seite der Ordnung um jeden Preis stehen würde, ohne 
doch die Errungenschaften von 1789 zu bedrohen, wie 
es eine legitimistische Candidatur gethan hätte. 

Seit jener ersten Rede sprach das neue Mitglied 
nur noch einmal am 10. October einige abwehrende 
Worte, und liess übrigens passiv alle Anfeindungen über 
sich ergehen. Dafür organisirte er im Stillen seine Pro- 
paganda im Lande. Pietri, Persigny, Conti u. A. reisten 
umher und verbreiteten zündende populäre Schriften 
und Lieder, in denen der Ruhm des Kaisers gefeiert 
ward, den Bauern wurden goldene Berge versprochen, 
vor allem die Aufhebung der verhassten dicimes; das 
Resultat war seine Erwählung mit mehr den 5 Mill. 
Stimmen. 

Der Präsident verhielt sich in seiner neuen Stellung 
ebenso vorsichtig und schweigsam wie vorher in der 
Nationalversammlung, er überliess es der Thorheit der 
Parteien, sich untereinander zu zerfleischen und abzu- 
matten. Das starke socialistische Contingent, welches 
die Wahlen zur Nationalversammlung im Februar stell- 
ten, die Juniaufstände von Paris und Lyon trieben die 



Majorität zu (Jrakonischen Gesetzen, die Vereinsfreiheit 
ward aufgehoben, die Häupter der Linken wurden ver- 
bannt, die Aufständischen massenweise deportirt, endlich 
das allgemeine Stimmrecht durch das Gesetz vom 31. 
Mai verstümmelt, welches dreijährigen Wohnsitz ver- 
langte. 

Der Präsident vollzog diese Gesetze schweigend; 
sie arbeiteten für ihn, aufdie Nationalversammlung aber 
fiel das Odium derselben; er benutzte nur jede Gelegen- 
heit, an seinen Beruf als Schützer der Ordnung zu er- 
innern, betonte aber dabei stets sein Herz fürs Volk. 

Dagegen griff er selbstthätig ein, indem er trotz 
aller Hindernisse die römische Expedition durchsetzte 
und mit der Herstellung der weltlichen Gewalt des 
Pabstthums den ganzen Clerus ebenso auf seine Seite 
brachte, wie er die durch die Revolution erbitterte Ar- 
mee durch die ersten neuen Lorbeeren an sich fesselte. 
Als er sein Cabinet nicht gefügig fand, entliess er es 
kurzer Hand. Man hatte vom Präsidenten erwartet, er 
werde seine Minister nach parlamentarischen Grund- 
sätzen wählen, aber in der Verfassung stand davon 
nichts, die Versammlung musste ihn gewähren lassen. 
Sie hatte auch wichtigeres zu thun als sich um den 
Präsidenten zu kümmern, den sie noch immer für un- 
gefährlich hielt. Sie erschöpfte ihre Kraft in wüthenden 
Parteikämpfen, denen dsts ermüdete Land mit Wider- 
willen zusah. 

Jemehr die politische Apathie und die sociale Angst 
vor der unberechenbaren Zukunft stieg, desto mehr trat, 
wenn auch noch meist mit grosser Vorsicht, der Präsi- 
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dent aus seiner Zurückhaltung hervor, um dem Volke 
zu zeigen, dass es für die Sache der Ordnung auf ihn 
zählen könne. Bei dem Neujahrsempfang von 1851 im 
Elys^e bemerkte er dem Vorsitzenden der Nationalver- 
sammlung Dupin: 

„jWä conviction dest que la France veut la paix et 
Vordre et qu'elle donnerait tort a celui des deux pou- 
votrs, gut attaquerait Fautre,'^ 

Gleich darauf schritt er selbst dazu, seinen gefähr- 
lichsten Gegner unschädlich zu machen. Der Art. 32 
der Verfassung gab der Nationalversammlung das Recht 
für ihre Sicherheit zu sorgen: ^,elle fixele nombre et V Im- 
port ance des forces müitaires quiseront etablies pour sa 
sürete et eile en disposeJ''' 

Der Commandant dieser Truppen war damals der 
General Changarnier, der wiederholt seinen Entschluss 
kundgegeben, die Versammlung envers et contre tous 
zu vertheidig^n, aber das Recht, diesen Commandanten 
zu ernennen, stand dem Präsidenten zu und er war ent- 
schlossen Changarnier zu entfernen ; seine Minister wei- 
gerten sich die Absetzung zu unterzeichnen und reichten 
ihre Entlassung ein. An die Stelle des General Lahitte 
trat Regnaud St. Jean d'Angely; am Abend des 9. Jan. 
ward das Destitutionsdecret vollzogen. 

Die Majorität war aufs höchste erbittert, aber der 
Präsident erklärte ihren Chefs, die er zu sich ins Elysee 
beschieden, sein Entschluss sei unwiderruflich, setzte 
übrigens halb beruhigend halb ironisch hinzu: „ Vous 
aurez des troupes tant que vous en voudrez, mais pour des 
ennemis, vous n'en aurez potnt,"' In der Versammlung 



brach nun ein grosser Sturm los; man beschloss eine 
Untersuchungscommission, aber man wagte doch nicht 
es aufs Aeussepste zu treiben. Der Antrag ging dahin: 
^.Vassemblee en reconnatssant pleinement le droit du pou- 
voir exicutif de dtsposer des commandements müitaireSy 
bläme Fusage que le ministere (Umgehung des verant- 
wortlichen Präsidenten) a fait de ce droit et declare que 
tancien General en chef de Varmie de Paris conserve 
tous ses titres aux temoignages de confiance que VAs- 
semblee lui a dicernis dans sa siance du 3 Janvier J''' Die 
Debatte war leidenschaftlich; offen gegen Changarnier, 
der sich mit gemessener Würde vertheidigte, war nur 
die Montagne, welche ihn für ihre Pläne fürchtete; 
Thiers dagegen schloss seine glänzende Rede mit den 
Worten: ^,si nous reculons, V Empire est fait''' Das Mi- 
nisterium liess nichts unversucht, um dem Antrag die 
Spitze abzubrechen und der neue Minister des Innern 

Baroche liess sich sogar herbei zu erklären: ,,Nous ne 

« 

voulons pas de restauration monarchique, ni de branche 
ain^e, ni de branche cadette, II y a une troisi^me chose 
dontnous ne voulons pas davantage, c'est une restauration 
imperiale''' 

Der Kampf endete schliesslich mit der Annahme 
eines Amendements von St. Beuve, das nicht Fisch und 
nicht Fleisch war: ^.Hassemblie declare qu^elle n'a pas 
confiance dans le ministere et passe a Vordre du jour'' 
Damit war die dem General zugedachte Huldigung ver- 
eitelt und die Majorität ohne Zwecke zersplittert; das 
Journal des D^bats urtheilte richtig: ^,c*est un act d^oppo-- 
sition et de provocation a la fois inutile, inopportun^ 
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timeraire et dangereux,"' Das Ministerium reichte seine 
Entlassung ein, der Präsident nahm sie an, aber erklärte 
in einer Botschaft der Versammlung, »dass er in der 
durch exceptionelle Umstände gebildeten Majorität keine 
Elemente für ein dauerndes Ministerium habe finden 
können, ebenso wenig in der Minorität, dass er deshalb 
zu einem Uebergangsministerium seine Zuflucht nehmen 
müsse, bis eine reelle Majorität sich wieder gebildet 
haben würde. 

Unbekannte Namen traten an die Stelle der be- 
kannten, der Präsident hatte seinen Willen durchge- 
setzt, die Versammlung war imeinig, ohnmächtig, die 
Verwirrung stieg sichtlich. Wenige Tage darauf ging 
ihr ein Gesetzentwurf für die Erhöhung der Civilliste 
um 1,800,000 frcs. zu, sie ward mit einer Mehrheit von 
102 Stimmen verworfen, wobei der Berichterstatter 
Piscatory bemerkte: Der Präsident sei keineswegs chef 
de Vitat^ sondern nur chef du pouvotr exicutif, Louis 
Napoleon zeigte keine Verstimmung, er liess mit Osten- 
tation seine Pferde verkaufen, und im Moniteur erklären, 
er werde keine Entschädigung durch eine freiwillige 
Nationalsubscription annehmen. 

Eine solche aber war wirklich im Werke, so sehr 
stand das Land schon auf Seiten des Präsidenten gegen 
die Versammlung, derselbe hatte seine Stellung durch 
diese Niederlage wie durch den vorhergegangenen Sieg 
nur verbessert. 

Nachdem das Uebergangsministerium seine Dienste 
gethan hatte, trat ein neues Cabinet an seine Stelle, in 
dem die Hauptnamen des alten durch das Misstrauens- 
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Votum beseitigten, Baroche und Fould, wieder erschie- 
nen, eine ihm feindliche motivirte Tagesordnimg ward 
verworfen; le meüleur des Ministires est celui gut est 
possible, bemerkte Graf Montalembert achselzuckend. 

Eine Anzahl der bedeutendsten parlamentarischen 
Führer, welche überzeugt waren, dass das einzige Heil 
in der Wiederherstellung der Monarchie liege und doch 
den Bonapartismus fürchteten, versuchten damals die 
Fusion der beiden bourbonischen Zweige. 

Sie scheiterte bekanntlich an dem unversöhnlichen 
Widerspruch der Principien der Legitimität und der 
Nationalsouveränetät, auf welchen die ältere und jüngere 
Linie beruhten. Der Herzog vonBroglie bemerkte tref- 
fend: „Die Fusionisten sind in der Politik was die Pu- 
seyiten in der Religion sind, die aufgehört haben, Pro- 
testanten zu sein, aber doch keine Katholiken sein 
wollen." 

Auch Hess das Experiment, welches die Salons leb- 
haft bewegte, die grosse Masse' der Nation ganz unbe- 
rührt, welche vor allem Ruhe wollte und deshalb mit 
steigender Angst den Problemen der Zukunft entgegen 
sah. Handel und Wandel lagen gänzlich djanieder, die 
3-proc. Rente war auf 55 gesunken, der Credit, für wel- 
chen die Furcht vor dem kommenden Uebel fast schlim- 
mer ist als das Uebel selbst, war vollständig unter- 
graben. 

Dabei organisirten sich die Socialisten immer mehr 
und spannten ihr Netz über Frankreich; in dem Mani- 
fest ihres unsichtbaren Comiti central de risistance hiess 
es „Aujourd^hui il n^y a plus de pardon possible, il 



«Vm faut point, il ne doli point y en avoir. Rdpondez a 
la resistance avec du plomb, du /er et du feu." 

Die Loosung- der Revolution war inzwischen sich 
ruhig zu halten und abzuwarten, bis die Furcht die Be- 
sitzenden so mürbe gemacht, dass bei den Wahlen von 
1852 die Rothen unter dem Druck gleichzeitiger Auf- 
stände siegen könnten. 

Der Berg war daher gegen jede Revision der Ver- 
fassung, durch welche deren gefahrlichste Bestimmungen 
hätten abgeändert werden können und fand sich in 
diesem Widerstände gestützt durch die constitutionellen 
Vorschriften, welche für die erst im dritten Jahre der 
Session gestattete Abänderung eine dreimal wiederholte 
Majorität von dreiviertel der Stimmen forderte. 

Nur in einem Punkte verlangte die Linke eine 
Aenderung. Sie wünschte das unbeschränkte allgemeine 
Stimmrecht herzustellen, während die Majorität der Ver- 
sammlung in dem Gesetz vom ^i. Mai den einzigen 
Rettungsanker sah. In diesem Punkte aber begeg- 
neten sich die Wünsche der Linken mit denen des Präsi- 
denten. Er hatte früher der Beschränkung des allge- 
meinen Stimmrechts nicht widersprochen, ja sie in der 
Stille gefördert, weil es damals sein Interesse war mit 
'1er Majorität zu gehen; aber principiell hatte er sich 
chon 1844 in seinem Aufsatz du Systeme il^cioral für 
las allgemeine, wenn auch indirecte Stimmrecht erklärt 
md die Erfahrungen, die er durch seine Wahl gemacht, 
latten ihn selbstverständlich nur in der Ansicht be- 
tärken müssen, dass dies Princip die festeste Grund- 
age für die populäre Tyrannis des Bonapartismus bilde. 
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Dies betonte er denn auch stets: ,,tnvoquant la souve* 
rainete du peuple, je ne reconnats a per sonne le droit de 
se dire son representant plus que mot,^' 

Demgemäss trat er in seiner Botschaft vom 5. Nov. 
1851 mit dem Vorschlag auf, an. die Stelle des dreijäh- 
rigen Wohnsitzes, von welchem das Gesetz von 1850 das 
Wahlrecht abhängig gemacht, einen sechsmonatlichen 
treten zu lassen. 

Die Botschaft ward mit Beifall von der Linken be- 
grüsst, welche nur den Sieg ihres Princips sah und da- 
mit sicher glaubte im nächsten Jahre günstige Wahlen 
durchzusetzen, sie vergass ganz ihr bisheriges Miss- 
trauen gegen Louis Napoleon. 

Aber dasselbe trat um so stärker bei der conser- 
vativen Majorität hervor, die den Vorschlag nur als be- 
deutsames Sympton der beunruhigenden Absichten auf- 
fasste, welche dem Präsidenten zugeschrieben wurden. 
In ihren Augen konnte die Aufhebung des Gesetzes 
vom 31. Mai, welches der Präsident in Uebereinstimmung 
mit ihr ins Leben gerufen, nur ein Mannöver sein um ihm 
den Weg zum Staatsstreich zu bahnen. 

* Li dieser Meinung fand sie sich noch bestärkt 
durch ein Circular des neuen Kriegsministers , General 
St. Amaud vom 28. Oct. an die Commandanten der Pa- 
riser Armee, in welchem dieselben kategorisch auf die 
Pflicht des unbedingtesten Gehorsams gegen ihren 
obersten Chef hingewiesen wurden, jja responsabüitd ne 
se partage pas, eile s'arrete au che/ de qui Vordre emane''''; 
man sah hierin eine Verletzung des Art. 32 der Ver- 
fassung, wonach die Versammlung über die Militair- 



kräfte, welche sie zu ihrer Sicherheit nothwendig er- 
achtete, disponiren konnte. Aufs höchste aber stieg 
die Erbitterung der Majorität nach der Anrede, welche 
der Präsident am 8. Nov. an die Officiere der neu nach 
Paris verlegten Reginjenter gehalten und die mit den 
Worten schloss: ,,st jamats le jour du dang er arrivaity 
je ne ferats pas comme les Gouvernements qui m'onf 
pricidi, et je ne vous dtrats pas: Marchez, je vous suisr 
mais je vous dtrats: Je marchey suivez moi. 

In der Aufregung dieser Eindrücke ward die zweite 
Lesung des Gesetzentwurfs über die Wiederherstellung 
des allgemeinen Wahlrechts verworfen, wenn auch nur 
mit einer Mehrheit von 7 Stimmen. Aber hierdurch 
nicht befriedigt, wollte die Majorität sich auch durch 
positive Maassregeln gegen einen Staatsstreich sichern, 
sie brachte wesentlich auf Betreiben von Thiers die fa- 
mose proposition des questeurs ein, zur Erläuterung und 
Sicherstellung des vorerwähnten Art. 32. Danach sollte 
der Präsident der Nationalversammlung ermächtigt sein 
über deren innere und äussere Sicherheit zu wachen 
und zu dem Behuf das Recht haben die bewaffnete 
Macht sowie alle Autoritäten, deren Beihülfe er für 
nothwendig erachtete, aufzubieten. Er sollte auch der- 
artige Aufforderungen direct an alle Offiziere, Comman- 
danten und Beamte richten dürfen, welche unverzüglich 
Folge zu leisten hätten. 

Die Absicht war, wie die später beim Quästor Baze 
vorgefundenen Papiere zeigten, den Präsidenten bei 
erster Gelegenheit in Anklagezustand zu versetzen und 
Changarnier an Stelle des zaghaften Dupin zum Präsi* 
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denten der Versammlung zu machen, auf welche die 
Executivgewalt dann übergegangen wäre. 

Louis Napoleon täuschte sich über die Tragweite 
des Vorschlags nicht und traf seine Maassregeln: wurde 
der Antrag angenommen, so war schon damals der Con- 
flict unvermeidlich, aber er wäre am 17. Nov. sehr viel 
blutiger und gefahrlicher für den Präsidenten gewesen, 
weil damals die Versammlung nicht überrascht worden 
wäre. Die Verblendung der Linken ersparte ihm diesen 
heisseren Kampf. Der Berg sah in dem Antrag nur den 
Versuch der verhassten Majorität, das Heft in die Hand 
zu bekommen und stimmte dagegen, so dass nach leiden- 
schaftlichen Debatten die prise en considiration mit 
einer Mehrheit von 108 Stimmen verworfen ward. 

• Dies Votum sowohl wie das für die Aufrechthaltung 
des Gesetzes vom 31. Med war ein Sieg für den Präsi- 
denten. Niemand wird bestreiten, dass allein das all- 
' gemeine Stimmrecht Grundlage einer demokratischen 
Republik sein kann, die sich zu den Principien der Frei- 
heit, Gleichheit und Brüderlichkeit bekannte. 

Das Gesetz vom 31. Mai war eine Verletzung des 
Art. 24 der Verfassimg, nach welchem das Stimmrecht 
direct und allgemein sein sollte Diejenige der beiden 
Staatsgewalten, welche Aufhebung dieser Verletzung 
öifentlich beantragte, musste einen grossen Vortheil 
über die andere davon tragen, welche die verfassungs- 
widrige Beschränkung aufrecht halten wollte, vor allem 
mussten ihr die 3 Mill. Wähler zufallen, welche das 
Gesetz vom 31. Mai ihres Rechts beraubte. 

Der Sieg der Majorität in dieser Frage wurde da- 
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her ebenso zum Gewinn ihres Gegners, «wie der ver- 
fehlte AngriiF, den sie mit dem Antrag der Quästoren 
machte; die Mehrheit der Nation war unzweifelhaft auf 
Seiten des Präsidenten, und die öffentliche Meinung ver- 
langte vor allem Ruhe und war der verbitterten parla- 
mentarischen Kämpfe, aus denen kein positives Resul- 
tat hervorging, die vielmehr nur die Agitation perma- 
nent machten, bis zum Ekel satt. 

Als Louis Napoleon am 25. Nov. bei Gelegenheit 
der Vertheilung der Preise an die französischen Aus- 
steller der Londoner Ausstellung die Worte sprach; ,,on 
voit des hommes, jadis ardens promoteurs des prerogatives 
de Vautoriti royale, se faire ,,,,conventtonnels''"' afin de 
desarmer le pouvoir issu du suffrage populatre'^ brach die 
Versammlung, welche aus mehr denn 3000 Personen 
der mittleren Klasse bestand, in lauten Beifall aus. Die 
Majorität der Nationalversammlung aber suchte den 
verlorenen Boden indirect wiederzugewinnen, indem sie • 
einen Gesetzentwurf über die Verantwortlichkeit der Be- 
amten und des Chefs der Executivgewalt einbrachte, 
also denselben unfruchtbaren Kampf wieder begann. 

Die Saiten waren so gespannt, dass der Conflict 
sich doch nicht mehr lange hätte vermeiden lassen. Den 
Ausschlag zum Handeln gab wohl ein entwendeter Brief 
des bekannten Orleanisten Roger (du Nord) an die 
Herzogin von Orleans, welcher dieselbe aufforderte, sich 
der Grenze Frankreichs zu nähern, Thiers und Chan- 
garnier als entschlossen den Präsidenten nach Vincen- 
nes bringen zu lassen nannte, und die günstige Stim- 
mung mehrerer Departements betonte. 
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Louis Napoleon wählte seine Stunde und über- 
raschte seine Gegner vollständig. Er wie seine weni- 
gen Mitverschworenen bewahrten ihr Geheimniss so 
gut, dass Niemand bei dem Empfang, der am Abend 
des I. Decbr. im Elys6e stattfand, irgend etwas von den 
Plänen bemerkte oder ahnte, welche in einigen Stunden 
ausgeführt werden sollten^). Man hatte so lange vom 
Staatsstreich gesprochen, ihn so oft für einen bestimmten 
Augenblick als unvermeidlich vorausgesetzt, dass nie- 
mand in dem Augenblick daran dachte, als er ausge- 
führt ward. Und so wirksam waren alle Vorbereitungen 
getroffen, dass in wenigen Stunden alles beendet war. 
Paris erwachte am 2. Decbr. ohne Ahnung davon, dass 
eine neue Ordnung der Dinge angebrochen war^). 

Wir haben hier nicht die Einzelheiten des Staats- 
streiches, der Verhaftungen, des Strassenkampfes, der 
Deportationen, der Verbannungen u. s. w. zu verfolgen, 
wie dies in Schriften für und wider bereits wiederholt 
geschehen ist. 

^) Ein Augenzeuge berichtet darüber vom 2. Decbr. „Gestern 
Abend fand der gewöhnliche Montagsempfang beim Präsidenten im 
Elysde statt; in der Conversation des Präsidenten und in seinem gan- 
zen ruhigen "Wesen war auch nicht das geringste Anzeichen von dem 
bemerkbar, was damals schon in der Ausführung begriffen war und 
wobei furchtbar viel auf dem Spiele steht; eine solche äussere Ruhe 
in solchem Augenblick ist vielleicht beispiellos. Es war mir auf- 
fallend, dass ungewöhnlich viele Offiziere die Salons füllten, während 
sehr wenige Repräsentanten gegenwärtig waren. Später ging ich zum 
Herzog von Broglie, wo viel über einen Staatsstreich gescherzt wurde, 
wo aber niemand an eine so schnelle Verwirklichung dachte." 

^) Der Minister des Auswärtigen Marquis de Turgot, der nicht 
ins Geheimniss gezogen war, hatte zum 2. Decbr. Einladungen zu einem 
diplomatischen Diner ergehen lassen, welches auch wirklich in dem 
mit Truppen stark besetzten Hotel stattfand. 

Der Staatsstreich von 1851. 2 
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Der Aufstand, den die socialistische Partei in Paris 
zu organisiren versuchte, an dem aber die eigentliche 
Arbeiterbevölkerung nur geringen Antheil nahm, ward 
mit überlegener militärischer Kraft niedergeworfen, 
ebenso die vereinzelten Emeuten in den Provinzen, na- 
mentlich im Süden, wo die Zerstörung von Schlössern 
im Departement de TH^rault eine Probe der für 1852 
beabsichtigten Jacquerie gab. 

Für die verhafteten Generale und Volksvertreter 
erhob sich keine Hand, die grosse Mehrheit der Nation 
stimmte dem Staatsstreiche zu; alles was nicht von dem 
communistischen und socialistischen Schwindel ergriffen 
war, verlangte Ruhe, Ordmmg und Sicherheit und stellte 
sich auf die Seite des Präsidenten, welcher allein im 
Stande war, diese ersten Güter der bürgerlichen Gesell- 
schaft zu sichern. Die 5-proc. Rente, die am i. Decbr. 
91 f. 60 stand, war am 15. Decbr. auf 102 f. 50 gestiegen, 
Handel und Verkehr hoben sich mit einem Schlage aus 
ihrer bisherigen Stagnation. 

Nachdem durch Decret vom 6. Decbr. das Pantheon 
dem katholischen Gottesdienst zurückgegeben und wie 
früher der St, Genevieve patronne de Paris gewidmet 
ward, erklärte der Clerus, an seiner Spitze der streng 
kirchliche Bischof von Chartres, sich für Napoleon, und 
Graf Montalembert sprach sich in einem offen gehaltenen 
Briefe dahin aus, dass er dem Prinzen seine Stimme 
geben werde, „welcher seit drei Jahren der Sache der 
Ordnung und des Katholicismus unermessliche Dienste 
geleistet hat." 

Einschreiben desPabstes an Montalembert billigte 
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dessen Verfahren vollkommen, worauf denn die Geist- 
lichkeit sich beeilte, den Präsidenten als das auser- 
wählte Rüstzeug zur Rettung der Religion und' Gesell- 
schaft zu feiern. 

Das Plebiscit vom 20. Decbr. ratificirte den Staats- 
streich mit einer unermesslichen Majorität und gab dem 
Präsidenten, der seine Decrete Louis Napoleon Bona- 
parte unterzeichnete, freie Hand, eine neue Verfassung 
zu machen, deren Grundlagen sich bereits in der vom 
Elys6e gleich nach dem Staatsstreich ausgegangenen 
Flugschrift „/0; revtston de la Constitution^*^ vorgezeichnet 
fanden. 

Das franzosische Volk brauchte seine Souveränetät 
nur, um ihr zu Gunsten der Dictatur zu entsagen, es 
gab nicht nur das parlamentarische System, sondern 
persönliche Freiheit, Pressfreiheit, Redefreiheit auf und 
acceptirte die Herrschaft des Säbels und der Polizei, 
um wenigstens Leben und Eigenthum zu retten. 

Selbst das liberale Journal des D6bats gab zu: 
Vordre public est le mot du Gouvernement et le cri de la 
sociSti und auch die meisten unabhängigen franzosischen 
Politiker, welche mit Trauer auf die Unterdrückung 
aller langerrungenen Freiheiten sahen, waren unter den 
obwaltenden Umständen geneigt, mit Resignation dem 
Wort des Fürsten Metternich über den Staatsstreich 
zuzustimmen: „/<? ne Vapprouve pas, je ne le bläme paSy 
je Faccepte,^' 
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Der erste Eindruck des Staatsstreichs vom 2. De- 
cember auf die öffentliche Meinung war der einer all- 
gemeinen Empörung, man sah darin nur den Verfassungs- 
bruch und die Niederlage des Parlamentarismus, sowie 
aller freiheitlichen Garantien, übersah aber in der ge- 
rechten Entrüstung über das Glücksritterthum, welches 
sich auf den Ruinen der gefallenen Republik breit 
machte, die Unhaltbarkeit und die Gefahren des Zu- 
standes, welchem Napoleons Eingreifen ein Ende machte. 

Dies Urtheil modificirte sich nach der Abstimmung 
vom 20. Decbr. insofern, als man einsehen musste, dass 
die französische Nation nichts besseres wollte und völlig 
nicht blos die öffentliche Freiheit der Ruhe opferte, 
sondern sich auch ohne Murren die furchtbaren Ein- 
griffe in die Privatsphäre gefallen liess, welche mit den 
yerbannungs-,Deportations- und Confiscations-Decreten 
anfingen. Es begann mit der Wiederaufrichtung des 
Absolutismus in Frankreich namentlich bei den Deut- 
schen eine heilsame Reaction gegen den überwiegenden 
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und unglücklichen Einfluss, den der französische Pseu- 
doliberalismus seit 1815 auf die einheimische Entwicklung 
geübt. 

Ganz anders war der Eindruck der Decemberereig- 
nisse bei den europäischen Cabinetten. Die absolutisti- 
schen, welche in dem Augenblick die grosse Mehrzahl 
bildeten, sahen darin vor allem einen Sieg des Autori- 
tätsprincips. „Wenn auf der einen Seite, schrieb ein 
wohlunterrichteter Gesandter am 9. Decbr. aus Frank- 
furt, sich ein gewisses Bedauern zeigt, dass die Sache 
der Legitimität so wenig Chancen in Frankreich zu ha- 
ben scheint, so hat doch der Triumph der militärischen 
Gewalt und der Schlag, welcher der parlamentarischen 
Regierung versetzt ist, die rückhaltsloseste Befriedigung 
verursacht." Auffallend dagegen mag es erscheinen, dass 
auch die beiden bedeutendsten liberalen Staatsmänner 
Europa's Palmerston und Cavour dem Staatsstreich zu- 
stimmten. Selbstverständlich indess nicht, weil sie die 
That an sich billigten, sondern zunächst weil beide die 
Unmöglichkeit erkannt hatten, dass die Republik be- 
stehe, sodann aus Gründen ihrer speciellen Stellung. 

Cavour's Scharfblick erkannte, dass nach der Be- 
siegung der Anarchie Napoleon auf die auswärtige 
Politik werde hingelenkt werden: ^.VEurope va 
rentrer enmouvement'' schrieb er und begriff sofort, von 
welcher Wichtigkeit es für seine Pläne, für die Befrei- 
ung Italien's sein müsse, sich gut mit dem neuen Macht- 
haber in Paris zu stellen. 

In anderer und doch ähnlicher Lage befand sich 
Palmerston. 
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Seine Politik hatte in den letzten Jahren bei allen 
Schwankungen doch die sehr bestimmte Richtung ver- 
folgt, stetig dem russisch-österreichischen Einfluss ent- 
gegenzutreten. 

Er hielt für diese Politik die Unterstützung der 
oppositionellen Richtungen in den absolutistisch regier- 
ten Staaten als ein wirksames Mittel, war aber eben 
dadurch den betreffenden Regierungen besonders ver- 
hasst geworden. Bei der Wendung der Dinge in Frank- 
reich, die in Wien und Petersburg mit grosser Befrie- 
digung gesehen ward*), schien es nun Palmerston von 
entscheidender Wichtigkeit, jenen beiden Cabinetten 
zuvorzukommen und den neuen Gewalthaber für sich 
zu gewinnen. 

Er sprach deshalb nicht nur privatim, sondern auch 
officiell in einer Depesche an Normanby seine Zustim- 
mung zum Staatsstreich aus und beglückwünschte den 
französischen Botschafter in London. 

Dies brachte die schon lange bestehende Differenz 
zwischen Palmerston und seinen Collegen zur Krisis. 
Das Whigministerium bekannte in seiner überwiegen- 
den Majorität sich streng zum Princip der Nichtinter- 
vention und missbilligte die Neigung des auswärtigen 



i) Dies war auch der erste Eindruck des englischen Botschafters 
in Paris Lord Normanby. Am 3. Decbr. schreibt er: If Napoleon 
succeeds in his election^ it is not a good prospect for England, This 
Step will evidently bee approved hy Russia and Austria and lead to 
some intimate alliance with these power s. Napoleon will soon find^ that 
he must occupy his overgrown army to keep it quiet and that the French 
will seek for some cause of quarr el with England ^ who is now so 
unpopulär with the other powers on the continent. 
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Sekretairs zur antiabsolutistischen Tendenzpolitik, es hielt 
ein bestimmtes Entgegenwirken gegen Oesterreich und 
Russland nicht im Interesse Englands und wollte mit 
beiden Staaten auf gutem Fusse bleiben, so lange nicht 
englische Interessen direct im Spiel waren. 

Dem Princip der Nichtintervention.gemäss beschloss 
das Ministerium^denn auch, sich (jeder officiellenAeusse- 
rung über den Staatsstreich zu enthalten, obwohl die 
meisten englischen Politiker beider Parteien denselben 
für nothwendig anerkannten. 

Als Palmerston im offenen Widerspruch mit diesem 
Beschluss sich förmlich für Napoleon aussprach, liess 
ihm die Königin durch Lord John Russell die Siegel 
des auswärtigen Amtes abfordern; derselbe schrieb ihm 
hierbei ausdrücklich (Decbr. 17), dass die materielle po- 
litische Frage dabei gar nicht berührt werde. yj;he 
question is not, whether the President has been justified 
in dissolving the assembly and annulling the Consti- 
tution, but whether you wer e justified, as the Queens 
secretary of State, in expressing an opinion upon the 
subject,'' 

Der Rücktritt Palmerston's, den Lord Granville 
ersetzte, überraschte allgemein und selbst in Paris war 
man nicht gleich über das eigentliche Motiv im Klaren. 
Die Zeitungen, zum Theil von ihm inspirirt, behaupteten, 
Palmerston sei dem Andrängen der absolutistischen 
Cabinette zum Opfer gefallen. Die Gesandten derselben 
aber waren klug genug, einzusehen, dass es nicht in 
ihrem Interesse sei, diesen Glauben zu unterstützen, 
welcher das englische Selbstgefühl zu reizen ganz ge- 
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eignet war. Sie widersprachen daher jenen Gerüchten, 
welche daran einen Anhalt hatten, dass jene Mächte 
eben Vorstellungen wegen des Treibens der Flüchtlinge 
in England gemacht hatten ^). Der wirkliche Grund des 
Rücktritts konnte natürlich der französischen Regierung 
nicht gefallen, speciell fürchtete sie, dass es bei der 
unvermeidlichen bevorstehenden Debatte über das Er- 
eigniss im Parlamente zu heftigen Aeusserungen gegen 
die Person des Präsidenten kommen könne, zumal die 
englische Presse eine Sprache führte, welche Napoleon 
im hohen Grade verletzte. 

Englischerseits ward darauf hingewiesen, dass ein 
grosser Unterschied zwischen einer Missbilligxmg des 
Staatsstreichs und einer Missbilligung einer öffentlichen 
Billigung desselben sei ; nur die letztere sei gegen Lord 
Palmerston ausgesprochen; die Regierimg werde ihr 
Möglichstes thun, die Debatte in ziemlichen Grenzen zu 
halten, habe aber keine Macht, unabhängige Mitglieder 
zu hindern Ausdrücke zu gebrauchen, welche dem Prä- 
sidenten unangenehm sein könnten, noch weniger die 
Presse zu zügeln. 

Die Klippe ward denn auch glücklich vermieden. 
Lord John verlas bei der Debatte ein Memorandum der 
Königin, in welchem sie ihre Auffassung eines englischen 
Souverains und ihre Klagen gegen Palmerston zusam- 
menfasste ^). Man war im Unterhause zuerst überrascht 
den Namen der Königin so vorgeschoben zu sehen, fühlte 



1) Cfr. in Anlage i die Correspondenz zwischen Baron Brunnow 
und Lord Russell. 

2) Cfr. Anlage 2. 
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aber, dass sie ganz unangreifbar auf constitutionellem 
Boden stehe und Palmerston's Haltung nicht zu verthei- 
digen war '). 

Das Ministerium ging siegreich aus der Debatte 
hervor, zumal auch Palmerston genöthigt war, sich isehr 
zurückzuhalten, um nicht vor dem Publikum als Ver- 
theidiger des Absolutismus zu erscheinen. 

Lord John zeigte sich gleichzeitig zuvorkommend 
gegen den Präsidenten, indem er Lord Normanby, der 
in Paris nicht mehr gern gesehen war, abberief, zu 
dessen Nachfolger Lord Cowley ernannt ward. 

Graf Walewski ward beauftragt die Dankbarkeit 
der französischen Regierung über diesen Schritt aus- 
zusprechen; sie habe immer sorgfaltig vermieden auch 
nur die leiseste Klage gegen Lord Normanby zu äussern, 
aber es seien Umstände, die vielleicht einen Wechsel 
wünschenswerth machten und niemand hätte der Re- 
gierung angenehmer sein können als Lord Cowley. 

Am willkommensten freilich war in Paris die Nach- 
richt von dem bald darauf erfolgten Falle des Cabinets, 
welches Palmerston stürzte imd das den Tories Platz 
machte, unter denen Lord Malmesbury, ein persönlicher 
Freund des Präsidenten, das auswärtige Amt übernahm. 
Napoleon verhehlte seine Befriedigung nicht, als die 
telegraphische Nachricht von diesem Cabinetswechsel 
während des Cercle diplomatique eintraf, den er am 



i) y^If Lord John had not taken tkat line^ he would not have had 
a leg to stand on, we were immediately convinced that he could not 
have fought the hattle on poütical grounds** äusserte ein Mitglied un- 
mittelbar nach der Debatte. 
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23- vor einem grossen Ball in den Tuilerien schon ganz 
mit dem unter dem Kaiserreich üblichen Ceremoniell 
hielt. Von da an gestalteten sich die Beziehungen bei- 
der Regierungen immer herzlicher. 

Der Eindruck bei den grossen nordischen Mächten 
war verschieden gewesen, zwar hatten ihre Vertreter 
in Paris nach vorgängiger Uebereinkunft dem Minister 
des Auswärtigen fast gleichförmig sofort erklärt, dass 
die Decrete des Präsidenten vom 2. Decbr. innere An- 
gelegenheiten beträfen, in welche das Ausland sich 
nicht zu mischen habe, dass davon abgesehen der Sieg 
der Regierung über die extreme Demokratie ihren Ca- 
binetten nur als höchst erwünscht und erfreulich er- 
scheinen könne. Aber unter dieser Gemeinsamkeit der 
Auffassung bargen sich doch erhebliche Schattirungen. 

Am rückhaltlosesten zollte Fürst Schwarzenberg 
dem Staatsstreich Beifall. In einem Memoire vom 
29. Decbr. 1851 ') fasste er sofort die Wahrscheinlichkeit 
ins Auge, dass sich aus dem Staatsstreich das Kaiser- 
reich entwickeln werde und besprach diese Eventuali- 
tät im Hinblick auf eine zwischen den Cabinetten von 
Wien, Berlin und Petersburg zu treffende Verständi- 
gung. Der gegen die Napoleoniden gerichtete Vertrag 
vom 20. Nov. 1815 sei durch die veränderten Umstände 
seinem Buchstaben nach entkräftet. Die monarchische 
Gesinnung Louis Napoleon'sjsei jetzt eine bessere Ga- 
rantie der Ordnung als die Bourbon's mit ihrer Neigung 
zum Constitutionalismus. 



I) Cfr. Anlage 3. 



21 

Ueberdies sei es jetzt schon' zu spät den Vertrag 
zur Anwendung zu bringen. 

Louis Napoleon sei bereits im Besitz der höchsten 
Gewalt und die Annahme des Kaisertitels würde eben 
nur eine Aenderung des Namens sein, wolle man die 
Anerkennung weigern, so müsse man sich zu einem un- 
absehbar langen Kriege entschliessen. 

Zudem werde man ausdrücklich nur die Thatsache, 
nicht ein Recht anerkennen. Jetzt seien die Bourbonen 
unmöglich, vielleicht aber bahne Louis Napoleon der 
Restauration derselben unter günstigeren Verhältnissen 
den Weg durch die vorherige Beseitigung des Parla- 
mentarismus. Durch die Anerkennung des Kaiserreichs 
würden die drei Mächte ihren Principien nichts verge- 
ben, aber Napoleon gewinnen und England isoliren. 

Eine wohlverstandene Interessenpolitik gebiete 
also sich über alle Bedenken hinwegzusetzen, welche 
sich dagegen geltend machen könnten, einem ,;indwidu 
tel que Louis Napoleon^*' Ranggleichheit zuzugestehen. 
Auch rathe er nur, die Anerkennung unter der Voraus- 
setzung erfolgen zu lassen, dass vorher Napoleon die 
bestimmte Versicherung gebe, dass die Veränderung 
seines Herrschertitels die durch die Verträge bestimm- 
ten auswärtigen Verhältnisse, namentlich die territoriale 
Begrenzung der Staaten unberührt lassen solle und 
dass er die Eroberungspolitik seines Onkels nicht wieder 
aufnehmen werde. 

Man würde ihn zugleich warnen, dass er gegen 
eine solche Politik die drei Höfe stets vereint finden 
werde. 
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Die Denkschrift zeigt, dass bei dem Fürsten Schwar- 
zenberg die Befriedigung über die Herstellung des Ab- 
solutismus in Frankreich und die Hoffnung England zu 
isoliren alle legitimistischen Skrupel überwog; die Nie- 
derlage der Republik in Paris gab Oesterreichs Sieg 
über die Revolution erst den rechten Halt. 

Demzufolge gestalteten sich die Beziehungen der 
Cabinette von Wien und Paris sehr freundlich und als 
der französische Gesandte de la Cour dem Kaiser Franz 
Joseph ein Schreiben des Präsidenten überreichte, durch 
welches derselbe seine neue Stellung notificirte, hatte 
er sich des verbindlichsten Empfanges zu erfreuen. 
Schwarzenberg sprach auch im diplomatischen Verkehr 
die Ansicht aus, dass Oesterreich und Frankreich einen 
gemeinsamen Feind, die Revolution, hätten und dass er 
weder der Annahme des Kaisertitels noch irgend einer 
andern Maassregel entgegentreten werde, die Napoleon 
„innerhalb der französischen Grenzen" zur Befestigung 
seiner Autorität ergreifen würde. 

Umgekehrt gestaltete sich die Anschauung des 
Kaisers Nicolaus. Er zollte dem Staatsstreich warmen 
Beifall, aber wollte darum die Sache der Legitimität 
nicht aufgeben. 

Des Kaisers leitender Gedanke war, dass alle Re- 
gierungen gegen die Revolution zusammenhalten und 
handeln müssten, aber er hasste in richtigem Instinct 
den Liberalismus mehr als die republikanische Anar- 
chie, welche zur Dictatur fuhren musste. 

Er sah deshalb auch die Lage Frankreichs im Herbst 
1851 nicht so gefahrlich an und meinte, das Land sei 
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durch den Kreislauf der Revolutionen, die es durch- 
gemacht, so ermattet, dass es beginne, Ruhe und Ord- 
nung als das höchste Gut anzusehen. 

Frankreich, äusserte er Mitte October gegen einen 
bei ihm beglaubigten Gesandten, ist nicht mehr was 
es war, als es zuletzt Europa überrannte, und Europa 
ist noch weniger was es damals war. Ich wünsche auf- 
richtig, Frankreich ruhig, blühend und mächtig zu 
sehen, aber recht verstanden bei sich zu Hause, nicht 
bei andern {,^chez eile, pas chez les autres^'). 

Der Staatsstreich überraschte den Kaiser wie alle 
Welt; er freute sich seines Gelingens, aber machte da- 
bei sogleich seine legitimistischen Vorbehalte. Bei dem 
Empfang des portugiesischen Gesandten Baron Paiva, 
welcher von Paris nach Petersburg versetzt war, sprach 
er sich (Decbr. 22) offen in diesem Sinne aus: „Enfin,"' 
sagt er in Bezug auf Louis Napoleon, ,,tous mes voetix 
sont pour lui et pour le succis de son entreprise, seule- 
ment quHl sott bten sage. QtCü se fasse nommer Pre- 
sident — je consens mime pour dix ans — pour la vte — rten 
de mteux — maispour Dteu, quHlne songe pas ä se faire 
proclamer Empereur, Ceciavec les traites qui existent, avec 
les engagements qui ont iti pris, pourrait donner Heu ä 
des graves embarras. Quant aux Orlianistes, on n'a 
pas a s'occuper d'eux, quHls se tiennent bien tranquilles. 
Comme vous savez, je n*ai jamaisvoulurien avoira faire 
avec ces gens4ä, Comme chef d'un grand etat, fai du 
avoir des rapports officiels avec Louis Philippe, mais 
rien de plus. Citait un vieux hypocrite que ce Louis 
Philippe, que favais parfaitement bien juge, a cela pres 
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que je Pavats cru plus adroit, quHl tCitait reellement. 
N'en parlons plus, tl a fini malheureusement, comme 
doü finirun komme y quiatrahi son seigneur et maitre,^'' 

Da Baron Paiva in Paris auf vertrautem Fusse 
mit dem Präsidenten gestanden, so waren diese Worte 
vielleicht darauf berechnet als indirectes Avertissement 
ans Elys6e zu gelangen. 

Aber es begreift sich, dass der Kaiser bei solchen 
Anschauungen wenig von Schwarzenbergs Denkschrift 
erbaut seinmusste. Die Bereitwilligkeit des Fürsten, die 
Bourbons fallen zu lassen, berührte ihn um so unange- 
nehmer, als er sonst grosse Stücke auf den Fürsten 
hielt und diese Nachgiebigkeit nicht mit dessen festem, 
ja schroffem Charakter zu reimen wusste. Er äusserte 
sich sehr bitter über eine so niedrige und schwache 
Politik, glaubte aber auch nicht, dass Louis Napoleon 
ernstlich an das Kaiserthum denke. 

Er war geblendet (ibloui) durch die Erfolge des 
Präsidenten und schätzte die Dienste, welche derselbe 
der Sache der Ordnung erwiesen, so hoch, dass er dessen 
verschleierte Ablehnungen des Kaisertitels, den Höf- 
linge und Präfecten den Retter der Gesellschaft anzu- 
nehmen drängten, als baare Münze nahm, er hielt es 
für unmöglich, dass ein Mann ,,d'un caradlre st noble, de 
sentiments si Kleves"" im Schilde führen könne, was den 
europäischen Frieden bedrohen werde, erklärte vielmehr 
wiederholt, dass Louis Napoleons Absicht gewiss nur 
sei, seine gewonnene starke Stellung zu benutzen, um 
die revolutionäre Partei zu vernichten. 

Der Kanzler Graf Nesselrode theilte diese opti- 



31 

mistische AuiFassung seines Gebieters nicht; er war dem 
Präsidenten dankbar für die Unterdrückung der Re- 
publikaner, aber sah mit Misstrauen auf die Maassregeln, 
durch welche derselbe seine persönliche Stellung zu ver- 
grössern strebte, und fürchtete noch mehr die auswär- 
tige Politik, durch welche Napoleon seine Autorität zu 
befestigen geneigt sein könnte. 

Die Maassregeln, welche rasch den Weg zum Empire 
bahnten, die Wiedereinführung der napoleonischen Ver- 
fassung, dicx^nnahme der Adler als Armee-Standarten, die 
Installation in den Tuilerien, machten inzwischen auch 
den Kaiser Nicolaus stutzig. Am Abend des 19. Januar 
liess er den französischen Gesandten General Castelbajac 
zu sich kommen, setzte ihm seine Gründe gegen die An- 
nahme des Kaisertitelsauseinanderund ersuchte ihn, diese 
der Aufmerksamkeit des Präsidenten zu empfehlen. 

Als pis-aller schlug er vor, derselbe möge wenig- 
stens die Krone nur auf 10 Jahre nehmen. 

Castelbajac, der legitimistische Tendenzen hatte 
und kein grosser Politiker war, sah nicht ein, dass die- 
ser letzte seltsame Vorschlag seinen Gebieter nur be- 
leidigen konnte, und dachte, es könne auf diese Weise 
doch die Zukunft der Bourbonen gerettet werden; er 
versprach nicht nur, in diesem Sinne nach Paris zu 
schreiben, sondern auch dem Kaiser seine Depesche vor- 
zulegen, ehe er sie absende. 

Um seinen Bemühungen zu secundiren, sandte 
NicolausdenFürstenLabenski,einederwenigenPersonen, 
die er in auswärtigen Fragen zu Rathe zog, nach Paris. 

Diese Constellation gab den englischen Staatsmän- 
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nern viel zu denken. Sie sagten sich, dass wenn Na- 
poleon sich mit einer Stellung als lebenslänglicher Prä- 
sident begnüge, der Kaiser Nicolaus in seiner reactio- 
nären Schwärmerei geneigt sein werde, eine enge Allianz 
einzugehen, die für England möglicherweise sehr be- 
denklich werden könne, dass aber, wenn der Prinz durch 
die Annahme des Kaisertitels die legitimistischen Ideen 
des Czaren verletzte, wahrscheinlich das Verhältniss 
zwischen Petersburg und Paris sich in ähnlicher Weise 
kühl gestalten werde, wie zu Zeiten Louis' Philipp's. 

Aus diesem Grunde lehnte das englische Cabinet 
auch den Vorschlag Russlands ab, durch gemeinsame 
Vorstellungen gegen die Annahme des Kaisertitels zu 
wirken und denselben jedenfalls nicht ohne vorheriges 
Einverständniss mit Russland anzuerkennen. 

Auf die Notification des Präsidenten hinsichtlich 
der ihm in Folge des 2. Decbr. übertragenen Gewalten 
erging die Antwort des Kaisers unterm 22. Jan., welche 
in freundschaftlicher Fassung geschickt am Schlüsse 
die Verträge und die Unabhängigkeit der Staaten be- 
rührte \ 

Obwohl die durch Castelbajac gemachten Eröff- 
nungen in Paris missfallen mussten, mochte auch der 
Präsident klug genug sein, keine Empfindlichkeit da- 
rüber zu zeigen, so ward doch der russische Gesandte 
in Paris in der zweiten Hälfte Februar beauftragt, 
Louis Napoleon die Bedenken) seines Gebieters gegen 
die Herstellung des Empire officiel mitzutheilen. 



i) Cfr. Anlage 4. 
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Herr v. KisselefF suchte sich den Weg zur Erfül- 
lung dieser plötzlichen Aufgabe dadurch zu bahnen, dass 
er die Stellen seiner Instruction, von denen er voraus- 
sah, sie könnten an höchster Stelle verletzen, vorher 
dem auswärtigen Minister und seinem Unterstaatssecre- 
tär Herrn Thouvenel mittheilte, damit sie den Präsi- 
denten vorbereiten könnten. 

Beide suchten ihm den Gedanken auszureden, dass 
Napoleon beabsichtige den Kaisertitel anzunehmen, 
ohne indess die Möglichkeit bestimmt zu verneinen. 

Bei seiner Audienz fand KisselefF demgemäss den 
Prinzen vorbereitet und suchte besonders hervorzu- 
heben, dass die Proclamirung des Kaiserreichs den 
Frieden gefährden müsse, die französische Armee 
würde dadurch von Enthusiasmus für ihre grosse Zeit 
ergriffen werden und nicht mehr zu zügeln sein, Na- 
poleon aber würde, wenn er auf diese Weise zum Kriege 
gedrängt werde, ganz Europa gegen sich vereinigt 
finden. 

Der Präsident wies diese Befürchtungen als unbe- 
gründet zurück, bemerkte aber, dass er jeden Versuch 
die Würde und Unabhängigkeit Frankreichs, wie sie in 
seiner Person vertreten seien, anzugreifen (dP attaquer la 
digniti et ttndipendance de la France^ reprisenties dans 
ma personne) ^ zu vereiteln wissen werde. 

Kisseleff beeilte sich gegen eine solche Auslegung 
eines Rathes zu protestiren, der von seinem Souverän 
in der freimüthigsten und edelsten Weise einem Gebieter 
eines Landes gegeben sei, für den Se. Kaiserl. Majestät 
die höchste Achtung hege und dessen gute Beziehungen 

Der Staatsstreich von 1851. y 
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zu allen übrigen Staaten Europa's demselben so sehr 
am Herzen liege. 

Der Prinz nahm diese Versicherungen freundlich 
auf, aber vermied es, die von Russland gewünschte Zu- 
sage zu geben und that, als der Gesandte ihm anbot 
seine Instructionen vorzulegen, um jedes Missverständ- 
niss zu vermeiden, als ob er ihn nicht verstanden. 

Er erging sich in wiederholten Versicherungen 
seiner friedlichen Absichten und Betrachtungen über 
die Innern Zustände Frankreichs, sowie seiner bereits 
unumschränkten persönlichen Stellung. 

„Lesen Sie," sagte er, „nochmals meine Proclama- 
tion vom 2. Decbr., habe ich darin nicht unumschränkte 
Gewalt (des pouvotrs üUmites) gefordert und wurde sie 
mir nicht gewährt? Konnte ich nicht am 2, Decbr. durch 
einen Federstrich mich ernennen zu was ich wollte? 
was ich damals that, that ich für das öifentliche Wohl 
und so werde ich zu handeln fortfahren." 

Weiteres über seine zukünftigen Absichten konnte 
der Gesandte nicht aus dem verschlossenen Manne her- 
ausbringen. 

Die Eindrücke, welche der Staatsstreich in Berlin 
hervorrief, waren denen in Petersburg ähnlich. Man 
freute sich der Niederlage der Revolution und eine 
gleich hernach erschienene Uebersetzung der Napoleo- 
nischen Flugschrift „/« rSvision de la Constitution^', die 
durch die Decker'sche Geheime Oberhofbuchdruckerei 
nicht blos verlegt, sondern mit Rabatt-Promessen ver- 
breitet ward; sprach in ihrem Vorwort die feste Ueber- 
Zeugung aus, dass Napoleon am 2. Decbr. die parla» 
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mentarische Regierung auf dem europäischen Continente 
für immer vernichtet habe. 

Aber auf der anderen Seite waren nicht nur die 
Legitimitätsbedenken am preussischen Hofe sehr stark, 
sondern die Befürchtungen, dass der Präsident seine 
unumschränkte Macht zu einem auswärtigen Kriege 
benutzen könne, niussten begreiflicher Weise bei der 
einzigen Grossmacht, die zugleich Grenzmacht Frank- 
reichs war, besonders stark hervortreten. 
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Diese Befürchtungen erschienen auch um so weniger 
als unbegründet, als die neue Gewalt in Paris eine ge- 
wisse unruhige Händelsucht gegen die schwachen Staaten 
des Auslandes zeigte, während ihre Beziehungen mit 
Oesterreich immer intimer zu werden schienen und beide 
Regierungen namentlich in Bezug auf die Schweiz zu- 
sammengingen. 

Oesterreich nahm in der Action gegen dieselbe die 
Initiative. Es schlug Frankreich Mitte Januar eine ge- 
meinsame militärische Besetzung der Schweiz vor. 
Frankreich lehnte dies ab, aber richtete am 24. Januar 
eine Note an dieselbe^), in 'welcher es die Forderung 
aufstellte, dass es dem französischen Gesandten in Bern 
künftig freistehen solle, die Ausweisung aller franzö- 
sischen Flüchtlinge, die er dem Bundesrath bezeichne, 
zu verlangen und dass diese Ausweisung jedesmal in 
einem bestimmten Termin stattfinden müsse, ohne dass 



^) Cfr. Anlage 5. 
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die Cantonalbehörden dagegen Einwendungen machen 
dürften. Eine Weigerung, auf diese Forderung einzu- 
gehen, müsse die guten Beziehungen beider Länder 
schwer gefährden und Frankreich zu Maassregeln zwin- 
gen, welche es lebhaft wünsche, vermeiden zu können. 

Diese Zumuthung, einem fremden Gesandten förm- 
lich das Recht einzuräumen, in die inneren Angelegen- 
heiten einzugreifen und seine Befehle auszuführen, em- 
pörte den Bundesrath, aber setzte ihn zugleich in grosse 
Verlegenheit, denn er sah die Schweiz fast wehrlos gegen 
das UebelwoUen Frankreichs. 

Gestenreich liess die Note des Grafen Föneion offi- 
ciell durch seinen Geschäftsträger in Bern unterstützen; 
mit Preussen stand man wegen Neufchätel auf gespann- 
tem Fusse; Russland hatte die diplomatischen Bezie- 
hungen mit der Schweiz suspendirt; so blieben nur Eng- 
land und Sardinien. 

Der Präsident Furrer wandte sich an diese beiden 
Regierungen, die übereinstimmend riethen, jede Con- 
cession an Frankreich zu machen, die mit der Ehre eines 
unabhängigen Staates verträglich sei, aber darüber hin- 
ausgehende Forderungen mit Festigkeit und Würde ab- 
zulehnen. 

Der sardinische Ministerpräsident Azeglio machte 
in seiner Antwort speciell darauf aufmerksam, dass er 
um Verwicklungen mit Frankreich und Oesterreich zu 
vermeiden, die Initiative genommen und das Pressgesetz 
so geändert habe, dass fremde Gesandte nicht selbst als 
Ankläger bei AngriflFen der Zeitungen auf ihre Souveräne 
aufzutreten brauchten, dass die Flüchtlinge in Sardinien 
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nur geduldet würden, wenn sie sich stille verhielten, aber 
dass er jede demüthigende Forderung einer der beiden 
grossen Grenzmächte entschieden zurückweisen würde, 
weil Nachgiebigkeit in solchem Falle nur zu grösseren 
und abgeschmackteren Zumuthungen führen könne ^). 
Die Schweiz antwortete in diesem Sinne durch die Note 
vom 9. Februar. 

England begnügte sich inzwischen nicht damit, in 
Bern mässigend zu wirken, sondern nahm auch Anlass 
in Paris auf die Gefahren nachdrücklich aufmerksam zu 
machen, welche eine Verletzung der Schweizer Neu- 
tralität herbeiführen müsse. Lord Cowley theilte am 
25. Februar dem Marquis Turgot eine vertrauliche aber 
ostensible Depesche Lord Granville's vom 20. mit, worin 
versichert ward, dass England, weit entfernt' die Schweiz 
in ihrem Widerstände zu bestärken, seinen Einfluss in 
Bern eifrig geltend gemacht habe, sie zu bewegen, den 
Reclamationen Frankreichs so weit thunlich. Genüge zu 
leisten. Turgot, der diese Frage persönlich mit grosser 
Leidenschaftlichkeit aufgefasst hatte, wollte Anfangs 
nicht zugeben, dass eine fremde Regierung sich in eine 
Angelegenheit mischen dürfe, die Frankreich allein zu 
beurtheilen habe. 

Indess Cowley machte ihm in sehr versöhnlichen For- 
men bemerklich, dass eine Macht, die Mitunterzeichnerin 
der Verträge sei, welche die Neutralität und Unabhängig« 
keit der Schweiz begründet, ein Recht habe gehört zu 
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werden, wenn jene Unabhängigkeit und Neutralität aus 
irgend welchen Ursachen bedroht sei. 

Der Minister ging dann mit grosser Lebhaftigkeit 
auf die Sache selbst ein und behauptete, es sei keines- 
wegs blos die Flüchtlingsfrage, welche den Schritt Frank- 
reichs veranlasst habe, sondern eine Reihe von Beschwer- 
den (affronts et griefs), welche die feste Absicht des 
Bundes zeigten, die französische Regierung zu beleidigen 
und zu ärgern. 

Die Schweizer Presse reize das französische Volk 
auf, zu den Waffen zu greifen, und brauche die ver- 
letzendste Sprache gegen den Präsidenten, die Cantonal- 
regierungen seien Treibhäuser der socialistischen Doctri- 
nen und das Verfahren der Bundesregierung sei voll von 
Ausflüchten und Betrug. Man könne und wolle solches 
unfreundliche Benehmen, welches nicht durch die Neu- 
tralität gedeckt werde, nicht länger von einem Nachbar- 
staat dulden ; die Schweizer Unabhängigkeit dürfe nicht 
die eigene Sicherheit und Ruhe gefährden. 

Der Botschafter machte darauf aufmerksam, dass 
eine Forderung wie die, dass die Schweizer Regierung 
jede Person, welche es der französischen Gesandtschaft 
zu bezeichnen gefalle, ausweisen solle, ein grosser Ein- 
g^rifif in die Unabhängigkeit eines Staates sei; wolle die 
Schweiz das Frankreich zugestehen, so würden alle an- 
deren Regierungen dasselbe Recht fordern. 

Turgot entgegnete hierauf nichts, aber erklärte, 
da Frankreich einmal die Forderung aufgestellt habe, 
werde es auch darauf bestehen, zumal die andern Nachbar- 
staaten gleichmässig* dabei interessirt seien, dass die 
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Schweiz nicht länger der Herd der socialistischen Doctri- 
nen bleibe. Frankreich wünsche übrigens sehr Gewalt- 
maassregeln zu vermeiden und habe auf die insolente 
schweizer Antwort noch nicht replicirt, um die Leute 
in Bern zur Besinnung kommen zu lassen. 

Wenn das nicht helfe, so werde man sich mit den 
andern Nachbarstaaten dahin verständigen, eine polizei- 
liche und handelspolitische Blokade gegen die Schweiz 
herzustellen. 

Eine derartige hermetische Absperrung betrieb 
Frankreich in der That und fand die vollste Zustimmimg 
beim Fürsten Schwarzenberg. Bayern aber, zur Mitwir- 
kung aufgefordert, weigerte sich anders als bundes- 
mässig an der Blokade theilzunehmen, und die Ein- 
mischung Deutschlands als Bund wünschte Frankreich 
nicht. 

Ausserdem wurde man doch auch in Petersburg 
und Berlin bedenklich und fürchtete, dass, wenn Frank- 
reich die Sache auf die Spitze treibe und es zum Waffen- 
conflict komme, eine für die Ruhe Europa's gefahrliche 
Verwicklung entstehen könne. 

Man wünschte allerdings an beiden Orten nicht 
weniger als in Wien, eine Restauration der alten Ver- 
fassung und verfolgte speciell in Berlin eifrig die Her- 
stellung des Status quo ante 1848 für Neuenburg \ aber 



^) Anlage 8 giebt in einem vertraulichen Pr^cis eine zusammen- 
fassende Darstellung der Frage, welche bekanntlich in dem Londoner 
Protokoll vom 24. Mai einen vorläufigen Abschluss fand. 

Es heisst, dass kurz nach dem Staatsstreich Napoleon Preussen 
vorgeschlagen durch eine franzÖsisch-preussische Intervention gegen die 
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man wollte Frankreich nicht übermächtig werden lassen 
und sah vor allem mit Misstrauen auf seine Intimität 
mit Oesterreich. 

Es ist daher wahrscheinlich, (obwohl uns keine be- 
stimmten Documente darüber vorliegen) dass auch jene 
beiden Cabinette in Paris beschwichtigend einzuwirken 
suchten. Jedenfalls stimmte die französische Regierung 
ihren Ton gegen die Schweiz so erheblich herab, dass 
als ihre Replik in Bern eintraf, der französische Lega- 
tionssecretär Mr. Gobineau von seinem Chef nach Paris 
gesandt ward, um gegen die milde Form derselben Vor- 
stellungen zu machen. 

Er musste indess unverrichteter Dinge abziehen, da 
Napoleon eigenhändig Turgots Entwurf modificirt hatte. 
Die Schweiz antwortete darauf im versöhnlichen Tone, 
indem sie zugleich nach Kräften den Beschwerden Rech- 
nung trug und so trat diese Frage, welche einen Augen- 
blick den Frieden ernstlich zu gefährden drohte, in ein 
ruhigeres Stadium und verlief sich allmälig. 

Sardinien mit seiner freien Verfcissung und Presse 
konnte an sich natürlich auch nicht besonders angenehm 
für das napoleonische Regiment sein, aber es wusste 
klug jeden speciellen Anstoss zu vermeiden, schloss einen 
für Frankreich vortheilhaften Handelsvertrag mit dem- 
selben ab, becomplimentirte den Präsidenten bei seiner 



Schweiz auch die Neuenburger Frage zu schlichten, welches Anerbieten 
jedoch abgelehnt wäre. Nach der Unterzeichnung des Protokolls Hess 
der Präsident den Schweizer Geschäftsträger zu sich kommen und be- 
merkte ihm, Frankreich habe gegen das Princip nichts einwenden kön- 
nen, von einer praktischen Anwendung aber sei keine Rede. 
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Anwesenheit in Lyon und hatte schliesslich die Befrie- 
digung, dass der französische Botschafter in London Graf 
Walewski Lord Granville versicherte, die constitutionelle 
Regierung in Sardinien sei nach der Meinung des Prä- 
sidenten wesentlich für die Sicherheit Frankreichs, in- 
dem sie von dessen Grenzen den Einfluss Oesterreichs 
abhalte. 

m 

Die Spanische Regierung hatte den Staatsstreich 
mit Jubel begrüsst, ward aber bald stutzig, als auch 
gegen sie verdrüssliche Reclaniationen gemacht wurden, 
speciell eine Forderung von loMill. wegen der Expedi- 
tion des Herzogs von Angouleme von 1821 mit dem Be- 
merken, dass man sich statt dessen auch die Abtretung 
von PortMahon gefallen lassen würde. Dieser Schritt 
beunruhigte indess die Mächte weniger, da jene Forde- 
rung schon von den verschiedenen französischen Regie- 
rungen als Einschüchterungsversuch gebraucht war und 
Spanien weit ab lag. „Le Portugal et FEspagne'', äusserte 
der Kaiser Nikolaus, y,ce sont les extremites de VEurope 
et leurs souffrances ne prSsentent pas des dangers riels 
pour les autres etats.^*' 

Grössere Besorgnisse wurden rege durch die gegen 
Belgien erhobenen Reclamationen, obwohl dasselbe ge- 
sucht hatte, berechtigten Beschwerden der französischen 
Behörden wegen der Flüchtlinge zuvorzukommen. Als 
aber nicht nur die Klagen über die zügellose Presse 
Belgiens sich steigerten, sondern Frankreich auch mit 
Andeutungen wegen der zu erstattenden Kosten für die 
Expedition von 1832 herantrat, als es sich bei den handels- 
politischen Verhandlungen sehr schroif zeigte, um Bei- 
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gien wo möglich zur Zolleinigung mit Frankreich zu 
drängen, welche Napoleon schon früher befürwortet, da 
musste dem Brüsseler Cabinet die Besorgniss näher 
treten, es sollten solche Händel fortgesponnen werden, 
um Frankreich bei passender Gelegenheit den Vorwand 
zu einem Angriff zu geben. 

Die Regierung verstärkte in der Stille die Armeen 
und die Festungen, war aber, vor allem darauf bedacht, 
sich die Unterstützung der auswärtigen Mächte für einen 
solchen Fall zu sichern. 

Englands glaubte sie sicher zu sein, aber wünschte 
sich zu vergewissem, in wie weit sie auf Preussen zählen 
könnte und sandte zu dem Ende Mitte Febr. den Fürsten 
von Ligne nach Berlin. 

Derselbe überbrachte dem König ein vertrauliches 
Schreiben seines Souveräns, in welchem Leopold I. die 
Aufmerksamkeit der preussischen Regierung auf die 
beunruhigende Haltung lenkte, die Frankreich gegen 
Belgien einnehme. 

Der Fürst erhielt zw^ar keine bindende Zusiche- 
rungen, aber Herr vonManteuffel erklärte doch, Preussen 
werde jeden Angriff auf den Rhein, Belgien, Piemont 
oder Italien gleichmässig als Herausforderung (provo- 
cation) zum Kriege ansehen. 

Von Berlin begab sich der Fürst von Ligne unter 
dem Vorwand, seine österreichischen Güter zu besuchen, 
nach Wien, wo er ähnliche günstige Zusicherungen er- 
halten zu haben scheint; genauere Nachweise darüber 
liegen uns indess nicht vor. 

Von allen Mächten interessirte sich besonders Eng- 
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land für die Unabhängigkeit Belgiens, welches in London 
durch den bei Hofe wie bei beiden Parteien gleich an- 
gesehenen Hrn. von de Weyer vertreten war. 

Das englische Cabinet suchte dann in Berlin wie in 
Petersburg eine Verständigung über den Belgien even- 
tuell zu gewährenden Schutz herbeizuführen. Nachdem 
es von der Antwort, die der Fürst von Ligne empfangen, 
Kunde erhalten, ward Lord Bloomfield Anfang März be- 
auftragt, den preussischen Ministerpräsidenten über seine 
Ansichten hinsichtlich des Verhältnisses von Frankreich 
zu Belgien zu sondiren. Baron Manteuffel bemerkte 
demselben, die neuesten Nachrichten lauteten beruhigen- 
der, der Präsident scheine gegenwärtig keine kriege- 
rischen Absichten zu haben, dennoch mache der König 
sich keine Illusionen über die drohende Gefahr und sei 
entschlossen, einen Angriff auf Belgien als eine Kriegs- 
erklärung zu betrachten. Die nöthigen Vorkehrungen 
seien getroffen, um im Falle eines solchen Ereignisses 
binnen drei Wochen 100,000 Mann und binnen sechs 
Wochen 300,000 Mann am Rhein zu vereinigen. Lord 
Bloomfield fragte den Ministerpräsidenten, ob er für 
solche Eventualität auf die Unterstützung Oesterreichs 
rechne? Manteuffel meinte, vielleicht nicht im ersten 
Augenblick, aber Oesterreich werde doch nicht neutral 
bleiben können, denn wenn Frankreich einmal habe mar- 
schiren lassen, so werde es seinen Angriff nicht auf Bel- 
gien beschränken können, sondern gleichzeitig Süd- 
Deutschland und Italien angreifen und so Oesterreich 
zwingen, activen Antheil am Kampfe zu nehmen. 

Der König wünsche lebhaft ein Einverständniss der 
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drei nordischen Mächte und England über eine gemein- 
same Action herbeizuführen, für den Fall, dass Frank- 
reich versuchen sollte, seine Grenzen zu erweitern. 

Der Gesandte meinte, England wünsche ohne Zweifel, 
dass Frankreich nicht den Frieden störe, es anerkenne 
die Verpflichtung, welche ihm die Verträge auferlegten 
und werde demgemäss handeln, wenn dieselben verletzt 
werden sollten, aber es werde kaum geneigt sein, jetzt 
eine Defensiv- und Offensivallianz einzugehen. 

Manteuifel bemerkte, die Unterstützung Englands 
werde bei jedem Versuch, mit den ehrgeizigen Absichten 
Napoleons abzurechnen, von grosster Wichtigkeit sein, 
denn Frankreich fürchte die Macht desselben mehr als 
die irgend eines andern Landes. 

Das blosse Vorhandensein eines Einverständnisses 
Englands mit den betreffenden Staaten würde den Prä- 
sidenten schon abhalten, den Plänen Folge zu geben, mit 
denen er sich tragen solle. 

Bloomfield entgegnete, es scheine ihm eine zweifel- 
hafte Politik, einem verletzlichen Volke, wie die Fran- 
zosen, den Handschuh in solcher Weise hinzuwerfen, 
vorsichtiger würde es sein, wenn die Mächte insgeheim 
zu einem Einverständniss gegenseitiger Vertheidigung 
und Erhaltung der y^arrangements territoriaux stipulis 
par le traiti de Vtenne'' kämen. 

Schwieriger lag die Sache in Russland, welches be- 
kanntlich keine diplomatischen Beziehungen mit Belgien 
unterhielt. 

England bemühte sich lebhaft, sein g^tes Verhält- 
niss zu dem Petersburger Cabinet zu benutzen und einen 
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Ausgleich herbeizuführen, und Sir Hamilton Seymour 
erhielt den Auftrag, den Grafen Nesselrode deshalb zu 
sondiren. 

Der Kanzler meinte zunächst, Belgiens Befürch- 
tungen seien wohl etwas übertrieben und namentlich zu 
laut geäussert, die Mission des Fürsten von Ligne habe 
zu viel Aufsehen gemacht (les Beiges sont trop chätouiU 
leux)\ er leugnete indess die Gefahr nicht und hielt es 
zweckmässig, wenn Belgien sich auf jede EventuaHtät 
vorbereite, nur sollen alle solche Maassregeln in der 
Stille getroffen werden, um nicht die Eifersucht seines 
Nachbarn zu reizen. 

Seymour fragte, ob es imter solchen Umständen 
nicht wichtig sein würde, die diplomatischen Beziehun- 
gen Russlands zu Belgien wieder herzustellen, welches 
durch seine Haltung in den letzten Jahren sich der Sym- 
pathie so würdig gezeigt habe und bemerkte, er wisse, 
dass auch die holländische Regierung die Errichtung 
einer russischen Gesandtschaft in Brüssel mit Befriedi- 
gung als ein Pfand der Erhaltung des Friedens sehen 
würde. 

Nesselrode erwiderte zögernd (offenbar wegen der 
personlichen Abneigung des Kaisers), die Frage sei 
schwierig; es seien noch immer einige Polen in der bel- 
gischen Armee, indess habe sich die Lage gebessert 
und er hoffe, dass in nicht zu femer Zeit man einen russi- 
schen Gesandten in Brüssel beglaubigen werde. 

Er richtete dann am 4./16. März eine Depesche 
an Baron Brunnow, in welcher er sagte, dass die russi- 
sche Regierung, obwohl sie es noch nicht für angezeigt 
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halten könne, einen Gesandten in Brüssel zu beglaubigen, 
doch die Wichtigkeit, Belgien, dessen Unabhängigkeit 
1839 durch die Mächte garantirt sei, gegen eine Invasion 
zu schützen, vollkommen anerkenae. 

Sie sei der Ansicht, dass zunächst Belgien, dem 
Charakter seiner Neutralität entsprechend, sorgfältig 
vermeiden müsse, Frankreich irgend welche Ursache zu 
begründeten Klagen zu geben; sollte es in der Hinsicht 
alle mit seiner Würde und Unabhängigkeit vereinbaren 
Zugeständnisse gemacht haben und sich doch durch eine 
Invasion bedroht finden, so würde es sich an die Mächte 
zu wenden haben, die seine Unabhängigkeit garantirt 
hätten und welche demgemäss die Frage seines Schutzes 
zu entscheiden hätten, es sei dringend zu hoffen, dass 
die Einstimmigkeit der Mächte über diese Frage Frank- 
reich von jedem einseitigen Vorgehen gegen Belgien 
abhalte und es bewege, seine etwaigen Beschwerden 
den garantirenden Mächten vorzulegen. 

Die englische Regierung stimmte dem vollkommen 
bei, aber ein solches Verfahren sei noch nicht genügend, 
um allen Gefahren zu begegnen. Die Lage in Frank- 
reich sei der Art, dass wenn der Präsident sich zu einer 
Action gegen Belgien genöthigt glaube, er bei seiner 
Verschlossenheit und Kühnheit im Stande sei, den 
Schlag zu führen, ohne den garantirenden Mächten 
Zeit zu geben in der von Russland angedeuteten Weise 
zu verfahren. 

Dieselben müssten für den Fall vorbereitet sein, dass 
eine Invasion unmittelbar nach einer plötzlichen Kriegs- 
erklärung oder selbst ohne eine solche erfolge, und im 
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Stande sein, sofort die Maassregeln zu verabreden, welche 
nothwendig werden können, um den Feindseligkeiten 
Einhalt zu thun. Sollte es zu dem Ende nicht zweck- 
mässig sein, wenn man in der versöhnlichsten Form dem 
Präsidenten zu verstehen gebe, dass die vier Mächte, 
inrelche mit Frankreich den Vertrag vom ig. April 1839 
unterzeichnet, fem seien an irgend eine Feindseligkeit 
gegen Belgien zu glauben, aber dass sie auch einen 
solchen Akt als einen Bruch des Vertrages ansehen 
würden und dass jede ernstliche Differenz zwischen 
Frankreich und Belgien einer Conferenz der Garantie- 
mächte vorgelegt werden müsse? 

Wir sind nicht in der Lage zu sagen, wie diese 
Idee in Petersburg aufgenommen ward und ob irgend 
ein derartiger Schritt sei es collectiv, sei es von Eng- 
lang allein in Paris unternommen ist 

Jedenfalls überzeugte sich indess wohl Napoleon, 
dass ein Angriff auf Belgien eine Coalition der Mächte 
gegen ihn hervorrufen müsse und zog wie bei der 
Schweiz mildere Saiten auf, was bald darauf zu Tage trat. 

Im Mai nämlich veröffentlichte der bekannte Gra- 
nier aus Cassagnac in dem officiosen Constitutionnel 
einen heftigen Artikel gegen das belgische Ministerium, 
dessen Chef Mr. Rogier er feindseliger Gesinnung gegen 
die neue Ordnung der Dinge in Frankreich und zu 
grosser Nachsicht gegen die Excesse der belgischen 
Presse beschuldigte. 

Er IRucmrifite sodann die Vergrösser ungsab sichten 
if Kosten Belgiens, aber vertrat die Idee 
is zwischen Frankreich, Belgien, Holland, 
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Spanien und Sardinien als Gegengewicht gegen den 
deutschen Zollverein, zu dem damals Oesterreichs Bei- 
tritt in Frage stand. „C^ seratt la realisation de Videe 
gigantesque de VEmpereur sans humüiation des dyna- 
sties et sans effacement des nattonalites !^^ Der Artikel 
drohte schliesslich, falls Belgien sich solcher freundschaft- 
lichen Einigimg widersetze, mit Suspension der com- 
merziellen Verhältnisse. 

Die belgischen Zeitungen reclamirten gegen diese 
Drohungen auf das lebhafteste und stellten, in Abrede, 
dass der fragliche Artikel irgend welche officielle Quelle 
haben könne. Darauf entgegnete Granier in einem neuen 
Artikel der mit den Worten schloss: ,,Comment a-t-on 
pu croire que nous, qui avons Vhonneur d'approcher le 
Chef de Vitat^ nous ayons impliqui le gouvernement dans 
une affaire st ddlicate et si grave, sans pressentir d'avance 
Vintention et la convenance du Chef de Vetat?^^ Es ward 
noch hinzugefügt, dass der belgische Gesandte in Paris, 
wenn er mit dieser Erklärung sich nicht begnüge, die 
Wahrheit leicht erfahren könne. 

Dadurch wurde derselbe fast genöthigt, officiell Er- 
klärungen zu verlangen, welche dann auch sofort in 
. einem Communiqu^ des Moniteur erfolgten. 

^ Er dementirte den Artikel des Constitutionnel und 
erinnerte daran, dass der Moniteur allein officielles Organ 
der Regierung sei ; freilich war das Dementi gewunden 
und warf Hm. Granier nur vor, dass er sich durch die 
Anmaassung, die Idee des Staatsoberhauptes wiederzu- 
geben, dem Vorwurf der infidelite ou d'exagdration aus- 
gesetzt habe. Der Constitutionnel erklärte denn auch 

Der Staatsstreich von 1851. a 
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unverhohlen, er könne dies Communiqu6 nicht annehmen 
und glaubte selbst nach dem Artikel des Moniteur, dass 
Hr. Granier vollkommen ermächtigt zu seiner Publi- 
cation gewesen sei. Dieser fügte hinzu: ,,Onremarquera 
que le communiqui du Moniteur ne disavoue en rien la 
politique que nous croyons dans Vintirlt du gouverne^ 
ment de suivre vts-ä-vts de la Belgtque^^. 

Darauf aber folgte ein erstes Avertissement des 
Polizei -Ministers und ein zweites (wonach das Blatt 
jeden Augenblick unterdrückt werden konnte), als Mr. 
Veron das letzte Wort behalten wollte und bemerkte, 
sein Irrthum sei um so verzeihlicher, als der Cabinets- 
chef des Prinz-Präsidenten Mr. Moequart looo Exem- 
plare des ersten Artikels zur Verbreitung in Belgien 
habe holen lassen. Bei dem nächsten Empfang im 
Elysee kehrte der Präsident dem Mr. Granier, der als 
Mitglied des Corps legislatif Zutritt hatte, in sehr 
ostensibler Weise den Rücken. 

Von da ab war auch die belgische Frage vom Tapet 
verschwunden und in der auswärtigen Politik ward 
es stille. 

Für den Londoner Vertrag vom Mai 1852 über die 
dänische Erbfolge zeigte die Regierung im Anfang eine 
ziemliche Gleichgültigkeit und trat demselben offenbar 
nur bei, um sich als Grossmacht zu documentiren. 
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Während diese Fragen des Verhältnisses Frank- 
reichs zu seinen Nachbarn und die bestehende Ordnung 
des europäischen Staatensystems die Cabinette beschäf- 
tigten, war ein Personalereigniss eingetreten, welches 
bedeutend auf die Regierungen der Grossmächte ein- 
wirkte: der schon berührte englische Ministerwechsel. 

Lord Palmerston, welcher seiner eigenmächtigen 
Anerkennung des Staatsstreichs zum Opfer gefallen war, 
stürzte bald darauf (24. Febr.) die Verwaltung Lord John 
Russeis, der ihn ausgestossen hatte und zwar eigen- 
thümlicher Weise durch ein anscheinend anti- franzö- 
sisches Mannöver, indem er zu der Bill der Regierung 
über die Localmiliz ein Amendement stellte, wonach 
letztere in eine allgemeine Miliz umgewandelt werden 
solle, was nur gegen die Gefahr eines französischen 
Angriffs verstanden werden konnte. 

An die Stelle Russells trat Lord Derby als Premier, 
und Lord Malmesbury übernahm das auswärtige Amt. 

Der Eintritt eines conservativen Ministeriums erfüllte 

4* 
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die continentalen Grossmächte mit lebhafter Befrie- 
digung. 

Was die Beziehungen Englands zu der damals 
tonangebendenRegierung, nämlich der russischen betraf, 
so waren sie allerdings schon unter Lord Palmerston 
sehr befriedigend gewesen. 

Nachdem der Schatten, welcher durch die Flücht- 
lingsfrage auf dieselben gefallen, beseitigt und Lord 
Bloomfield nach Berlin versetzt war, empfing der Kaiser 
Nikolaus den neuen Gesandten Sir Hamilton Seymour auf 
das Zuvorkommends.te (Mitte October 1851). Er sprach in 
den schmeichelhaftesten Ausdrücken von der Königin, 
ohne welche England schwerlich* während der letzten 
Jahre sich so hätte halten können, wie es gethan, und 
gab der Hoffnung Ausdruck, dass ein herzliches Einver- 
ständniss in allen wesentlichen Punkten zwischen beiden 
Ländern bestehen werde. 

Diese Beziehungen wurden nach dem Staatsstreich 
wirklich intim. Graf Nesselrode, der von Anfang an die 
Herstellung des Kaiserreichs als sehr beunruhigend 
ansah, sprach in den wärmsten Ausdrücken von England 
und betonte in London die Nothwendigkeit, dass die 
andern Mächte gegen einen eventuellen Angriff Frank- 
reichs zusammen hielten. 

Die Nachwehen der Flüchtlingsfrage machten sich 
zwar noch hie und da in Klagen geltend, aber als der 
französische Gesandte in freilich sehr ungeschickter Weise 
versuchte dies auszubeuten, erfuhr er eine bedeutsame 
Zurechtweisung. Als nämlich bei der Notification der 
dem Präsidenten übertragenen Gewalten, die Rede auf 
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das Treiben der Flüchtlinge in London kam, sagte der 
General Castelbajac plötzlich: „-£Ä bien Sire, putsque 
tout le malquinous arrive^ nous vient de Lord Palmer ston, 
ü me semble que ce que nous avons de mteux a fair e, c^ est 
de nous tous allier contre V Angleterre.^*' 

Der Kaiser Nikolaus, betroffen durch diesen plumpen 
Angriff, erwiderte sofort mit Nachdruck ,,Je n' ai pas 
de sujet de plainte contre le gouvernement Anglais et je 
disire le maintien des bonnes relations que je n^at cesse 
davotr avec V Anglet er re.^'' 

Auch bei späteren Gelegenheiten zeigte sich Graf 
Nesselrode sehr beflissen, das beste Vernehmen zu er- 
halten und über abweichende Ansichten wegzusehen, 
um so mehr als die Wärme des FürsteÄ*Schwarzenberg 
für den Staatsstreich, augenblicklich die Beziehungen 
zwischen Wien und Petersburg kühler gestaltet hatte. 
Der Kanzler nahm z. B. die Vorstellungen welche 
England gegen die verkehrte Idee des Kaisers machte, 
Napoleon auf einen bestimmten Termin anzuerkennen, 
wohlwollend entgegen. 

Diese Intimität konnte durch Lord Derby's Eintritt 
nur vermehrt werden, zumal Malmesbury sich, obwohl 
mit Napoleon persönlich befreundet, keineswegs ihm zu 
Diensten zeigte. 

Dass der Eintritt des neuen Cabinets übrigens auch 
in Paris gern gesehen ward, wurde schon früher bemerkt» 

Mit besonderer Befriedigung wurde das Ereigniss 
in Wien begrüsst, wo die Erbitterung gegen Palmerston 
am grössten war. 

Schwarzenberg hatte schon an sich, seitdem ihn in 
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seiner Jugend galante Abenteuer genöthigt, England zu 
verlassen, gegen dasselbe einen Groll behalten, der durch 
die Rolle, welche Palmerston in Italien und im Orient 
gespielt, sehr gesteigert war; die Befreiung Kossuth's 
durch englischen Einfluss und die Erklärungen der 
Flüchtlinge in Tree Masous Tavern gegen Oesterreich 
bildeten den Gegenstand steter gereizter Klagen des 
Fürsten gegen die auswärtigen Gesandten. 

Von den Tories glaubte er mehr Sympathie und 
Zuvorkommenheit erwarten zu können und er suchte 
gleich nach ihrem Eintritte die Anknüpfung eines intimen 
Einverständnisses. 

Am 5. März 1852 richtete er zwei Depeschen an den 
österreichischen Gesandten in London, Grafen Buol, die 
dazu führen sollten. 

Die erste ^) enthielt ein Lob der Rede, in welcher 
Lord Derby seine Politik gezeichnet, die zweite ^) suchte 
den Wunsch besserer Beziehungen durch eine Berufung 
an den früheren gemeinsamen Kampf gegen den Geist 
der Revolution und Eroberung zu begründen, contrastirte 
damit die Ermuthigung, welche in neuester Zeit alle 
Revolutionäre bei England gefunden und wies auf die 
Gefahren hin, die der noch nicht völlig besiegte Geist 
des Umsturzes allen Staaten bringen könne. 

Diese Appellation an die gemeinsamen antinapoleoni- 
schen Kämpfe machte sich etwas wunderlich bei einem 
Minister, welcher dem napoleonischen Staatsstreich so 
warm entgegengekommen war, so dass gerade die 



^) Cfr. Anlage 7« 
2) Cfr. Anlage 8. 
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Beziehungen Oesterreichs zu Frankreich Gegenstand 
ernster Besorgnisse für die andern Mächte geworden. 

Herr vonBismarck, der bekanntlich in Frankfurt rasch 
von seiner Vorliebe für Oesterreich zurückgekommen 
war, behauptete sogar Beweise zu haben, dass das Wiener 
Cabinet Frankreich zum Vorgehen gegen die Schweiz, 
Belgien und Sardinien anstachle, dass es im Bunde mit 
Frankreich Preussen überrennen wolle, ehe eine russische 
Armee demselben zu Hülfe kommen könne. 

Es ist fraglich ob diese Befürchtungen, welche nach 
Hm.v.Bismarck's Aussage von dem russischen Gesandten 
in Wien Baron Meyendorff getheilt wurden, nicht über- 
trieben waren, jedenfalls aber waren die Beziehungen 
des österreichischen Gesandten in Paris mit dem Elysee 
so vertraut, dass die Vertreter anderer Mächte sich 
darüber bei Schwarzenberg beklagten, der Hrn.« Hübner 
auffordern musste, seinen Eifer zu massigen. 

Lord Malmersbury durfte also etwas überrascht 
durch den plötzlichen Umschwung sein, welchen die 
Schwarzenberg'schen Depeschen zu zeigen schienen, 
und denen der alte Metternich in einem Brief an Lord 
Aberdeen voll weitschweifigen ^) Galimatias secundirte. 

Der englische Minister antwortete nicht ohne 
Geschick auf die beiden österreichischen Depeschen in 
zwei Noten an Graf BuoL 

Die erste ^) enthielt wesentlich nur eine Versiche- 
rung der freundschaftlichsten Gesinnungen und versprach 



^) Cfr. Anlage. 9. 
^) Cfr. Anlage 10. 
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Zügelung der Flüchtlinge, soweit dies nach Gesetz und 
Verfassung möglich, betonte aber dabei schon die Heilig- 
keit des politischen Asylrechtes. Die zweite ^) bezeichnete 
die Kämpfe zu Anfang des Jahrhunderts nur als ein 
Ringen um die Freiheiten Europa's und die Unabhän- 
gigkeit der Nationen, bezweifelte, dass Frankreich den 
Versuch diese zu unterdrücken erneuern könne und 
betonte dagegen die Unabhängigkeit der Staaten in 
ihren innem Angelegenheiten, sowie das Nichtinterven- 
tionsprincip in dieser Hinsicht, welches auch die Form 
der Regierung sei. 

Lord Malmesbury sprach dabei die Ueberzeugung 
aus, dass Oesterreich, welches die innere Reconstruction 
seines mächtigen Reiches unternommen, dringend wün- 
schen müsse, sich ungetheilt dieser grossen Arbeit widmen 
zu können und nichts für so nachtheilig halten werde, 
als 'in Angelegenheiten verwickelt zu werden, welche 
sich auf innere Fragen anderer Länder bezögen. 

Im Grunde war die Antwort eine Zurechtweisung 
in der freundlichsten und imangreifbarsten Form, die 
Oesterreich sich durch seine unklugen Interventions- 
gelüste nach verschiedenen Richtungen hin zugezogen 
hatte. 



^) Cfr. Anlage ii. 



V. 

Die neue Ordnung der Dinge in Frankreich hatte 
sich inzwischen rasch befestigt und machte die pessimi- 
stischen Auffassungen ihrer Gegner, welche ihr einen 
schleunigen Zusammensturz prophezeiten, zu Schanden. 

Die grosse Masse des Volkes verlangte aber nur 
eine kräftige Verwaltung und warf sich unter ihrem 
Schutze mit ganzer Energie auf die Ausbeutung der so 
lange leidenden materiellen Interessen. Eine Reihe neuer 
Eisenbahnlinien ward in Angriff genommen; Creditinsti- 
tut-e wurden gegründet; die Fabriken hatten reichliche 
Arbeit; das Börsenspiel blühte und die Conversion der 
Rente, welche unter der Julimonarchie vielleicht eine 
Revolution verursacht hätte, erregte kaum ein leises 
Murren. Ein Präfect schloss seine Rede bei der Schul- 
inspection mit den Worten: ,M -France nagutre menacie^ 
aujourd' hui calme et prospere peut dire avec autant de 
raison que d^orgueil: Deus nobis haec otia fecti^\ was 
derMoniteur als y^allusion fine et ddlicate'' bezeichnete. 

So stark war das Bedürfniss der Ruhe, dass selbst 
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die Confiscation der Orleanischen Güter nur einen augen- 
blicklichen Anstoss erregte. Persigny trat an Morny's 
Stelle. Bei dem angestrengten Process der Interessirten 
erhob die Regierung den Competenzconflict und machte 
schliesslich die Concession, den Antheil der eingezogenen 
Güter, der aus der Erbschaft von Mme. Adelaide und 
den nach der Thronbesteigung Louis Philipp's geschehe- 
nen Ankäufen bestand, auszuscheiden. Damit war die 
Sache abgethan. 

Die neue Verfassung, welche die Willkürherrschaft 
des Staatsoberhauptes mit der Volkssouveränetät zu dem 
Princip der populären Tyrannis des Cäsarismus zusam- 
menschmiedete, begegnete so wenig Widerspruch, als die 
Errichtung des Polizeiministeriums, die Auflösung der Na- 
tionalgarde, das drakonische Pressgesetz und das Decret 
über die Reorganisation des öffentlichen Schulunterrichts, 
welches im clericalen Sinne die Unabsetzbarkeit des Leh- 
rers beseitigte, „i^ pays semble avoir donne sa dimission 
de la' politique^\ bemerkte das Journal des D6bats. 

Die Wahlen gaben bei der allgemeinen politischen 
Apathie der Regierung eine unbedingt ergebene Kammer ; 
die wenigen Oppositionscandidaten wurden durch die 
Weigerung den Eid auf die Verfassung zu leisten, besei- 
tigt. „ Tout candidat gut rCest pas avec le gouvernement 
est contre Louis Napoleon^ et quiconque est contre Louis 
Napoldon est contre la socidte'\ hies es in derPatrie und 
in dem Sinne waren auch die Circulare der Präfecten 
abgefasst. 

Im Juni wurde dann auch die Zusammensetzung 
der conseils d^ arrondissement modificirt und der Regie- 
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rung das Recht gegeben, die Präsidenten und Secretäre 
derselben zu ernennen, ebenso die Mazres, welche nicht 
einmal Mitglieder des betreffenden Conseüs zu sein 
brauchten. 

Dem Drängen auf Wiederherstellung des kaiser- 
lichen Titels setzte Napoleon noch verclausulirte Ableh- 
nung entgegen. 

Bei der Eröffnung des Corps l^gisiatif vjies er darauf 
hin, dass nur eine „offenbare Noth wendigkeit" zur 
Annahme dieses ,,tttre pompeux'' führen könne. Jene 
Nothwendigkeit würde eintreten, wenn die Parteien 
durch ihre Angriffe die Grundlagen der Regierung zu 
untergraben suchten, in diesem Falle könne es angezeigt 
sein im Namen der Ruhe Frankreichs vom Volke einen 
neuen Titel zu fordern, ,,qui fixä trrivocablement sur 
ma tele le pouvoir dont ü trC a revetu.'' 

In seiner Ansprache an die Magistratur (12. April) 
bemerkte der Prinz - Präsident (so war die officielle 
Bezeichnung jetzt, wozu die Altesse tmpdriale hinzuge- 
fügt ward) dass er schon durch das die erbliche Kai- 
serwürde einführende Plebiscit von 1804 als hiritier de 
Vempire bezeichnet sei. 

Im Herbste fand dann die grosse Reise des Präsi- 
denten in den Süden statt, auf der er mit dem höchsten 
Enthusiasmus aufgenommen und eiiimüthig zur Herstel- 
lung des Kaiserreichs aufgefordert ward. Nach seiner 
Rückkehr ward das Volk in die Comitien berufen; 
8 Millionen gegen 253,000 Stimmen erklärten sich für 
das Kaiserthum, welches am 2. Decbr. 1852 proclamirt 
ward. 



VI. 

Die Grossmächte hatten bis Ende d. J. dem unver- 
meidlich herankommenden Ereigniss unthätig zuge- 
sehen. Der Vertrag, den sie nach dem Moming Chro- 
nicle am 20. Mai in Voraussicht desselben abgeschlossen 
haben sollten, erwies sich als apokryph. Der Präsident 
suchte inzwischen durch beruhigende Versicherungen 
über seine friedlichen Absichten den Befürchtungen 
vorzubauen und beauftragte namentlich seinen Ge- 
sandten in Petersburg auseinanderzusetzen, dass die 
kaiserliche Monarchie nothwendig sei, um der Sache 
der Ordnung Dauer zu verleihen. Den übrigen Mächten 
müsse es selbst erwünscht sein, wenn die oberste Ge- 
walt in Frankreich auf dasselbe Princip begründet 
werde, auf der ihre eigene Regierung ruhe. Darauf 
antwortete Graf Nesselrode im November durch eine 
vertrauliche Depesche an Kisseleff '), welche die ganze 
Frage einer scharfen Kritik unterwarf. Er wies die 



*) Cfr. Anlage 12. 
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Untersteilung" zurück, als ob das neue Kaiserreich und 
die Souveränetät der anderen Grossmächte auf derselben 
Grundlage ruhten, Wahl und Erblichkeit schlössen sich 
vielmehr aus, indess das sei eine innere französische 
Frage; aber die Chiffre III sei im Widerspruch mit der 
Geschichte und ein Dementi der russischen Politik. 

I 

Kisseleff sandte diese Depesche an Drouin de Lhuys, 
der inzwischen das auswärtige Ministerium übernommen, 
zur vertraulichen Kenntnissnahme. Derselbe schickte 
sie nach einigen Tagen mit einem Billet zurück, in wel- 
chem er für die Mittheilung dankte, die er als ganz 
vertraulich betrachte, so dass Niemand ausser ihm, 
selbst der Kaiser nicht, dies Aktenstück gelesen habe. 
Im Uebrigen wolle er nur bemerken, dass Austausch von 
Erklärungen und Bemerkungen zwischen befreundeten 
Regierungen zwar ganz zweckmässig für schwebende 
Fragen sei, dass er aber keine Discussion über eine 
vollendete Thatsache annehmen könne und dass er dem- 
gemäss über Graf Nesselrode's Depesche nichts weiter 
zu sagen habe, als die Eleganz des Styls zu bewundern. 

Diese lakonische Antwort rief eine etwas gereizte 
Replik Kisseleff 's hervor, in der er sich gegen Drouin's 
Theorie verwahrte, dass vollendete Thatsachen von der 
diplomatischen Discussion ausgeschlossen seien, aber 
auch bemerkte, dass dies Argument nicht einmal auf 
den vorliegenden Fall angewandt werden könne, da 
das Kaiserreich noch Project war (itait encore a Vetat 
de projetj^ als General Castelbajac seine Eröffnungen 
gemacht imd die russische Regierung darauf geant- 
wortet. Es sei mehr als Eleganz des Styls (auf welche 
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man in Petersburg keinen besonderen Anspruch mache) 
was an Graf Nesselrode's Depesche zu bewundern sei, 
nämlich der aufrichtige Wunsch, durch Austausch 
offener Erklärungen jeden Grund zu Missverständnissen 
zwischen beiden Regierungen zu vermeiden. 

An sich hatte die russische Regierung in ihrer Kri- 
tik gewiss Recht, aber wenn sie entschlossen war, 
schliesslich doch Napoleon III. anzuerkennen, wozu ihn 
dann erst durch eine derartige Leetüre verletzen? Wenn 
man die Anerkennung als eine Niederlage der Legiti- 
mität empfand, warum die Demüthigung durch ohn- 
mächtige Klagen verstärken? Der Vertrag vom 20. Nov. 
1815 war doch schon bei Seite geschoben, denn er schloss, 
wie Fürst Schwarzenberg in seiner Denkschrift vom 
29. Dec. 1851 ganz richtig bemerkte, die Napoleoniden 
nicht blos vom Throne, sondern von der obersten 
Gewalt in Frankreich aus; die oberste Gewalt aber 
hatte Napoleon mit dem Staatsstreich und der Verfas- 
sung von 1852 unzweifelhaft an sich gerissen; damals 
indess dachte man nicht daran, jene Ausschliessung 
geltend zu machen, sondern beglückwünschte den neuen 
Machthaber über das vollbrachte Werk. Wie wollte 
man nun, da es sich um die Anerkennung des erblichen 
Kaisertitels handelte, diese demselben Manne verwei- 
gern, den man als unumschränktes Staatsoberhaupt mit 
Jubel begrüsst hatte? Nicht dass, sondern wie das 
Kaiserthum proclamirt ward, war die Frage, auf die 
alles ankam. 

Das Moment der Wahl trat dabei oftenbar ganz 
zurück gegen das behauptete Erbrecht, das Plebiscit 
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diente nur dazu, dem dynastischen Princip eine brei- 
tere Unterlage zu geben im Gegensatz zu der bourbo- 
nischen Legitimität, welche sich als unabhängig vom 
Volkswillen hinstellte. 

Indem Napoleon sich als der dritte bezeichnete, 
nahm er consequenter Weise auch die Grenzen in An- 
spruch, auf welche sein Oheim nie verzichtet. 

Es kam also allein darauf an, sich gegen diese Conse- 
quenzen einer Anerkennung zu sichern und von diesem 
Gesichtspunkt betrachtete die englische Regierung auch 
offenbar die Frage, als sie die drei übrigen Grossmächte 
zu einer Verständigung einlud, welche in einem geheimen 
Protokoll der vier Mächte am3. Decbr.')formulirt ward. 

Oesterreich, Grossbrittanien, Preussen und Russland 
erklärten dadurch, dass sie mit Frankreich Freundschaft 
halten wollten, dass die Bestimmungen von 1815 nicht 
mehr anwendbar seien, dass sie deshalb das Kaiserreich 
anerkennen würden, dass sie aber über die Erhaltung 
des territorialen Status quo wachen wollten. 

England bat sich darauf in Paris Erklärungen über 
die Bedeutung des proclamirten Kaiserreichs aus und 
wies dabei darauf hin, dass es schon bei dem Austausch 
der Ratificationsurkunden des Allianzvertrags vom 25. 
März 1815 erklärt habe ^^que les devotrs que lui impose 
r tnter et de ses suj'ets, atnst que lesprtnctpes qut la guident, 
ne lui permettraient pas de prendre Vengagement de 
poursuivre la guerre dans Vtntention d^tmposer un gou" 
vernement a la France,'' 



^) Cfr. Anlage 13. 
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Die gewünschten Erklärungen wurden in der un- 
umwundensten und beruhigendsten Weise gegeben und 
bereits am 6. Decbr. erfolgte die Anerkennung Eng- 
lands. 

Der neapolitanische Gesandte Marquis Antonini 
hatte schon unmittelbar nach der Proclamation des 
Kaiserreichs um eine Audienz zur Ueberreichung seiner 
neuen Creditive gebeten, welche also antictpando für 
die Eventualität ausgefertigt sein mussten: Spanien, Bel- 
gien, Holland, Dänemark u. A. folgten rasch. 

Um so mehr Bitterkeit erregte es, dass die nordischen 
Grossmächte und demzufolge die meisten deutschen Re- 
gierungen den ganzen December hindurch mit der An- 
erkennung zögerten und sich unter einander berathen 
zu müssen erklärten; die französischen Vertreter an den 
betreffenden Höfen geriethen dadurch in eine sehr pein- 
liche Lage; Ende November hatte die österreichische 
Regierung ein Circular an ihre Gesandten bei den grösse- 
ren deutschen Höfen erlassen, in welchem gesagt war,, 
sie anerkenne in vollstem Maasse die Verdienste Louis 
Napoleons um die Sache der Ordnung und Autorität, 
alle Wünsche des Kaisers seien auch darauf gerichtet, 
den allgemeinen Krieg, wenn es sein k'önne, zu ver- 
meiden und die bestehenden europäischen Verträge, so- 
wie die durch dieselben festgestellten Grenzen aufrecht 
zu erhalten. 

In beiden Beziehungen hoffe das Kaiserl. Cabinet, 
den Ansichten des Prinz -Präsidenten zu begegnen, so- 
wie es hierin auf die vollständigste Uebereinstimmung 
mit den Höfen von Berlin und Petersburg rechnen könne. 
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Mit diesen beiden ihm so eng verbundenen Mächten 
beabsichtige sodann Oesterreich, eventuell die gemein- 
schaftliche Haltung gegen den neuen Kaiser der Fran- 
zosen festzusetzen. 

Bis aber über diese Haltung eine völlig übereinstim- 
mende EntSchliessung von den drei Höfen erzielt sei, 
solle der Vertreter Oesterreichs auf seinem Posten blei- 
ben, und wenn das Kaiserreich proclamirt werde, bis 
auf Weiteres die gesandtschaftlichen Geschäfte nach 
denjenigen Formen versehen, welche hergebracht seien, 
wenn die Vollmachten eines diplomatischen Agenten 
durch einen Regierungswechsel erlöschen. 

Es sei sehr zu wünschen, dass die Vertreter sämmt- 
licher deutscher Staaten in Paris eine gleiche Haltung 
annähmen. 

Nach der Notification über die Herstellung des 
Kaiserreichs an das diplomatische Corps erliess der 
österreichische Gesandte in Paris, Hr. Hübner, eine Mit- 
theilung an seine deutschen Collegeri, in welcher er den 
Wunsch aussprach, dass die erwidernden Empfangs- 
anzeigen identisch in denselben Ausdrücken abgefasst 
sein möchten, um dadurch indirect ein festes Zusammen- 
halten an den Tag zu legen. 

Er nahm es sehr übel, als einige Gesandte ein der- 
artiges Verfahren als unpassend und kleinlich ablehnten. 

Gleichzeitig betonten die nordischen Grossmächte 
in ziemlich demonstrativer Weise ihr enges Einver- 
ständniss. 

Nachdem im Frühjahr der Kaiser von Russland 
nach Berlin gekommen war, wo er mit dem grössten 

Der Staatsstreich von 1851. - 
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Enthusiasmus empfangen wurde, traf Mitte December 
der Kaiser von Oesterreich zum Besuch am preussischen 
Hofe ein. Bei jeder Gelegenheit sprach er seinen Wunsch 
aus, dass sich die Beziehungen beider Regierungen herz- 
lich gestalten möchten und brachte bei einem militäri- 
schen Hofdiner die Gesundheit des „gemeinschaftlichen 
Freundes und Verbündeten des Kaisers von Russ- 
land" aus. 

Bei den starken Differenzen, welche gerade damals 
zwischen Oesterreich imd Preussen namentlich wegen 
der Zollvereinsfrage noch bestanden und die bald nach 
der Abreise des Kaisers sich aufs Neue in der dem 
Berliner Cabinet sehr unerwünschten Ernennung des 
Baron Prokesch zimi Bundespräsidialgesandten kund 
gaben, konnte man derartige Vorgänge nur als bedeut- 
sames Avertissement gegen Frankreich ansehen und es 
war nicht zu verwundem, dass in Paris eine ziemlich 
gereizte Stimmung über die Haltung der drei Mächte 
entstand. 

Ende December kam es darüber zu einer ziemlich 
lebhaften Auseinandersetzung zwischen Drouin de Lhuys 
und Hübner. 

Der Minister warf ihm das Zögern seiner Regierung 
vor und contrastirte damit die offene, loyale Haltung 
Englands. 

Dasselbe sei der unversöhnlichste Gegner Napo- 
leons I. gewesen, aber mit dem Kriege habe auch seine 
Feindschaft geendet und nie habe es versucht, sich in 
Frankreichsinnere Angelegenheitenzu mischen, vielmehr 
j ede Regienmg anerkannt, welche die Nation sich gegeben. 
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Als Hübner darauf etwas ironisch sich über die 
plötzliche Freundschaft für England gewundert, ant- 
wortete Drouin, es sei keineswegs erstaunlich, wenn 
FrankreichHochachtimgfüreineRegierungzeige, welche 
zwar nie besondere Betheuerungen- von Freundschaft 
gemacht, aber als Freund gehandelt habe. Im Gegen- 
satz da^u sei Oesterreichs Benehmen gegen Frankreich 
höchst imzuverlässig gewesen, während des Kaiserreichs 
habe es bald auf dessen Seite, bald gegen dasselbe ge- 
standen, Napoleon eine Erzherzogin zur Gemahlin ge- 
geben imd dann ihn stürzen helfen. 

Ebenso habe man jetzt in Wien die höchste Be- 
wunderung für Napoleon als Retter der Gesellschaft 
und Europa's kimdgegeben und da Frankreich seinen 
Wohlthäter auf den Thron berufen, zögere man mit 
der Anerkenmmg. Der entschuldigende Einwand Hüb- 
ner's, Oesterreich müsse sich mit seinen AUiirten be- 
nehmen, verbesserte die Laune des Ministers nicht. 
„ Vous avez dont des allt^s, ä Vexclusion de la France?^' 
rief er, ,,mats prenez gar de comment vous invoquez ce 
mot! Souvenez-vous, qtce ditait une combtnatson s'appel- 
lant les Alliis^ que nous a imposS les traitds de 1815. 

Sie glauben, dass diese Verträge durch die Pro- 
clamation des Kaiserreichs gefährdet sind? Ich möchte 
glauben, dass sie unter den früheren Regierungen weit 
mehr bedroht waren. 

Was führte die Armeen von Ludwig XVIII., 
Karl X., Louis Philipps nach Spanien, Griechenland, 
Algerien imd Italien? Die Nothwendigkeit, die sie 

5* 
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fühlten, Frankreich die auswärtige Demüthigung ver- 
gessen zu machen. 

Aber jetzt, wo das Volk einen Bonaparte auf den 
Thron gesetzt hat, ist es befriedigt, es hat seine Unab- 
hängigkeit gezeigt und wünscht nicht weiter zu gehen. 

Können wir besser zeigen, dass wir das Vergangene 
zu vergessen wünschen, als indem der Kaiser seinem 
Vertreter befahl, der Leichenfeier des Mannes teizu- 
wohnfen, dessen militärisches Talent Frankreich die 
grössten Niederlagen beigebracht ?" 

Diese letzte Bemerkung war um so bedeutsamer, 
als Oesterreich die einzige Macht war, welche bei Wel- 
lingtons Leichenfeier nicht vertreten war. Und ebenso 
bedeutsam für die Haltung Englands war der Umstand 
dass als der König vonPreussen die Absicht kund gab, 
zu der Feier eine zahlreiche militärische Gesandtschaft 
zu schicken, das englische Cabinet bat, hiervon abzu- 
stehen, da Frankreich hierin eine verletzende Demon- 
stration erblicken könne. 

Ueber die Zögerung der deutschen Mittelstaaten das 
Kaiserreich anzuerkennen, äusserte man sich französi- 
scherseits ebenfalls ziemlich bitter. Man gab zu verstehen, 
dass die Art wie sie sich von den Grossmächten hätten 
behandeln ^lassen, wenig Achtung vor ihrer Selbstän- 
digkeit einflösse. Oesterreich und Preussen hätten den- 
selben, ohne sie um ihre Ansicht zu befragen, förm- 
lich vorgeschrieben, wie sie sich zu verhalten hätten, 
so dass man in Paris fragen könne, ob solche Re- 
gierungen wirklich noch als unabhängig zu betrachten 
seien. 
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Erst Ende December waren die drei Mächte mit 
ihren Berathungen zu Ende gekommen, obwohl man 
an dem Resultat nicht sieht, wozu so lange Zeit nöthig 
war '). 

Anfang 1853 hatte sich die Stellung der fünf Mächte 
zu einander mehrfach verschoben. 

Das Verhältniss Frankreichs zu England war weit 
besser, das zu Oesterreich und Russland weit weniger 
gut geworden, die drei nordischen Mächte standen wieder 
eng vereinigt. 

Der preussische Gesandte in London bemühte sich 
vergeblich, England zu einem besonderen Bündniss zu 
bewegen. 

Die englischen Minister erklärten ihm, sie würden 
für die Aufrechthaltung der Verträge einstehen, ihre 
Garantiepflichten erfüllen, könnten sich aber darüber 
hinaus nicht binden, ihre Politik müsse sich nach den 
Umständen richten % 

So war die Lage Europa's, als im Osten die ersten 
Wolken aufstiegen, welche sich bald zu einem gewaltigen 
Gewitter sammeln sollten. 



^) Cfr. Anlagen 14 — 16. 
*) Cfr. Anlage 17. 



ANLAGEN 



I. 



Baron Brunnow to Lord John Russell. 

Chesham House, 27. Decbr. 1851. 
Private, 

In consequence of our last conversaiion I explained to Count 
Buol ihe reason^ wHich will necessarily delay ihe reply io our 
communication on ihe suhject of foreign refugees, — We find 
no inconveniance whaiever in such a delay and we agree io it 
wiih ihe more readiness, as we feel assured, ihai ihe answer we 
have io expeci, will be a friendly one. 

Some allusion having heen made by ihe newspapers io our^ 
Communications^ as if connecied wiih ihe circumsianceSy which 
have led io Lord Palmer sions reiiring from office^ we ihink ii 
due io youy as well as io ourselvesy io siaie disiincily here and 
abroad^ ihai our represeniaiions have had nothing io do wiih ihe 
ChangCf which has iaken place ai ihe foreign office, 

I have communicaied on ihe same subjeci wiih ihe Prussian 
Minisier and he has given cordially his conseni io our decision^ 
which we have carried inio effeci, by our verbal explanaiions io 
ihe oiher foreign Minisier s^ who mighi have been inducedioform 
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a simüar impression, We shall iahe care io correct it on every 
proper occaston. 

In concltision Iheg io assure you^ ihat my colleagues as well 
as myself, we all agree upon the necesstiy to ad under present 
circumsiances in such a manner as to evince towards you our 
earnesi desire io remove difficulties and avoid — as much as de- 

* 

pends upon us — whaiever may r ender more arduous your task, 
which you have sonobly undertaken, wiih the view 0/ reesiabli" 
shing a thorough good under standing wiih all the great power s. 
I have had a conversation on the satne suhject wiih the 
French Ambassador^ who entertains in this respect the same views 
as Count Buol, Mr, Bunsen and myself, etc. 



Lord John Russell to Baron Brunnow. 

Downing Street, Dec. 27. 1851. 

^fy dear Baron Brunnow l 

I am very much obliged to you for your letter, The answer 
as to the re/ugees must be delayed a shori time^ it will he in a 
friendly spirit, but will not propose any change in our laws. 

I am particularly obliged to you for contradicHng any sur* 
mise^ thai the Change in the foreign Office is owing to any 
representations of the foreign Ministers* It has tdken place en* 
iirely on grounds connected with the dignity of the crown and 
the character of this country, I feel quite sure that Lord Gran* 
ville will be ready to meet in a cordial spirit the very friendly 
intentions of your colleagues and your seif <tc. 
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II. 



Memorandum der Königin von England an 

Lord Palmerston. 



The Queen requires, firsiy ihat Lord Palmerston will dis^ 
iinctly State what he proposes in a given case^ in order that the 
Queen may know as distinctly to what she is giving her royal 
sanction, 

Secondfyy having once given her sanction to such a measure^ 
that it he not arhitrarily altered or modified hy the minister. 

Such an acty she must consider as failing in sincerity towards 
the Crown and justly to he visited hy the exercise of her consti-- 
tutional right of dismissing that minister* She expects to he 
kept informed of what passes hetween him and foreign Ministers 
hefore important decisions are tdken hased upon that intercourse^ 
to receive the foreign dispatches .ingood time; and to havedrafts 
for her approval sent to her in sufficient time to make her seif 
acquainted with their confents hefore they must he sent off. 



III. 

Denkschrift des Fürsten Schwarzenberg. 

Memoire. 

Louis NapoUon ayant pris texemple de son oncle pour 
guide de ses acttons, il est plus que probable que le riiablissement 
de t Empire se trouve au bout de ses disirs ei de son ambition, 
Nous devons mime admetire que\ pressi (ty parvenir^ il tdchera 
de profiier de F enthousiasme qtia exciti son enireprise hardie 
dans une pariie de la naiion et de la surprise dont est saisi le 
reste. La moitü de la France est en itat de siige, la presse est 
enchatnie, les hommes marquants dont ]C Opposition itait redou- 
table au Prisident, sont en grande partie ou en prison ou en exil\ 
le Parti socialiste est icrasi^ celui des ligittmistes intimidi, Cette 
Situation est par trop tentante pour ne pas encourager Louis Na- 
poUon ä hdter texicution de ses projets, — En effet (faussi heu- 
reuses conjonctures le favoriseront difficilement une seconde fois. 

Pour ne pas itre pris au dipourvu, nous nous sommes posi 
la question de Vattitude que nous aurons ä prendre dans Viven- 
iualiti oü Louis Napolion se diclarerait Empereur ^ ou que ce 



77 

htre lui füt dicerrU par la naiion. — Nous avons cCäbord re- 
connu, que ce qtiil y avait de plus imporiant ei de plus urgent 
ä faire cUtaii de concerier et ^ amener entre les Cours de Vünne, 
de St, Pitershourg et de Berlin une parfaite uniformiti du 
langage et de la conduite qtielles tiendraient envers Louis 
NapolSon. 

Cette uniformiti imprimera ä la politique que ces Cours 
adopteront, le caractlre (fune rSsolution spontanie et hien pon^ 
dirie — Elle servira d^ utile avertissement au Gouvt, franfais et 
le retiendra dans les limites de la modiration sous peine d*avoir 
pour adversaires les principales Cours du continent, 

JOexemple de ces Cours entratnera la Confidiration Ger- 
manique et les Gouvernements (^Italie^ de sorte que nous aurons 
Heu d'espSrer de voir tous les Etats sur lesquels il nous importe 
de pouvoir compter, suivre avec nous le mime Systeme politique. 

Aprls la rivolution de lannie 1848, la Ripuhlique frangaise 
fia fait aucune dimarche auprls des Cours itranglres pour se 
Jaire reconnattre par elles; le nouveau Gouvernement a attendu 
que ces cours le reconnussent par le fait, en entretenant auprh de 
lui des agentSj qui traitassent d^ affaires avec les Ministres de la 
Ripuhlique. 

Soit que Louis Napolion s^en tienne ä ce pricident, soit 
qtiil notifie formellement son nouveau titre aux Gouvernements 
itrangers, la question que ceux-ci auront ä risoudre restera tou- 
jours la mime. 

Cette question peut itre jugie d'apris les dispositions des 
iraitis et du droit des gens positif ou hien eile peut itre examinie 
(Tapris les principes du droit des gens naturel et sous le rapport 
des convenances, Envisagie sous le pr emier point de vue, qui 
est le plus important la question parait itre dicidie (favance par 
l article 2 du traiti d^alliance conclu ä Paris le 20 Nov. 1815/ar 
fAutriche, la Grande Bretagne, la Prusse et la Russie. 
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Cef article a imposi atix Puissances contractantes V Obligation 
de maintenir en pleine vigueur et, s^il ^iiait nScessaire de ioutes 
leurs /orces, Texclusion ä perpituiii de Napolion Bonaparte ei 
de sa famille du pouooir suprime en France. — Nul doute , que 
si les Puissances alliies regardeni ce iraiti comme Hant encore 
aujourd'hui ohligatoire ä la lettre^ elles ne pourroni jamais recon^ 
nattre Louis Napolion ^ comme Empereur, D*un autre c6ii les 
iraiiis de tannie 1815 oni formi jusqii ici la base de leur poli- 
tique, ei ils Haieni ä leurs yeux la meilleure garaniie de la paix, 
— Ce ne sera donc quaprh müre riflexion et avec les pricau- 
tions requises, que les cours alliies pourroni se risoudre ä faire 
dbsiraction du iraiti du 20 Novembre 1815. 

Mais examinons impartialemeni le viritdble but et la ten" 
dance principale de cet acte et voyons, si tout en s^iloignant de la 
lettre, il ne serait pas possible de rester dans tesprit du traiti. 

JOalliance du 20 Novembre 18 15 avait un but iminemment 
salutaire, celui de consolider et de garantir la paix, qui venait 
d'itre conquise par les ginireux efforts des alliis. Les disposi' 
tions spiciales du Traiti itaient calquies sur les circonstances et 
la Situation dtalors, A tipoque indiquie les Puissances alliies 
regardaient avec raison les NapoUonides comme les perturbateurs 
les plus implacables et comme les ennemis les plus danger eux de 
la tranquilliti de fEurope, Le ritablissement des Bourbons et 
leur maintien sur le tröne de France leur apparaissait par contre, 
comme Tancre de salut et comme le meilleur gage de repos de 
ce pays et de la paix ginirale. De lä le ban lanci contre les 
NapoUonides et les efforts pour consolider le rhgne des Bour- 
bons , qui ä cette ipoque n*avaient pas lautres riveaux aussi 
dangereux, 

Aujourd'hui les röles sont autrement distribuis, Nous ne 
nous livrons pas ä fillusion de compter sur une longue durie 
et sur taffermissement de la tranquilliti (tun pays oü la rivo- 
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lutton est en permanence et au milieu d'une naiion doni le signe 
car<uUrisiique est le mauvement. Mais pour le temps gut couri 
et pour le prochain aventr nous croyons pouvoir regarder Louis 
NapoUon comme le meilleur^ comme le seul souiien de Vordre en 
France, 

Les BourhonSy par contre sils pritendaient ressaisir les 
rlnes du Gomfernement, devraient commencer par ioui bouleverser 
ei rouvriraient sur la France la botte de Pandore, Leur pen- 
chant pour le sysilme constitutionel nous inspirerait des craintes 
pour favenirj tandis que les tendances monarchiques de Louis 
Napolion sont pour nous des moiifs de confiance, quelque soit 
Tailleurs lorigine de son autoriii et fusage arhitraire quUl en 
/ait, Nous osons donc soutenir, que les Souverains d^Autriche^ 
de Russie et de Prusse^ seront jusiifiis devant leur propre con- 
science ei devant les auires Souverains, en prenani pour boussole 
de leur poliiique non la lettre, mais hien fesprit du iraiti du 20 
Novemhre 1815. Uailleurs t Angleterre, qui a iii une despariies 
Coniracianies ne consentira sürement pas ä se diclarer liie ä la 
lettre du iraiti ; dh lors une briche sera dijä faite ä la vali- 
diti de cet acte, et les auires puissances pourront de plein droit se 
considirer comme diliies de leurs engagements par rapport ä 
Louis NapoUon, — Par contre, si les trois Souverains, fidUes ä 
Vesprit du iraiti du 20 Novbr, 1815 maintiennent leur alliance 
dans le hui (topposer une formidable ligue aux envahissemenis 
de la France, tAngleterre ne s^en exclura pas, 

Nous doutons ctailleurs que les Cabinets de Vienne, de St» 
Pitersbourg ei de Berlin, seraient encore ä temps, quand Louis 
Napolion prendrait le iure d^Empereur, de fair valoir contre lui 
les engagements de 1815. — Le Prisident Louis Napolion, surtoui 
depuis les ivinemenis du 2 Decembre posslde dijä le pouvoir 
suprime en France, doni texcluait le iraiti si souvent citi. 
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St les Puissances signaiaires dece traiti avaient eutinteniion 
de le mettre en exicuiion ä la lettre^ elles auraient du protester 
plus idi contre V Usurpation de Louis Napolion ei ne pas le recoif 

« 

nattre comme Prisident, Le changement de ce tiire en celui 
d'Empereur ne sera au fond que ce que le mot indique, 

Or nos Souverains pourrairent^ils le justifier aux yeux 
de leurs peuples et devant thumaniti^ si pour une question de 
titre ils mettaient en danger la paix ginirale? Que nous sachions, 
un titre pris par le Chef d*un Etat itranger tia jamais iti ä 
lui seul pour VAutriche^ la Prusse ou la Russie un motiv süffi- 
sant de courir les chances d^une guerre avec le nouveau titulaire, 

L^Autriche et la Russie ont, ä la viriti, rompu avec Napo- 
leon peu de temps aprh, qu*il eüt pris le titre d'Empereur, Mais 
ce fCitait pas lä le motif de la guerre; cUtaient les empiUements 
sur leurs droits et leurs territoires, que Napolion sUtait permis, 
et les projets ambitieux que sa politique trahissait pour favenir^ 
qui ont forci ces puissances ärecourir ä Temploi des armes, Ces 
motif s de guerre nous fönt difaut pour le moment, Louis Na- 
polion Proteste de son amour de la paix et renie tout projet 
d^agression, Nous croyons ä la sinceriti de ses assurances, 
parcequ* elles s^accordent avec son intirit, — Une guerre malhew 
reuse aminer ait sa chute et une guerre heureuse ivoquerait au 
milieu d'une nation essentiellement gturrihre et faisante le plus 
grand cas des riputations militaireSj des rivaux fort dangereux 
pour un Chef dt Etat qui, pour sa personne, serait resti itranger 
aux succh remportis sur le champ de bataille, 

Si nos Souverains croyaient devoir envisager la question 
non comme une question de titre, mais comme une de principes, 
ils devraient se priparer ä une guerre interminable, Le motif 
en serait une nigation, le refus de reconnattre Louis Napolion 
comme Empereur, Or, VEurope et en particulier la France seraient 
en droit de nous demander , quel serait donc le gouvernement que 
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nous reconnaiirions comme ligal et Ugitime ä la place de celui de 
L. Napolion^ et avec lequel nous traiterions de la paix, Seratt-ce 
le gouvernemeni ripuhlicain? Certainement pas. 

Pour les Cours allües une guerre de principe faite ä la 
France ne pourrait avoir pour but, que le ritablissement des 
Bourbons. 

Peut'On y penser dans la Situation ginirale des choses et 
dans Celle de la France en particulier? Le parti ligitimiste y est 
divisi et intimidi, Les Bourbons riont pas de chances de succh^ 
ils subissent en silence le joug des Mnements et les souverains 
alliis^ en se diclarant pour eux seraient plus ligitimistes , que le 
parti ligitimiste en France, 

II suffirait dtailleurs ä la nation de connattre, de soup^ 
gonner mime V Intention des gouvernements itrangers pour repousser 
une dynastie, qui, comme les Frangais le disaient ä Tigard de 
Louis XVIII, leur serait imposie par la force des bayonettes 
Hranglres, 

Les souverains alliis se seront acquittis des igards, quils 
doivent sans doute aux droits des Bourbons, en constatant hien 
positivement, que leurs reconnaissance de TEmpereur Louis Na- 
poUon ne doit avoir dtautre signification, ni d'autre portie que 
Celle de la reconnaissance d^un fait accompli, 

Loin de contester nous admettonsj comme d'autres Vont fait 
avant nous, la possibiliti que tavlnement de Z. NapoUon au trdne 
pourrait mime tourner ä tavantage des Bourbons et de leur rita- 
blissement ä venir, quil faut considirer cet avinement non pas 
comme la fin de la rivolution frangaise, mais bien comme unephase 
intermidiaire entre la rivolution et Vordre stable, entre fipoque 
des faits et celle du droit, C*est le sysßme parlementaire im- 
planti en France par les Bourbons qui les a perdus, Louis 
NapoUon a fait justice de ce sysÜme et sil parvient ä en finir 
avec la liberti de la presse et avec la publiciti des dibats des corps 

Der Staatsstreich von 1851. 5 
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reprisentatifs, ü rendra la France hien plus gouvernable quelle 
ne Citait par le passi, — Si son iröne s^icroulait dans la suite 
et que les Bourlons parvinsseni ä s^y assotre, leur r^gne pour- 
rait recommencer sous de meilleurs auspices, que lors de sa re- 
siauration. 

Mais — peui'On demander — la quesiion, que nous avons entre^ 
pris (t examiner sous dtffSrentes /aces, rCest-elle riellement^ qu^une 
de titre? riest-elle pas plutSi pour les souverdtns alliis une 
question de principes? — Nous ne le pensons pas» OnrCexigerapas 
de naus que nous reconnaissions Louis NapoUon comme un Sou- 
verain de droit ligiiime, encore moins nous demander a^-i-on de 
diclarer ligaux et justifiis les moyens qu^il a employis pour par^ 
venir au trdne, — Le temps d^ elever une question de principe nous 
semble etre passi» 

La hase sur laquelle Louis Napolion a itahli son auioriii 
de Prisident itait la souveraineti du peuple qui Va Hu President, 
Or les Puissances qui ont lii des rapports avec un prisident Hu 
par le peuple^ seraient-elles dans le cas de ne pas reconnaitre un 
Empereur igalement Hu par le peuple? Uailleurs les Cours 
de Vienne, de Berlin et de St. Pitersbourg en reconnaissant Louis 
Napolion comme Empereur, ne feraient que prendre ade du /ait, 
que la France est gouvernie par un Che/, qui a pris le titre 
d* Empereur et avec lequel elles ne feront pas difficulti ctentre- 
ienir des rapports pacifiques. Si les primisses de notre raisonnc" 
ment sont justes, nous en tirerons la conclusion que la question 
qiiil s'agit de risoudre est une question de titre et non de principe. 

Examinons la maintenant encore sous un autrepoint de vue, 
sous celui des rapports, qui seitab lir ont probablement entref Angle- 
ierre et la France, d^une part, et de Vautre, entre V Angleterre et 
les cours alliies par suite du ritablissement de V Empire en France. 
La similitude des institutions, qui rigissaient la France et VAngle- 
ierre itait le ciment de leur alliance. 
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A mesure, que la France fera retour aux instUutions mon" 
archtques, son Gouvernement gagner a de /orce\ paralysi, quil 
iiait jusqtiiciy selon le dSsir et Cintirit de sa rivale naturelle par 
les 'formes parlementaires, 

Voilä pour t Angleterre autant de motifs de voir de mauvats 
ceil les changements survenus en France, voilä pour les Cours 
alllies autant de motifs d^ isoler l Angleterre, en se rapprochant de 
NapoUon, 

Si nous suivions une autre politique, le gouvernement Bri" 
tannique se presser ait de reconnaitre le nouvel Empire et se tatta-- 
cherait par le lien de la gratitude et par timpirieuse nicessiti, 
dont il ser ait pour la France, de se minager un allii dans la 
lutte, qui tot ou tard pour r ait s^engager entre eile et les Puissances 
du Continent, Cette iventualiti serait essentiellement contraire aux 
intirets de CAutriche, de la Russie et de la Prusse, en retardant 
de nouveau le retour de fanden systime politique de tEurope, oii 
la France, tranqutlle chez eile, rigie par des institutions monar- 
chiques, formait le plus puissant rempart contre les envahisse-- 
ments et contre la pripondirance de t Angleterre» 

Maintes considirations semblent donc conseiller ä nos sou- 
verains de sübordonner ä des intirits majeurs et ä tamour de la 
paix, le sentiment apparent de digniii, qui pourrait les faire 
hisiter ä accorder Vigaliti de rang ä un individu tel que 
Louis Napolion, 

Mais nous tientendons pas leur conseiller de faire le sacri- 
fice avec pricipitaiion et autrement qu*ä honnes enseignes, 

Le nouvel Empire aura au prialable ä leur donner tassu- 
rance la plus positive, que le changement de son titre ne porter a 
que sur la fotme du gouvernement intirieur de la France et 
laissera intactes les relations extirieures de ce pays avec les cours 
itranglres telles que les traitis les ont fixies, surtout par rapport 
ä la dilimitation des Etats. Louis NapoUon aura ä donner aux 

6* 
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Sotwerains alliSs tassurance formelle^ qtiavec le füre de son oncle, 
il ne reprendra päs la politique helliqtuuse et envahtssante de 
V Empire, — 

Les sotwerains alliis prendroni acte de ces assurances , tls 
iimoigneront leur disposition de maintenir la paix et de con^ 
tinuer ä entretenir des rapports de bonne intelligence avec Louis 
Napolion^ Empereur des Frangais, en faveriissant toute/ois, qu^il 
les trouverait plus que jamais unis et dicidis ä repousser toute 
aitaque ei toute infraction au status quo itahli par les traith, 

Si Louis Napolion pritendait instituer en France une nou- 
velle dynastie de Napolionides , nos Souverains , ce nous semble^ 
ne devraient prendre sous ce rapport aucun engagement, Les^ 
Cours alliis en agissant ainsi suivraient texemple de tAngle^ 
terre qui sestigalementhorniedans le temps äreconnattre la Reine 
Isahelle d^Espagne et qui tCa pas. reconnu la succession fiminine 
introduite dans ce pays. — Si tot ou tard notre pr Vision se rialise 
et que Louis Napolion prenne le titre ^Empereur, la conduite^ 
que les agents diplomatiques des Cours alliies ä Paris auront ä 
tenir dans le pr emier moment, leur est indiquie par Pusage, qui 
a toujours iti suivi en par eil cas, 

Leurs pleins pouvoirs, qui les accriditaient auprls du Presi- 
dent de la Ripuhlique frangaise itant ixpiris, ces agents auront 
ä cesser leurs fonctions officielles, Ils se horneront ä entretenir 
avec les ministres frangais des rapports officieux pour ne pas 
laisser en souffrance les affaires courantes. 

Ils ne quitter ont pas Paris; leur dipart pourrait itre inter- 
• priti comme le priamhule d^une rupture et mettre en danger la 
süreti de VAutriche et de la Prusse, qui sont aux avanf-postes 
et plus exposies ä une invasion. 

Nos agents en privenant le gouvernement frangais de la 
circonstancey qui les met dans le cas de suspendre leurs relations 
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o/ficielleSf ajouteront qtiils vont demander ä leurs cours des itf 
strucitons ulUrieures, 

Nos cabtnets, qui se seroni dSjä entendus sur tatiitude, qu^il 
leur conviendra de prendre vts-ä-vts du nouvel Empereur^ ne irou- 
veront pas de difäculti ä instruire prompiemeni leurs agenis dans 
Je sens de ceite entente, 

Vienne, le 29. D^cembre 185 1. « 

stg. Schwarzenberg. 



IV. 

Der Kaiser Nicolaus an den Prinzen Präsidenten 

Louis Napoleon. 

Par la grdce de Dieu. 

Nous Nicolas Premier^ Empereur de iouies les Russies etc» etc, 
ä Noire grand et hon amij Monsieur le President de la Ri- 
publique fr angaise^ le Prince Louis NapoUon, 

Mr^ le Prisidenty grand et hon ami, Nous avons regu la 
lettre^ que Vom Nous avez adressie pour Nous notifier le Ri- 
sultat de Vappel que Vous avez fait ä la nation frangaise ä la 
Suite des Ev^nements du 2. Dicembre, et Nous Nous empressons 
de Vous offrir Nos sindres filicitations sur tadhision presque 
unanime des suffragesy qui Vous dicernent, avec la Prisidence 
dicennale, timportant Mandat de donner une nouvelle Constitution 
ä Votre Pays, 

Priservie par Votre inergie des danger s^ dont la menagaient 
les projets pervers des ennemis de Vordre social, la France par 
le grand acte populaire, qui Vous appelle une seconde fois ä pri- 
sider ä ses destinies, vient de manifester d'une manikre solennelle 
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la confiance qti Elle place dans vos Sentiments patrioiiques , ainst 
que dans les principes et ordre et d^autoriii^ que vous avez su 
apporter dans texercice du Pouvoir, 

Puisse la divine Providence, qui a si visihlement hini vos 
efforts^ Vous aider ä clore \n France fkre des RivoluHons qui 
Vont agitie si longiemps, ä rendre ä ce beau Pays le calme et le 
repos si nicessaires pour son honheur et pour le diveloppement de 
sa ProspiritL 

En consacrant Votre divouement ä cette noble Mission^ avec 
la Pers&üirance que riclament les grandes entreprises, avec cette 
abnigation personelle, dont les coeurs, tels que le Vötre, ont le 
ginireux instinct, Vous acquerrez des Titres impirissdbles ä la 
gratitude et ä fadmiration de Vos Contemporains, 

Rien ne pouvait Nous itre plus agriable que Vassurance que 

Vous Nous donnez de Votre Sollicitude pour les grands intirets 

du maintien de la Paix ginirale et de Votre disir de voir se 

consolider de plus en plus les Relations de bonne inielligence , qui 

subsistent si heureusement entre la Russie et la France, 

Veuillez itre persuadiy que Nous apporter ons de Notre Cdti, 
un soin particulier ä les resserrer, et que Vous Nous trouverez 
toujours empressi ä unir nos efforts aux VStres pour difendre 
en commun la Cause sacrie de Vordre social, du repos de VEurope, 
de tindipehdance et de tintigriti territoriale des Etats dont Elle 
se compose, et faire respecter les traiiis existants, 

Sur ce, Monsier le Prisident, Nous prions Dieu quil Vous 
ait de mime que la France, en sa sainte et digne garde, 

Donn6 ä St. Petersbourg le 22. Jan vier 1852 
de Notre R^gne la 27. ann6e. 

Votre trh affectionni 

sig, Nicolas. 



V. 



Der GrafF6n61on an den Schweizer Bundespräsidenten. 



L6gation de France Berne, le 24. Janvier 1852. 

en Suisse. 



Monsieur le Prisident! 

yai l honneur (fappeler^ par ordre du President de la Rf- 
publique, la plus sirieuse attention de Votre Excellence sur une 
quesHon doni les derniers entreiiens que j ai eus avec Elle ont 
dijä du Lui faire appricier la graviti. Je veux parier des in^ 
dividus qui ont choisi la Suisse pour asile, apris sitre notoire^ 
ment compromis dans les trouhles politiques de ces dernikres annies, 
Si des agents de *disordre pouvaient ä proximiti des froniilres 
de France, riformer des conciliahules dimagogiqtus et se livrer 
ä de nouvelles menies, un pareil itat de choses entretiendrait chez 
les uns de dStestahles espirances et, dans le sein des populations 
honnites, des inquiitudes que le Gouvernement de la Ripublique 
a le mime devoir et la mime volonti de faire cesser* 

Je suis en consiquence, chargi, Monsieur le Prisident, de 
diclarer ä Votre Excellence que Vhospitaliti accordie dans les 



89 

divers Cantons de la Conf6diration aux rifugiis politiques^ prend' 
raii ä tavenir un tout autre caracÜre^ si eile ahritaii encore des 
complots dirigis conire le repos intSrieur et la sicuriii ctune 
Puissance voüine, ei s't'l itaii permis ä des Strangers de se con- 
stiiuer sur le territoire HelviHque^ par leur participation ä des 
acies ou ä des icrits rivolutionaires , en itat de ribellion contre 
les lots ei le Gouvernement de leur pays. 

La France tCa pas ä repousser f Imputation de vouloir se 
miler des affaires de la Con/idiration, mais son Gouvernement 
ne saurait consentir davantage ä ce que le respect qu*il professe 
ä une nationaliti Hranglre füt ditourni de son ohjet au point 
^assurer une sorte d^tmpuniti aux irriconciliables ennemis de la 
sociiti quil a regu la mission de rigir et de dS/endre, Encore 
moins pourrait'il admetirCy ä tigard de ses natt'onaux, un autre 
juge que lui^mime des nicessitis de sa politique et des moyens les 
plus propres ä hdter le succh de foeuvre ä la quelle il s^estvoui, 
Appriciant ces considirations qu*ü serait superflu de divelopper 
plus longuement, Votre Excellence, fen ai fespoir, accueillera la 
demande expresse que mes Instructions vienjoignent de Lui faire 
et que je La prie de soumettre sans retard au Conseil FidiraL 
Elle consiste ä obtenir Vengagement formet que toutes les expul- 
sions^ que je me trouverai dans le cas de provoquer, me seront 
accordSes, d quelque catigorie de rSfugiis frangais que cette me- 
sure doive s*appliquer, et que les ordres du pouvoir Central seront 
exicutis dans un dilai convenu ä favance, sans pouvoir, comme 
il me serait facile dten citer des exemples, itre ni attinuis ni 
iludis sous aucun pritexte par les autoritSs cantonales, 

La Ugation de France est seule en Position de connaitre 
quels sont, parmi ces individus, ceux dont les anticidens et les 
relations rendent la Prolongation de leur sijour impossihle dans 
toute titendue de la Confidiration, et ceux qu*une tolirance, dont 
leur conduite ultirieure diterminerait les limites, peut y maintenir 
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provisoirement. Les Premiers devront partir sur la disignaiion 
que je /erat de leurs pkrsonnes, les autres saurontque st le terri- 
toire Helvitique leur seri encore de re/uge, ce nest qua la con^ 
diiion de ne motiver de ma pari aucune plainte, 

Le Prisideni de la RSpublique aitend du Gouvernement 
Fidiral^ en retour des rapports qu^il a ä coeur dtentretenir avec 
Luif et qu^un reftts de faire droit ä mes rSclamations aurait 
pour effet dCaltirer gravement ^ ce timoignage nicessaire de 
tesprit de hon voisinage et iamitii qui a itS si long^temps une 
des traditions de la Suisse. 

Une attitude dijfirente netarderaitpasäentratner descompli'- 
cations fdcheuses et ä imposer notamment au Gouvernement de la 
Ripublique le devoir (f aviser ä des mesures que son plus vif 
disir serait de ne pas employer^ mais auxquelles il aurait re" 
cours bien malgri lui, si la demande que fai thonneur de faire 
auprls de Voire Excellence natteignait pas son but, 

AgrieZy je vous prie, Monsieur, les assurances de ma haute 
considiration, 

Le Ministre de France 
(Signi) Salignac-F^nelon. 

A Son Excellence Monsieur Furrer 
President de la Confidiration Helvitique etc, etc. 



VI. 



Antwort des Schweizer Rundesraths an den Grafen 

F6n61on. 

Berne le 9. Fövrier 1852. 

Dans une noie datie du 24. Janvier dernier S, E. Mr, 

le Comie de Salignac^Finilon ^ Envoyi etc. appelle t attention du 

Conseil fidiral sur la quesiton des refugiis politiques et expose 

que (hier folgt in extenso der Inhalt der französischen Note 

. vom 24. Januar.) 

Comme le Conseil fidiral partage sans restriction les vues 
exprimis au commencement de la note, savoir qtiaucun Etat ne 
peui toUrer que des itrangers s'abritent de tasile qui ieur est 
accordi pour se livrer ä des conspirations ou ä dtautres entre" 
prises contre la tranquilliti et Vordre d^autres Etats ^ \comme le 
but constant de ses efforts a iti de faire düment respecter ce prin- 
cipe sur le territoire suisse, il a du itre dtautant plus surpris des 
consiquences qtion fait dicouler de ces vues et des exigences qtion 
y rattache, 

Avant touty on doit se demander s^il existe des faits extra^ 
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ordinaires, des manifestations gut puissent jusiifier des griefs 
contre la Sutsse, st des conspirations ont riellement He ourdies 
sur son ierritoire contre la France^ si cela a eu Heu au su et 
avec Vapprohation des autoritis suisses ; et si nSanmoins les cou- 
pahles jouissent impuniment et sans entraves de la protection de 
fasile. Mais c^est en vain que le Conseil fidSral eher che des faits 
de ceite nature. Le nombre des rifugiis frangais a toujours iti 
peu considirable ei les bruiis ripandus ä cet igard fori exagiriSy 
ainsi que le Conseil fidSralVa moniri pr6cidemmeniy fondi en partie 
sur les rapports de ses commissairesy en partie ei spicialemeni sur 
le dipouillemeni de diffirentes listes de rifugiis, 

Bien qiion neüt saisi aucune irace de menies politiques et 
que la France se füt hornie ä demander Ciniernement des rifu'- 
giis^ seize d'enire-eux et un Italien ne furent pas moins renvoySs 
de la Suisse dans le courant de Mars 1851, non pour avoir con- 
spiri contre un Etat oranger, car rien ne le faisait voir^ mais 
parcequUls bravaient ouveriement les arritis du Conseil fidiral 
sur leur internement, La plupari quitthrent effectivement la 
Suisse et quelques'uns seulement reussirent, en s^iloignant clan- 
destinement, ä mettre les Autoritis dans VimpossibiliiS de fournir 
la preuve qtiils itaient partis: aussi coniinu^reni-ils <^etre sig- 
nalis aux recherches de la police, 

Cet fut Vitat des choses jusquen Dkembre 1851. Le ^, du 
dit mois, sept rifugiis francais se trouvhrent ä Lausanne, y ridi" 
gkrent et y firent clandestinement imprimer un appel insur- 
rectionnel invitant le Peuple frangais ä prendre les armes, 
Quoique cet appel demeurät ä titat de projet, le conseil fidiral 
rCen risolut pas moins d'expulser ces rifugiis de la Suisse, dh 
quil eut connatssance de timprimi, Ceite dicision aussi a iii 
exicuti en grande partie et aucun moyen tia iii nigligi 
pour quelle le füt complitement, Quoique les faits qui vien- 
nent d'itre rappelis soieni bien connus de la Ugation fran- 
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(aise, le Conseil fidiral a cependant cru devotr les ricapitulery 
afin de faire ressoriir avec ividence que la Suisse nesi point le 
foyer de complois contre la France ou ctautres Etats ^ que toute 
teniaiive de menies politiques, qui parvient ä la connaissance de 
Pautoriti, provoque son Intervention immidiate et spontan^e, et que 
les dicisions du Conseil fidiral regoivent toujours tixicution qui 
est dans le domaine du possible, Mais ä supposer mime quil 
existät actuellement des motifs rieh de plainte, ce quon serait 
Sans contredit en droit de demander, c'est quil soit mis un terme 
ä fahus de Vasile^ qtiil soit pris des mesures contre les individus 
qui fourntssent matihre ä des riclamations y et que texer cice 
de Vhospitaliii envers des itrangers soit mise en Harmonie avec 
les ohligations internationales que nous ne songeons point ä con- 
tester, Voilä ce que veut le droit international reconnu, c^est cela 
et pas davantage que dans des cas donnis, on a toujours demandi 
tant de la Suisse que d^autres Etats, et c*est aussi ce que le Conseil 
fidiral n^a jamais refusi et ce qu^il accordera consciencieusement 
en tout temps. 

Mais ce qiion demande dans la note du 24. Janvier est tout 
nouveau, Uautoriti du pays ne doit plus rien avoir ä dire sur 
le sijour ultirieur ou texpulsion d^itrangers qui ont iti regus 
dans le pays et y vivent sous la protection de ses lois et de ses 
insiitutions ; ä tavenir il dipendra plutöt d*un simple signe d'une 
ligation itranghre pour dicider qtielles mesures les autoritis au- 
ront ä prendre dans ce domaine de la police des itrangers, 

Si le Conseil fidiral Suisse ne refusait pas d^obtempirer ä 
la demande qui lui est faite, il violerait de la mani^re la plus 
grave la Constitution fidirale, ainsi que ses devoirs sacris envers 
le pays qui lui a confii le pouvoir directorial et exicutif supirieur ; 
car il doit voire [dans cette demande une attente profonde portie 
ä findipendance, ä la digniii et ä la liberti de la Confidiration, 
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puisqu il devrait se disister du droit appartenant ä tout Etat in-- 
dSpendani d^accorder ou de refuser de son che/ et sous sa respon- 
sahiliti le sijour ä des Strangers; il dott voir, de plus dans cette 
demande une Intervention dicidie dans les affaires intirieures de 
la SuissBj car si le Gouvernement frangais ne reconnait (tautre 
juge que lui^mime des nicessitis de sa politique et des moyens les 
plus propres ä atteindre son but, il ne saurait cependant sans 
mSconnaitre les notions les plus positives du droit des gens, 
vouloir imposer son jugement ä d^autres Etats ^ ni leur contester 
le droit de dicider eux^mimes ce qtiils ont ä faire et ä laisser 
sur leur territoire. 

La France, qui a de touttemps accordi un asile aux proscrits 
politiques, ne se laisser ait jamais contester ce droit et ne renon- 
cerait jamais ä son libre arbitre dans des questions de cette 
nature, * 

Mais si le Conseil fideral doit dicliner la demande qui lui 
est adressie, il ne sen suit nullement qu^il permettra aux rS/u- 
giis de faire servir le territoire Suisse ä des entreprises hostiles 
ä d^autres Etats, bien au contraire, il doit expressement repousser 
taccusation dirigie contre la Suisse, de vouloir assurer une sorte 
dimpuniti aux irriconciliables ennemis de la sociite. Le Conseil 
fidiral a tout-ä^t heure rappele le fait que depuis quelques annies 
il a expulsi plusieurs rifugiis frangais et d^autres dont la pri- 
sence paraissait incompatible avec les rapports internationaux 
entre la Confidiration et d'autres Etats; c^est aussi ä ce point 
de vue qiiil jugera et dicidera ä tavenir dans chaque cas 
special. 

Le Conseil fidiral Suisse esplre avoir ainsi donni touies 
les assurances compatibles avec fhonneur el Vindipendahce de la 
Confidiration et qui satisfont pleinement ä ce qiiexige le droit 
international, Aussi les menaces qui tefminent la noie ne sau-- 
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raient-elles le fair sortir de la voie qui lui est tracSe tani par le 
sentiment profond de son devoir que par le droit international 
et, il nen doute pas, par la voix du peuple Suisse. 

Le Conseil fidiral saisit encore cette occasion etc. 

(Suivent les Signatures). 

A, S, E. Mr, le Comte Salignac-'Finilon 

^'Envoyi Extraordinaire et Ministre pUnipotentiaire de la 

Ripuhlique Frangaise pr%s la Confidiration Suisse, 



VII. 

Le Prince Schwarzenberg ä M. le Comte de Buol- 
Schauenstein, Envoy6 d'Autriche k Londres. 

Vienne le 5 Mars 1852. 

Za nouvelle de la formation du nouveau Minisilre du Comte 
de Derby a Hi accueülie par le Cahinet Impirial avec un seti" 
iiment de virUdble Satisfaction, 

Les espirances que les prtncipes cofinus et les honorahles 
Anticidens de Lord Derby nous autortsaient ä rattacher ä son 
entrie aux affaires, nont pas tardi ä recevoir un nouvel alt-' 
ment par le discour prononci par Lord Derby dans la siance 
du 27. Fivrier, discour tendant ä exposer la marche politique 
qu^il compie suivre, 

En autant que ce Programme se rapporte aux affaires 
itrangkreSj nous nous felicitons de pouvoir souscrire sans r/- 
serixe aux Principes et aux Intentions que le Compte de Derby 
a diveloppis avec autant de franchise que de luciditi. 

Le Cabinet qtCil priside, a dit le Premier, est pinitri de la 
nicessiti de maintenir la paix universelle^ 
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// pense, que pour atteindre ce hui il ny a pas de meilleur 
moyen, que de suivre envers ioufes les Puissances itranglres une 
Conduiie calme et moderie^ que de maintenir scrupuleusemeni les 
iratthj et de respecier au plus haut degri rindipendance de toutes 
les NationSj et le droit quElles ont de diriger, comme Elles 
rentendent, leurs affaires intirieures, 

Si le gouvernement anglais, a continui Lord Derby ^ avait 
Heu de se plaindre d^une autre Nation, il exposerait ses Griefs 
avec calme et viodiration et en comptant sur Vhonneur et la 
justice de ceux aux quels la plainte aurait iti adressee, C^est en 
agissant ainsi, que le Comte de Derby espire non seulement pou^ 
voir maintenir les bienfaits de la Paix, mais conserver les relations 
les plus hienveillantes et les plus amicales avec les diverses na- 
tions du Monde, 

Quant ä Nous, nous nous associons sinclrement ä cet espoir, 
et nous sommes preis ä concourir loyalement ä ce quil ne soit 
pas frustre, 

Les intentions que Lord Derby a annondes quant ä la que^ 
stions des rifugiis politiques, nous semblent egalement de nature 
ä icarter disormais les sujets de discussion que cette question 
avait fait nattre entre le Gouvernement hritannique et les Etats du 
Continent, 

E Autriche , en particulier , na jamais essaye de contester ä 
V Angleterre le droit d^accorder un asyle ä des rifugiis Sirangers. 
E/le na protesti que contre Vabus que faisaient ces rifugiis de 
Vhospitaliti dont ils jouissaient en ourdissant des trames rivolu- 
iionnaires au ditriment de pays amis et alliis de V Angleterre, . 

Lord Derby a flitri cet ahus et il saura, nous n^en doutons 
pas, y obvier ä tavenir. 

Je prie V, E, d'exprimer tani ä Lord Malmesbury qu^au 
Comte de Derby lui mime Vimpression favorable que les explica- 
iions du Premier Ministre ont produite sur le Cabinet de VEmpereur, 

Der Staatsstreich von 1S51. 7 
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Elles ont fait naitre ici l espoir que les rapporis entre les deux 
Gouvernements pourroni disormais reprendre ce caracilre de 
franche et intime confiance que des ivhnements indipendants de 
notre volenti avaient plus ou moins altiri, 

Recevez etc, etc. 

fsig.J F. Schwarzenberg. 



VIII. 

Le Prince Schwarzenberg ä Mr. le Comte de Buol- 
Schauenstein, Envoye d'Autriche ä Londres. 

Vienne, 5. Mars 1852. 

Dans la luite ä outrance que Vordre social a eu ä souienir 
ä la fin du dernier Such et au commencement de celui oü nous 
vivons, VAutriche et V Angleterre se sont trouvies itroitement unies 
pour la defense des principes tuiilaires de V existence des 
Sociitis, 

Ces deux puissances ont combattu ensemhle avec une rare 
persivirance^ tesprit de revolte et de distructiony qui avait 
alors remue fEurope, jusque dans ses fondementSj apparaissant 
tantöt sous la forme d^une sanglanie anarchie, taniöt sous celle 
d^un Despotisme conquirant, 

C^est ä cette epoque de dang er s et de triomphes communs que 
le Gouv* Autrichien contracta thahitude de compter sur VAngle- 
terre comme sur Mne amie ä toute ipreuve, 

Run niiait plus populaire en Autriche que Valliance anglaise* 

Et commeni en aurait^ü iti autrement puisque cette alliance 
etait fondie sur des intirets poltttques riciproques dont ü iiait 

7* 
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impossible de miconnaitre thomoginiiti^ comme sur de recens ei 
glorieux Souvenirs? 

Lorsquü y a quaire ans, ce mime esprii suhversif et anti- 
social f qui avaii succomhS jadis aux efforis riunis de VAuiriche 
et de r Angleterre ei de leurs alliisy iclaia de nouveau avec /orce, 
en envahissant aussi les domaines de V Empereur, le Cahinet de 
Vienne, en iournani ses regards vers V Angleterre, eut le regret 
de t^y rencontrer quun seniiment de froide indiffirence, II y a 
plus, non seulement une partie du public Anglais, mais des hom- 
mes politiques appelis ä prisider aux desiinSes du pays, mani- 
fester ent hautement leurs Sympathie s pour les tendances des 
hommes, qui ne visaient quau demembrement de la Monarchie 
Autrichienne, 

II est notoire, que tous nos ennemis, soit Interieurs soit ex- 
ierieurs, fondaient leurs espirances de succh sur Vappui moral 
de V Angleterre, C^est de cetie puissance surtout, qi£ils atten- 
daient leur salut, c'est en Angleterre aussi, quaprls leur dSfaite, 
ils ont chetchS un refuge, dans fespoir de pouvoir continuer sous 
son igide — et ne füt ce que par la voie de conspirations tene- 
breuses — la guerre acharnie dont ils avaient fait peser tous les 
maux sur leur patrie, 

Loin de nous la pensie de soulever des ricriminations stiriles 
sur des ivhnements, qui sont dejä rentris dans le domaine de Vki- 
stoire, Qtiil nous suffise de rappeler ici tout simplement un fait 
constated*ailleurs par desvoix aussi iloquentes que loyales au sein 
du Parlement Anglais lui mime. 

Le fait est que Vattitude prise par f Angleterre au milieu 
de la crise violente que VAutriche avait eu a traverser, formait 
un contraste trop tranchant avec les Souvenirs (falliance et de 
fraterniti dt Armes, qu^ avait laissis chez nous la lutte gigantesque 
contre Vesprit rivolutionnaire , pendant laquelle VAutriche et 
l^ Angleterre avaient toujours combattu cöte ä cöte aux Premiers 
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rangs, pour ne pas pori'er une profonde atteinte ä la cx>nfiance 
traditionelle dont jouissait chez nous la Grande Bretagne, 

En faisant mention de ce fait, je nai d^autre intention, que 
de demontrer, que si les rapports entre les deux puissances ont 
suhi une altiration dans le cours des dernilres annies ^ il serait 
souverainefnent injuste, de nous en imputer la faute. 

Ce nest pas TAutriche qui a desertS le drapeau auquel, 
riunie ä t Angleterre et ä ses Alliis, Elle avait jadis attache la 
victoire, 

C^est nous,' au contraire, qui avons vuV Angleterre s\Üoigner 
de Vancien camp, et ce changement de Direction nous ä inspirS 
des regreis igaux ä la conviction intime dont nous itions animis, 
quil ne tourner ait qu au pro fit de Vesprit de disordre, qui ne cessait 
de miner sour dement le fondement de Vidifice social en Europe, 

Est'Ce-ä dire, que nous aj'ons pour cela renonci ä Vespoir 
de nous rencontrer encore avec V Angleterre sur le mime ierrain, 
le jour oüun grave dang er commun ferait appel ä Vesprit et aux 
efforis de Vancienne Alliance? Cet espoir ne nous a jamais 
ahandonni et lesprit des Instructions ginirales dont V. E, a iii 
munie en se rendant ä son Poste, en /ait foi, 

// parait que les conjonctures du Moment marquent une dd 
ces ipoques, Ott une sajne appriciation de la Situation grave de 
VEurope et de leurs viritables intirets riciproques, /ait aux deux 
puissances la loi de sentendre en se rapprochant Vune et Vautre, 

Quelle est en effet la Situation de VEurope? 

La vaste conspiration antisociale qui s^y tramait et qui en 
triomphantj aurait couvert sa sur/ace de sang et de ruines, a 
ichoui, gräce ä la fidiliti et ä la valeur des armies, Mais 
Vesprit subversi/ est-il difinitivement vaincu? Ce serait se livrer 
ä une illusion que de Va/firmer! 

Le nouveau pouvoir que la France vient de consacrer par 
ses SuffrageSy ä pris ä täche de riprimer avant tout les /actions 
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audacieuses ^ ei jusquici la nation parait applaudir aux coura- 
geux efforis ientis dans ce hut par le Prisident, Mais Vextrime 
ifiohüiii du caracÜre fran^ais et Vesprii de fronde inni ä cette 
naiion, sont-ils de nature ä offrir de garanties solides pour 
Vavenir? 

Teile est — somme toute — ä nos yeux, la graviti de la 

Situation ginirale^ que nous ne saurions entilrement exclure de 

nos calculs des iventualitis propres ä provoquer les danger s^ qtiil 

faudrait Vaccord parfait et Vunion intime des grandes puissances 

pour conjurer, 

Nous sommes prets^ pour notre part, ä faire tout ce qui 
dipend de nous, pour amener cette union, 

La confiance que nous inspirent les principes ilevts et Vesprit 
iclairi du Cte» de Derby et des hommes d^itat qtiil s^est associes, 
nous fait espSrer, que nous rencontrerons auprh du nouveau ca- 
binet des dispositions analogues, 

Recevez etc, etc, 

(sig,) Schwarzenberg. 



IX. 

Vienne, le 9. Mars 1852. 

Mon eher Aherdeen! 

Je voue ceiie lettre ä deux objets, gut ont entre eux une 
liaison si intime, que nen ahorder quun seuly cest perdre le temps 
ä la Charge de Vicrivain comme ä celle du lecteur, Les objets 
dont ü sagit sont le changemeni de t administration en Angle^ 
terre et les relatwns entre V Angleterre et tAutriche, Je vous ex- 
poser ai ä Vigard des deux sujets ce que fen pense, 

II dSpendra de vous de redifier mes impressions, si vous 
devriez trouver quelles suivent une /aus se voie, Amis nis d*une 
mime cause et placis Vun et Vautre dans une Position morale in- 
dipendante, nous pouvons sans encombre nous confier nos senti" 
ments sur de bien importantes questions, 

Vous ne mettez pas en douie que la sortie du dernier Cabinet 
na Point pu ivoquer en moi rien qui de hin mime pourrait avoir 
la valeur d*une surprise, La vie du Cabinet Russell na depuis 
longtemps itS quun myihe ; sa prisence aux affaires na de fait 
iti que Vabsence d^une administration apte ä le remplacer. Le 
nouveau Cabinet dispose-t'il ä'un fonds de vitaliti plus riel? Je 
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suis disposi ä le croire^ sous la reserve iouiefois quil se digage 
de Viliment de faihlesse que Im impose le litre de proieciionisie, ce 
moi inscrii sur son ancien drapeau, Vous savez ce que depuis 
longiemps fai pensi et ce que je pense igalement aujourcChui de 
ceite qualificaiion, Vous etes au faii des explicaiions, qui ä son 
igard oni eu Heu enire Mr. Disraeli et moi, simple dilettant en 
1849. Vous vous souviendreZy que fai aitribui ä Vidie de la pro^ 
' tection resir einte aux droits sur V importation de cereales, la cause 
principale de la faiblesse des defenseurs des intirets agricoles, 
qui Sans aucun doute ne sont pas resserris dans la seule question 
de ces droits: vous vous souviendrez de mime, que Mr. Disraeli 
Sans nie donner ahsolument tort et cru son devoir de fixer mon 
attention sur la gene que Vesprit de parti impose en rlgle com- 
mune aux conducteurs, 

Ce que fai pensi et dit en 49 je ne saurais lui donner u?t 
dimenti aujourd^hui. La Position toutefois ne tend-elle pas la 
main ä des facilitSs qui alors nexistaient pas, tandis qtielles 
peuvent itre considi) ees admissihles aujourd^hui? Si j^attache ä la 
manifestation de Lord Derby Vinterpr Station que je me plais ä 
lui donner dans Vintiret de la cause que je regarde comme celle 
du jour, je puis croire quen faisant un appel au verdict des 
^''public feelings^^ le Chef du Cabinet entend ouvrir une voie, sur 
laquelle auraient ä se rencontrer les hommes sages des deux 
partis conservateurs, Votre explication dans la siance du 27 Fevr. 
me semble pouvoir itre interpretie comme la suite d^une mime 
direction dans votre pensie. Suis-je ici livri ä une illusion? Je 
disire ne point Vitre. Ce ä Vegard de quoi je crois pouvoir 
admettre que mes impressions ne sont point erronies, cest ä celui 
du fait que le parti simphment qualifii de protectionistes ne sau- 
rait se maintenir au pouvoir sans se renforcer par les notabilitis 
du Peelisme. Cest le point de ralliement ä trouver entre les 
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conservateurs, qui est la chöse qtiil iniporie de tenir en vue et 
qui est digne d^occuper un esprit tel que le vötre, 

m 

Ceci dtt, mon eher Comte^ je passe ä l autre sujet; il rentre 
plus que la question de Cahinet envisagie dans ses seuls rapports 
avec Vintirieury dans la voie de mes pensies habituelles, 

Vous etmoi, et je me permets de Vitablir en thhe, avec nous 
tous les hommes politiques douis d un sens droits ont dans tous 
les temps regardi les bonnes relations entre la grande puissance 
qui nest pas continentale et celle du coniinent qui nest pas ma- 
ritime, comme une consiquence naturelle de leurs positions relatives^ 
qui les digage de chances de /roissements, que des corps poli- 
tiques auirement placis ont souvent^ de la peine ä Sviter, Par 
quelles causes et dans quelles voies ces relations ont elles ite 
troublies dans le cours des dernilres annees? 

Ce nest pas d vous que je pourrais me voir appeli ä lap- 
prendre — ä vous qui dans toutes les phases de votre vie publique 
s'est rencontri avec moi dans la täche de servir ä Vaide des 
meilleurs rapports entre les deux Empires, et votre patrie et la 
cause de t ordre public, Le dernier conducteur de la politique 
Anglaise en s engageant dans la fausse voie d^une politique per- 
sonnelle ei qui pär cela meme s^est trouvie privie de bases appri- 
ciables a rendu impossible le maintien des relations entre les deux 
Cours äux quelles le principe d'union qui leur est naturel, ne süffit 
pas pour risister ä des attaques de Vesplce de Celles que Lord Pal- 
mer ston a dirigi conire Vexistence meme de la puissance Autri- 
chienne, Quelles relations peuvent se soutenir entre deux itats, 
dont Vun excite, exalte et couvre de son igide les ennemis de 
P autre et se place matiriellement au nombre de ses adver sair es? 
Si dans tous les temps le maintien de relations, portant Vempr einte 
de la seule bienveillance peut tourner en une impossibiliti mate- 
rielle, de combien la Position ne devient-elle pas plus grave quand 
Vitat attaqui dans les bases de sa vie se trouve place dans la 
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dure nicessiti de faire ä la fois face au disordre dans son In- 
terieur et aux attaques dirigies contre lui par une puissance 
riputie amie? Aussi Veffet de la ligne de conduite suivie par le 
Cahinet Anglais dans le cours du dernier minister e de Lord 
Palmerston, s'est-il reprisenti dans le sentiment des diverses na- 
tionalitSs, qui composent V Empire d^Autriche avec une force 
^gale, En scindant ces nationalitis (covime si elles nen formaient 
quune) en deux partis en celui de conservateur et celui de destruc- 
ieur, la marche qtia suivie Lord Palmer ston se trouve caractirisie 
et jugie par le fait mima> que les hommes d^ ordre dans toutes les 
Parties de cet Empire se sont soulevis avec indignation contre la 
präendue politique de V Angleterre et que cette conduite na ren- 
contri de la Sympathie que dans la classe ah jede et faihle en 
nomhre des esprits perdus dans la rigion du radicalisme social et 
politique, 

Ne croyeZ'pas que fexaglre Veffet d*une cause moralement 
incomprehensible, un effet qui a du porter ses fruits et qui ri- 
clamera bien des efforts pour rendre au gouvernement toute la 
liherti de son action politique^ que la raison et ses penchants 
V engageront sans aucun doute ä suivre dans les voies qui seules 
doivent, dans leur intiret riciproque^ itre suivies par les deux 
grands itats, 

Ne mettez pas en doute les dispositions du cahinet imperial 
ä rSgard de cet intirit, qui dans la position de VEurope est plus 
quun interit spicialement propre aux deux Cours, 

Ce n est pas, eher Comte, en qualiti d^un homme d^ affaires 
que je viens de tracer ces lignes, c^est en celle d^un esprit non 
privenu et d^un homme qui se trouve dans une position qui lui 
permet de former une opinion sur la veriti historique, 

Pour ne pas vous tromper, placez-vous sur mon terrain 
moral et kartez de votre pensie tout ce qui f ausser aii la viriti 
dans les faits, Rien dans mes explications ne peut vous itre 



I07 



suspect, votre esprit et voire conscience se renconireront toujours 
avec ma conscience et mes impresstons. 

Vom une bien longue lettre et si je ne consultais que le pen- 

chant qui m'entratne ä causer avec vous, ü me serait facüe de 

lui donner Vitendue d^un volume, Pour qu^il füt ainsi ü suffi- 

rait que f entrasse dans V exposi de mes impressions sur la Situation 

dans laquelle les errements que de bien faux esprits ont ameni^ 

soutenu et dressi dans les dernilres 62 annSes, ont fini par 

engager VEurope et qui en toute rialiti nest autre que celle d^une 

impasse, une de ces situations qui ne parait pas aux hommes* 

d^ avancer et qui entoure de difficultis et de pirils sans nombre 

leur recuL Rien de ce qui se passe dans le foyer mime d^oii le 

mal a pris son essor, ne niitonne, tout me semble itre le fruit des 

phases par lesquelles la France a passie durant ce long laps de 

temps et en particulier de Celles dont les gouvernements qui se sont 

pricidis dans ce malheureux pays depuis la paix politique gS- 

nirale ont iti eux-mimes les ginirateurs et les victimes, Considiri 

de prh et sous Vigide d^un esprit calme et pratique tout ce quien 

particulier depuis Vipoque de la paix ginirale a composi Vhistoire 

frangaise na iti quune suite logique appliquie aux situations, qui 

en naissant les unes des autres se sont precidis dans le pays que 

les faux esprits ont ilevi au rang d^un pays modUe, 

C^est ainsi qu^en 1814 et 15 ont engendri 1830, que 1830 a 
engendri 1848 et que le coup d^itat de 1851 a ripondu ä Voeuvre 
de 1848. Quels seront les produits de 1851 ? Je serait fort surpris 
si fapprenais que vous ites plus avanci que je me reconnais de 
Vitre dans ce qui aurait la valeur d*un pronostique appuye sur 
une base de calculs rationeis, 

Dites'vous que VAutriche nest pas plus livrie aujourd^ hui 
ä des idies fantastiques qtielle ne Va iti dans aucune phase dans 
le passi, Quon ne la gene pas dans de bien difficiles recon^ 
structions intirieures ; cest tout ce qtielle demande ä Vitranger 
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ei ce qtielle a le droit de lui demander, car dans quel Heu une 
action se fait-elle jour, que de loin mime porterait Vempreinte 
de Venvoi de sa pari de se miler des affaires intirieures dans 
d'autres pays? (Sic!). CUst ce que je vous eusse dit, si fitais 
encore placi cur le fäite des affaires puhliques et ce que je vous 
dis dans ma position parfaitement indipendante actuelle. 

Mille sinc^res hommages et amitiSs 

Metternich. 



X. 

Lord Malmesbury to Count Buol. 

Foreign Office March 1852. 

Her Majestys Government have received wiih ihe liveliesi 
pleasure ihe dispakh io You from Prince Schwär zenherg of ihe 
^ih inst,, which You have heen authorized to communicate to me 
on the pari of the Cahinet of Vienna, 

In Proportion to the value, which H. MJs Government place 
upon the maintenance of a cordial friendship with Austria, the 
oldest ally of England, cemented not only hy the iie of mutual 
interestj but by the recollection of pasi efforts in a common cause, 
was the regret with which Her Majestys present Government 
on succeeding to office, found, that the result of the evenis 'of the 
last four years, had been to Substitute, for those friendly relations 
a tone of mutual suspicion, if not of actual alienation, and 
to give io their diplomatic correspondence a character, quite at 
variance with the dispositions, which ought to subsist between 
them. 

The dispatch which you have recently placed in my hands, 
^ffords the greatest satisfaction to H. MJs Govt, because, without 
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reference to ihe past, it lays the foundaiion of a renewed good 
undersianding between ihe two countries upon ihe sponianeou^ 
expression of ihe views of H, MJs preseni Govt, as announced 
by ihe firsi Lord of ihe Treasury in ihe face of his own 
cöuniry and of Europe — in reference io ihe principles on 
which ihey iniended io conduci ihe foreign affairs of ihe Uniied 
hing dorn, 

H. Mh Governmeni rejoice io find in Your communicaiion 
a füll confirmaiion of ihe confideni hope enieriained hy Ld. Derby 
— ihai ihe suresi mode of arriving ai a good undersiandig wiih 
ihe naiions of ihe civilized world, was a frank and honesi ex* 
posiiion of principles, io be frankly and honesily acied upon — and 
ii is wiih ihe mos i unfeigned pleasure, though wiih no surprise, 
ihai H. M's Governmeni receive ihe assurance ihai ihe Couri 
of Vienna subscribes wiihoui reserve io ihe principles and in- 
ieniions, developed by ihe firsi mimsier of ihe Crown, 

Keeping sieadily in view ihose principles and inieniions — 
mainiaining in violaie ihe sacred righi of hospiialiiy iowards 
ihose, whom misforiunes or poliiical offences may have banished' 
from iheir naiive land — discouraging *and repressing, as far 
as ihe law and ihe consiiiuiion warrani, any aiiempi on ihe pari 
of such exiles, io abuse ihe hospiialiiy which ihey enjoy, by 
seeking io fonieni disiurbance in iheir own couniry — resirained 
by ihe highesi obligaiions of duiy, from siraining ihai law beyond 
iis legiiimaie bounds, bui visiiing wiih exemplary punishmeni 
ihose, who may violaie ihe law — H, M,s Governmeni feel 
assured, ihai ihey shall have no difficuliy in reconciling iheir 
duiy as minisiets of a consiiiuiional sovereign, wiih ihe obli* 
gaiions which ihey owe io ihe jusi claims ofany friendly power, 
and ihe seniimenis of sincere friendship wiih which ihey are 
aciuaied iowards ihe couri of Vienna, 

May I requesi of You, Mr. le O^-, io express io Prince- 
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Schwarzenberg personnally on my party as well as on that of 
Lord Derby — how highly we value ihe friendly feelings^ which 
his Highness has been pleased to express — and how anxiousy 
we and all ihe members of Her MJs Government feely ihat no 
circumstances should occur io Interrupt the good understanding, 
which I may hope^ i's now firmly established between the iwo 
Governments. 



(signed) Malmesbury. 



t 
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The same to the same! 

Foreign Office March 1852. 

Monsieur le Comte, 

The dispatch from Prince Schwarzenberg No, 2 0/ the 5^^- 
insLj which you have beert tnstrucled to communicate to fne, recalls 
the recolledion of that long protracted and arduous struggle which 
occupied the dose of the last and the earlier years of the present 
Century^ and which ^ cfter fearful amount of bloodshed and of 
suffering, happily vindicated and established on a sure foundation 
the liberties of Europe and the independence of the several countries, 
which had long heen either oppressed^ or threatened by the en- 
croaching ambition of a great military power, — No one, ac- 
quainted with the history of that period, can fail to do justice to 
the sacrificeSj the constancy and the perseverance of Austria in 
that memorable contesty .and little as it can be supposed probable 
that such a case should occur a second tiim within the lifetime 
of one gener ation — that a power ^ based in the first instance 
upon the populär voice should not only within its own dominions 
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tnvesi itself wUh despoiic auihortty, hut should, in violaiion of 
the siipulations of treaties, seek io invade the rights of inde^ 
pendent naiions. 

Her M!s Government feel well assured, that Austria would 
not he the last of the power s of Europe io repel such an agression 
and io vindicate the independeni rights of all nations, threatened 
by the invasion of that one, 

But Her M^s Government feel equally convinced, that they 
shall have the concurrence of the court of Vienna in the doctrine, 
which naturally flows from that of the independence of sover- 
eign states, that within itself each siaie is free to regulate its 
own internal administration, and that the right of interference 
only commences, when foreign agression, or the danger of it, 
calls for every measure of self-defence. 

Nor will this principle he in any degree affected or he less 
hinding f in consequence of the different for ms of government, 
ivhich different countries may have adopted, Individuais may 
have, and in a free country may express, their sympathies for 
this or that form of administration in another land — tfiay 
insist upon the necessity of preserving order, or enlarge upon the 
gener al advantages of consiitutionel freedom — hut according io 
the principles on which Her Maj, servanis consider themselves 
hound to regulate their conduct, they are, as a government, pre- 
cluded from acting upon any such sympathies, Their ohject must 
he careful ahstinence from interference in the purely internal 
concerns of any other staie, ahstinence from ahetting the efforts 
of any party forcihly to change, whether in a monarchical or re- 
puhlican sense, the instituiions of those countries, with which Her 
Majesty is on terms of friendship and alliance, If inany quarier 
of the World a different course should he pursued hy any of Her 
Maj, diplomatic agents such a Course would he entirely repugnant 
to the views and Instructions of Her MJs Government, 

Der Staatsstreich von 1851. S 
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White we valiu our instituHons as suited io the character 
and endeared io the hearts of our own countrymen, we respeci 
the right of all other nations to form their owuy however widely 
differing from ours^ according to their own views of their own 
interest; and desiring the internal peace and tranquillity of all 
nations, we feel it to be our solemn duty by no act of oursy 
either to repress the impulses of constitutional freedom, or to 
stimulate and encourage resisiance to lawful authority. 

I trust Mr, leComte, that this frank explanation of the 
pohcy of H, M*s Government cannot but he satisfactory to that 
of his Imperial Royal Apostolic Majesty, which engaged in the 
great work of reestablishing the mighty frame work of the 
Empire and developing its vast resources can^ desire nothing 
so ardently, as to he enahled to devote to that task its whole 
energies and must feel that nothing could be more prejudicial to 
its interests than to be involved in questions relating to the 
internal administration of other countries. 



(signed) Malmesbury. 
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D6peche confidentielle du Comte Nesselrode 
ä Mr. de KisselefF ä Paris. 

St. P6tersbourg, Novembre 1852. 

M, de Castelhajac nCa off er t ces jours-ct o/ficieusement 
des explications sur le ritahlissemeni de f Empire en France^ sur 
les idies quy rattachent les cours itranglres^ spicialemeni sur les 
conclusions quon a tiries du Chiffre III, , dSfiri par le Sinat 
au futur Empereur. 

Mr. de Castelhajac s^est heaucoup iiendu sur les gages de 

siahiliti et cCordre^ que prisente ä la France^ par consiquent ä 

VEurope^ la Monarchie imperiale hirSditaire, II a essayi 

de me prouver que nulle forme monarchique tioffrirait les mimes 

avantageSy que thiriditi pour itre solide , devait non seulement 

embr asser Pavemr, mais puiser dans le passS une force retro" 

spective, et que la question dynastique itait pour nous toute secon^ 

daire, tesseniiel itant pour tEurope que le nouveau gouvernement 

en France füthasi sur le mime principe^ que les auires Gou" 

^ernements EuropSens. Enfin, quant ä NapoUon III, ^ que ce 

8» 
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Chiffre nenfermait en soi aucune revendication (tune sorie de 
UgiitmiU Impiriale^ mais qtiil Statt purement con/ormeä fhisioire, 
NapoUonIL ayant par tahdicaiion de son pkre et sa proclamatton 
par les chambres, rigni quelques jours en France de fait et de 
droit; quen consSquence les puissances ne pouvaient y voir rien 
qui füt de nature ä iveiller leurs susceptihiliiis^ rien qui implique 
de leur part le disaveu des faits et actes intermidiaires de 1814 
ä 1852. — 

y*ai preti une grande attention ä toutes ces explications ; 
mais je dois vous avouer, qtielles nCont paru peu concluantes. 

Je laisse de cöti Celles qui regardent fexcellence de la mon- 
archie impSriale, comparie aux deux autres Monarchies ^ que 
nous avons vu tour ä tour sUcrouler en France, 

y^ohserverai seulement que ce gouvernemeni nest pas pri^ 
cisiment hasS sur le mime principe, que nos gouvernemens mon- 
archiqueSj quau contraire il part d'un point (souveraineti du 
peuple, suffrage universel) diamitralement opposi, pour ne pas 
dire hostile au nötre; et que, si matiriellement il peut nous 
promettre le repos, moralement ces garanties ne nous semblent 
pas aussi süres, 

Uavenir dicidera ce que comporte de viahiliii un rigime 
monarchique appuyi ä la fois sur VhirSditi et Vilection, deux 
principes qui, selon nous, s^excluent et se tuent tun Vautre, 

Pour l instant cela ne nous regarde pas. 

Nous n^ avons le droit ni la priteniion d^indiquerä la 
nation frangaise quelle nature et quelle forme de Gou" 
vernement eile doit choisir dans son intirit. C^est lä, 
comme dit Mr. de Castelhajac , une question de prifirence, 
une question purement frangaise, oik nous n* avons rien 
ä voir. 

Mais, il tien est pas tout ä fait de mime de la question de 
dynastie et du chiffre, qui en äonstate la restauration en France» 
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Cect touche ä des /aits, ä des actes, ä des obligaiiohs, ä 
iout un ensemhle de rapports internationaux auxquels 
V Europe n*est pas restSe^ ne sauraii rester, iirang^re 
ou indiffSrente, V Europe a le droit de s*en occuper, car 
rhistoire ginirale des 38 dernihres annies ne se com- 
pose pas de tel ou tel faii pariiculier, qui ä tel ou tel 
jour a pu se passer en France, 

L* Europe a sa pari dans cette histoire et ne sauraii 
s en dessaisir. 

Fassons sur les argumens par lesquels on veut prouver, qtiil 
y a Solution de coniinuiti dans VhirMitiNapolionienne etquUl 
ne sagit nullement d^une nouvelle restauration de la ISgitimiii 
Imperiale, si rhiritier de Napolion ne prend pas le chiffre F, 
sUl na pas la pritension de succider immidiatement aux Em" 
pereurs Joseph et Louis, et ne fait pas dater son rhgne de la 
mort de ce dernier, Cela prouve assez peu selon nous. 
Cela prouve seulement que la logique mime a ses hornes, et que 
la revendication d*un principe poussie ä Vextrime, amenerait des 
consiquences dont la raison s^esi effrayie, 

Mais le chiffre III suffit parfaitement pour remuer la 
iradition dynastique, il ne heurte pas moins l* histoire 
et le passi Europien, que ne le ferait le chiffre V, 

On nous dit qu^en fait et en droit V Empereur Napolion IL 
a regni; quil a iti proclami par les chambres, qtiil y a eu des 
actes rendus en son nom, 

Cela peut itre hon pour la France, pour V Europe il 
en est autrement, Four l* Europe ä partir de iSi^, Napolion L 
lui mime avait cessi de regner en France, il ne pouvait 
en 1815 abdiquer en faveur de son fils\ absent, qui dis 
lors aux yeux du reste du monde n* a regni ni en fait 
ni en droit* 

Voilä donc, au bout de 38 ans, durant lesquels cette opinion 
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aiti consacrie par les faiis et les engagemens, signis par 
la France eile mime, la France et V Europe placies tout 
d^un coup sur un terrain opposi, Votlä deux histoires 
et deux droits puhlics mis dilihirement en prisence, 

Lihre ä la France de le vouloir ^ et ä son gouvernement de 
nous le dtre, Mais en mime temps qu* il ne dise pas que cetie 
nouvelle Situation noßre rien qui soit de nature ä iv ei II er la 
susceptihiliti de f Europe, rien qui implique de notre part un 
disaveu puhliquement donni ä nos paroles et ä nos actes. 

Le message du Prisident au Sinat a iti plus /ranc, cest lä 
une justice ä lui rendre, Sans circonlocution, sans sophisme, sans 
artifice de langage il nous dit clairement et netiement qu^en 
ritablissant la dynastie Imperiale, la France reUve 
avec ri/lexion, ce que l^ Europe avait renversi, et qu* eile 
entend prendre ainsi sa revanche de 1815, 

Est ce lä une affaire purement frangaise? 

Une supposition gratuite ? 

II nous parait quil nous est permis de nous prioccuper 
quelque peu des consiquences d^ une pareille revanche, 

Nous ne saurions assez regreiter que le gouvernement Fran- 
(aisy en portant difi au passi, en soulevant des questions de droit 
et de principe lä, oil il eüt fallu rester dans le domaine du 
fait, eüt voulu sciemment et gratuitement comphquer sa 
Position et la nötre» 

Il fait appel ä nos sentimens bienveillans et il dihute par 
une manifesiation qui liest certes pas empreinie d^un caractlre de 
hienveillance, 

II se dit animi d*un disir de paix, et il est le pr emier 
ä ivoquer des Souvenirs ^ ä ressusciter des passions qui nous 
reportent ä une' ipoque de guerre, II se montre jaloux 
et avec raison de tout ce qui pourrait hlesser ses susceptihilitiSy 
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maü en mime iemps il ne prend nul souct de minager igalement 
les nötres, 

Tout le monde iiait hien dtsposi pour lui, 

On avait foi dans sa modiraiion et dans sa prudence, ort 
lui savaü gri iccvoir itäbli en France la force de tauioriti et par 
lä contribui ä consolider par tout ailleurs les triomphes dijä em- 
portis par les gouvernemens et les armies sur Vanarchie rSvo^ 
lutionnaire, Persuadi de son disir de maintenir la tranquüliti 
au dedans comme au dehors et confiant dans la sinciriti de ses 
professions de foi pacifiqueSy on itaii prit ä faire abstraction 
pour sa personne du sens litiral des engagemens que 
d^autres temps et d* autres nicessitis on fait prendre 
autrefois ä figard de sa famxlle, 

Mais que dire en le^voyant raviver lui mime le souvenir de 
ces temps lä, et nous contraindre ä rentrer malgri nous dans 
V ex amen de toutes les questions hrülantes qui s^y raitachent, ou, 
si nous gardons le silence, ä fouscrire ainsi complai- 
samment ä la radiation de tous nos acies et anticidents 
p olitiq ues? Demander des igards pour soi et rien point timoigner 
aux autres, commencer par mettre en question ä son enirie dans 
la famille Europienne les condiiions auxquelles eile existe, est-ce 
lä un bon dibut? Et le gouvernement frangais peut-il s^itonner, 
qtiau moment de diterminer quelles seront leurs relations futures 
avec lui, les puissances s^arrltent et avisent? — 

Aucune delles ne veut ä coup sür rien qui puisse mime 
de loin jeter un doute sur le maintien de la paix, Mais dh 
torigine le nouveau pouvoir qui va sUtablir en France a mal- 
heureusement er ii pour eile et pour lui une positton fausse^ 
et ilfaudra bien de la prudenci, bien des minagemens riciproques^ 
pour riussir progressivement ä en attinuer les consiquences. 

Si ce pouvoir demeure isoli, c^est lui mime qui V aura 
voulu, Si pour sortir de son isolement il est ameni ä se jeter 



I20 



dans des comhinaisons hasardeuses^ c^esi encore lui qui en aura 
assumi la responsahiliti aux yeux du monde ei de la France, 

Avant de finir, encore un mot, 

Si fat hien compris le sens des explicaitons gut viennent de 
nous itre donnies ^ la pensie du Gouvernement frangais parattrait 
itrey que le futur Empereur ayant priservi le monde de Fanarchie, 
il n est rien, que, dans Vintirit du salut de tous, il ne 
doive espirer pour Vaffermissement de son pouvoir du 
concours de V Europe reconnaissante, 

Comme ce thime a iti souvent produit et exagiri dans tout 
ce qui se dit et se publie en France^ et quil semble,, ä entendre 
certaines personnes, que sans le Prtnce- President proclami le 
sauveur du monde, r Europe toute entüre eüt piri dans la crise 
de 1852, // est hon d*Stabb'r ici une fois lamesure de nos vSri- 
tahles sentimens, et de ce que Von est en droit d*en attendre, — 

Ce TL est certes pas nous qui dipricierons — au contraire nous 
avons toujours reconnu, comme nous reconnaissons encore haute- 
ment la grande part qiia prise le Prince Louis NapoUon ä la 
restauration ginirale de t ordre, C*est une justice que l* Empereur 
s'est plu d lui rendre dh le pr emier moment, 

Mais cette loyale et franche appriciation il ne faudrait pas 
que le Gouvernement Frangais ^n poussät trop loin la portie et 
quil volüt trop exiger pour prix du service quila rendu 
ä la cause^des autres Etats en servant sa propre cause* 

Quelque grande que soit tinfluence exerch par la France 
sur ses voisins^ pour le mal comme pour le bien, il ne nous 
est point prouvif que si V anarchie ä laquelle a mis /in 
le 2. Decembre, y eüt triomphie en 1852, V Europeentilre 
eüt iti irrivocablement condamnie ä s engloutir avec sa 
civilisation dans le mime abime! 

Qu^on veuille hien ne pas ouhlierj qtiä la Suite des boule- 
versemens engendris partout en 1848, r Europe entilre avait 
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riussi ä s^en sauver par ses propres forces: et que iati" 
dis, que seule la France coniinuaii ä se dibattre dans 
les itreinies d^une Constitution impossible, les autres 
Gouvernemens itaieni venus ä hout de la faction dimo- 
Cratique, 

En SiciUj ä Naples, ä Florence Vinsurrection avait iti 
itouffie par la force armie, Elle t avait M a Prague et ä 
Vienne, Dans Vital Venetien et en Lomhardie eile avait fui 
devant les drapeaux victorieux de VAutriche. En Ällemagne le 
parlement itait dispersa, les clübs rivolutionnaires fermis^ les 
assemhUes dimagogiques dissoutes, La fidUe armie Prussienne, 
aprls avoir ritabli Vordre ä Posen et ä Berlin, avait aidi ä 
Vitablir dans le grand^duchi de Bade, dans le Palatinat et en 
Saxe. En Hongrie enfin la rivolte armie avait vu abattre sa 
dernilre Ute ei partout, la France exceptie, Souverains et 
gouvernemens iitaient rassis sur la base de fautoriti et sur le 
respect de la force militaire, 

Sans nul doute, tant que la France demeurait en /ermentation 
titat intirieur des autres pays en restait toujours pricaire, et 
offraity si non la perspective <fune inivitable dissolution, tout au 
moins le motif d'une perpituelle vigilance, 

Mais la crise que le socialisme annongait ä la France pour 
1852 nous ienait suffisamment avertis, les armies avaient con- 
servi des Services, qtfelles venaient de rendre une conscience intime 
de leur force et un profond sentiment de fidiliti ä leur drapeaux, 
Supposi que, justifiant la peur panique qu^il inspirait, le So- 
cialisme encouragi par son explosion en France eüt voulu 
tenter ailleurs de rialiser ses menaces, les soldats d'Au" 
triche et de Prusse, lesnötres mime au besoin, auraient rassuri 
le salut de la Sociiti avec la mime ardeur et le mime divouement, 
qtiy a mis ä Paris et dans les Dipartemens la brave armie 
Frangaise, 
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Cetie ipreuve nous a HS ipargnie — et encore une /ots, 
nous appricions rinfluence, que Vacte du 2, Dicemhre a exerci 
favorablemeni sur le maintien de la tranquülUi ginirale. 

Ce que nous demandons ä noire tour, cesi, que le Gouver^ 
nemeni Frangais n* ivalue pas ouire mesure nos dangers 
et nos ohligations envers lui, au point de nous faire des 
concessions peu conformes ä notre digniii un devoir de 
reconnaissance, 

C^est officieusement que Mr, le Marquis de Casielbajac 
s^est expliqui ici vis^a-vis de nous. 

Officieusement ausst vous voudrez bien vous expliquer 
vis'ä'vis du Gouvernement JFrangais dans - le sens de la präsente, 

Recevez etc. 

sig. Nesselrode. 



XIII. 

Geheimes ProtocoU vom 3. December 1852. 
Secret et Confidentiel. 

Memorandum. 

Le principal Secritaire d^Etai de Sa Maj, Briiannique a 
inviti les ministres d^Autriche, de Prusse et de Russie ä prendre 
en considiraiion les circonstances aduellement survenues en France^ 
afin de meitrf ceiie Situation nouvelle en accord avec le constant 
disir de ioutes les puissances de maintenir en Europe la paix 
garantie par les transactions exütantes. 

Dans cette tntentton les reprisentants des Cours dtAutriche^ 
de la Grande Bretagne^ de Prusse et de Russie ont unanimiment 
recannu: 

que le changement survenu dans la forme du Gouver^ 
nement en France concerne son regime intSrieur ; 

qtu fidUes au principe de ne poini s^jngSrer dans les affaires 
domestiques de ce pays, les autres puissances ne se croient pas- 
appelies ä se prononcer sur ce changement; 

qiiElles continueront comme par le passi ä maintenir avec 
le Gouvernement Frangais les mimes relations de honne intelli- 
gencey qu'elles ont entretenues avec Im sous les rigimes pricedentSy 
qui se sont succidis depuis la conclusion de la paix ginirale en 1815/ 
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qiie les vicissiiudes qui depuis ceiie ipoqiie oni transformi 
si souvent la Situation intirieure de la France y ont tellement 
modifii Vordre des choses auquel se rifhrent les privisions an- 
tirieures, quil serait impössihle aujourd^hui d'en faire Vappli- 
cation aux faits qui viennent de s'accomplir ; 

qu^en consiquence les Cours d^Autriche, de la Grande Bre^ 
iagne, de la Prusse et de la Russie respectant Ventilre indipen- 
dance de la France sous la forme de gouvernement prisentemeni 
itahli par le voeu de la nation ont iventuellement risolu de recon- 
nattre le Prince President pour Empereur des Frangais ; 

qu^en adoptant cette ditermination elles oni la ferme con- 
fiance qtielle deviendra pour la France un nouveau gage de leurs 
inientions pacifiques; 

qua leur tour elles comptent sur la loyauti avec laquelle 
V Empereur des Frangais remplira les promesses spontaniment 
contracties par Lui, quant ä t inviolahiliti du repos giniral; 

que les puissances en acceptant ces promesses tiennent pour 
entendu qu^ elles servent de confirmation pleine et entilre aux 
actes des Gouvernemens pricidents quant ä la circonscription 
territoriale des itats respectifs, fondie sur des traitis dont la 
France elle^mime est tune des par lies contractantes; 

enfin — que, dans un parfait accord entre elles, les Cours 
d'Autriche, de la Grande Bretagne, de Prusse et de Russie con^ 
iinueront ä veiller ä la conservation du Statu quo, consacri par 
les transactions qui servent de garantie ä la süreti de leurs 
peuples, comme ä V indipendance , ä fintigriti et au repos de 
tous les itats. 



Londres, le 3 Decembre 1852. 



sig, CoUoredo. 
„ Malmesbury. 
„ Bunsen. 
„ Brunnow. 



XIV-XVI. 

Trois Depeches du Gouvernement Prussien sur le 
rötablissement de TEmpire en France. 

Monsieur de ManteufFel k Mr. Bunsen. 

Monsieur ! 

Par ma circulaire du 6 du mois j ai eu thonneur de vous 
informer qu^ä la suite de la noiification gut venaii de nous itre 
faite du changemeni gouvernemental en France^ nous allions^ 
avani d^y rSpondre difiniHvement^ nous concerier avec les cours 
de Vienne et de St, Pitershourg sur Vattitude ä prendre vis^ä-vis 
du nouvel Empereur, Ce concert n*a pas tardi ä itre itahlu 
Les trois Cours, en effety ne pouvaient se cacher quElles se 
trouvaient en face d^un ivlnement qui, en dipassant le domaine 
du droit public en France, touchait ä des engagemens qtCelles 
avaient contractis ä une ipoque oii il s^agissait d'assurer le repos 
du monde aprls de longues annies de guerres et de commotions, 
II leur fallait donc examiner^ de commun accord, ä quelles en^ 
seignes elles pouvaient accepter une dirogation littirale ä ces 
engagemens^ sans s*i Carter de i*esprii qui tes avait dictis. 
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Les deux dipeches ci'jotntes en copie, que fai adressies 
ä tenvoyi du Roi ä Paris, renferment le rSsuliat de cet 
examen, 

La premüre, en prenant, par la voie d*une inierpri- 
tation extensive, acte des garanties morales que le langage 
officiel du nouveau Gouvernement peut offrir pour le mamtien 
des iraitis ei des circonscriptions territoriales, y rattache la 
reconnaissance du ritdblissement de la digniti ImpSriale dans la 
personne du Prince Louis NapoUon, 

La seconde, en assignant au Sinatus-Consulte et au plihis^ 
cite, qui consacrent le principe de thiriditi et la dinominaiion 
de Napolion III, une valeur exclusivetjient ohligatoire pour la 
France, indique assez que cette reconnaissance de t Empereur ne 
renferme ni celle du chiffre quil a adoptS ni celle cCune dynastie 
hSriditaire. 

Les reprisentans d'Autriche et de Russie ä Paris sont munis 
d!* Instructions entihement analogues, mais non identiques ä Celles 
du Comte de Hatzfeld qui, au surplus, est chargi de se concerter 
avec ses deux Colllgues afin d'imprimer ä leurs dimarches simul-' 
tanSes le caractlre du parfait accord qui a prisidi aux dicisions 
de leurs hautes Cours. 

Les nouvelles lettres de criance du Comte de Hatzfeld sont 
du reste ridigies dans les formes usities entre les Souverains 
de VEurope, 

En vous adressant la prisente dipiche avec ses annexes, je 
lientends pas Vous engager, Monsieur, ä en faire une commu- 
nication officielle ä la Cour prls Ictquelle vous avez thonneur 
^itre accriditL Mais eile vous mettra en mesure non seulement 
de Vous prononcer personnellement avec connaissance de ^ cause 
sur rattitude de Votre Gouvernement dans une^ question si im- 
portanle, mais encore d^en faire, sans ioutefois la laisser en 
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lautres mains, un usage confidentiel^ afin JSclairer les opimons 
sur la ligne de conduiie que nous avons suivie, 

ReceveZy Monsieur^ la nouvelle assurance de ma haute coti" 
sidiration. 

Berlin, le 29 D6cembre 1852. 

(signi) ManteuflFel. 
A Son Excellence Monsieur Bunsen^ eic, etc., ä Londres, 



Mr. de Manteuffel au Comte de Hatzfeld. 

Berlin, le 28 D^cembre 1852. 

Monsieur le Comie, 

En nous notifiani Vilivation du Prince Louis Napolion ä 
la digniti Impiriale, le Cahinet Fran^ais nous a transmis copie 
du SinatuS'Consulte et du plihiscite par lesquels ceiie transfor^ 
mation du Gouvernement s^est opirSe en France, Ces deux actes 
se sont accomplis ä tintirieur\ il ne nous appartient donc en au- 
cune manilre de nous prononcer sur leur contenu, Mais par la 
mime raison les dispositions qtüils renferment^ restent ahsolumeni 
hors du domaine des rapports de la France avec les puissances 
itranglres, II sensuit que la Prusse, en continuant avec le 
Gouvernement de Sa Majesii V Empereur des Frangais les mimes 
relations iamitii qui ont suhsisii jusqtiici enire Elle et la France 
nentend ni imettre aucune opinion quelconque sur les principes 
sanctionnes par le pUbiscite^ converti maintenant en loi de VEtaty 
ni accepter les consiquences que ton pourraii tirer ä tavenir de 
cet acte de ligislation intirieure, 

Le Cabinet /rangais appriciera sans doute les motifs qui nous 
ont guidis dans cette occasion, En nous abstenant de discuter 
les consiquences iveniuelles de ces actes sous le point de vue de la 
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politique exUrüure, nous croyons fournir une notwelle preuve des 
seniimens concüiants qui nous animent et qui nous inspireni ledisir 
dtiviier tout ce qui serati de nature ä porter atteinte aux relations 
de honne intelligence entre le deux gotwernemens , que nous aita- 
chons le plus grand prix ä maintenir intactes dans Pint^rit de 
Vordre social ei de la paix ginirale, 

Vous ites chargi de fair lecture de la prisente dipiche, et 
dten laisser copie ä Mr, Drouyn de Lhuys, 



(signi) Manteuffel. 



A, Mr, le Comie de Hatzfeld^ etc. 



Der Staatsstreich von 1851. 



132 

velles lettres de Criance ä S, M. f Empereur des Frangais^ aussitöt 
que ce Ministre vous aura informi que Celles que le Baron de 
Varennes sera chargi de prisenter au Roi^ Notre Auguste Maitre^ 
lui ont iti transmises. 

Recevez, etc, 

(signe) Manteuffel. 

A, Mr, le Comte de Hatzfeld ä Paris, 



XVII. 

Auszug aus einem Bericht Bunsen's vom i. Januar 1855. 

Das Wesentliche meiner Unterredung mit Lord Aberdeen 
und Lord John Rüssel über die hinsichtlich Frankreichs zu 
treffende Verabredung ist folgendes', 

^^Hinsichtlich der europäischen Verträge müsse man auf^s 
allerbestimmteste davor warnen, dass England irgend ein Ver- 
sprechen geben könne mehr zu thun als das zu vertheidigen, 
was garantirt sei: also Belgien und das preussische Sach- 
sen, eben wie, in Folge alter Verträge, Portugal, Man werde, 
im Falle ein Krieg entstehe, nie Krieg machen, ohne dass garan- 
tirte Länder, welche der Feind genommen, zurückgegeben würden ^*^ 

„Alles übrige müsse der Politik überlassen ^werden: und 
die Politik Englands werde sicherlich keine napoleonische sein,^'' 

„Ich unterhielt mich darauf mit beiden über die Idee einer 
besonderen Verabredung hinsichtlich der westlichen Vertheidigungs- 
linie vom Schwarzwalde bis Holland,^'' 

„Lord Aberdeen wiederholte, was Belgien betreffe, sei Eng~ 
land verbunden in der Art und zu der Zeit wie es könne dasselbe 
zu vertheidigen und schliesslich zu erhalten: man müsse jedoch 
nicht vergessen, dass Belgien neutral sei, und also nur wenn 
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angegriffen, ein förmliches Bündnis s eingehen könne, bis dahin 
aber nur versprechen sich bestens zu veriheidigen und die Mittel 
dazu angeben,''*' — 

,,Nichts würde wünschenswerther sein, als wenn Preussen 
im Stande sein sollte, einen leitenden Einfluss auf die Staaten 
des Mittel" und Oberrheins auszuüben, ebenso wie eine Ver~ 
ständigung mit Holland zu Stande zu bringen : in wie fern es 
aber möglich sei, sich an die Spitze einer von den beiden Kaiser^ 
höfen unabhängigen Politik zu stellen, könne man jetzt hier 
nicht beurtheilen,^'' — 

„Der Besuch des Kaisers von Oester reich ,sei mit Recht 
erfreulich zu nennen, sofern Preussen dabei sich seine volle 
Freiheit, namentlich in der Zollsache bewahrt habe, wie es aus 
der von mir mitgetheilten Circulair-Depesche vom 2i. Dezember v, J, 
scheine entnommen werden zu können,*''' 

„Das Resultat des Ganzen ist also eine sehr bestimmte Be^ 
stätigung dessen, was ich in meinem politischen Berichte vom i6. 
V. M,, und der beigefügten Denkschrift sowohl über die Un" 
möglichkeit gesagt habe mehr als das Angedeutete von England 
zu erhalten^ als über die Möglichkeit einer selbstständigen Politik 
Preussens für die Vertheidigung Deutschlands , Hollands und 
Belgiens. ^'^ 

„Ich bin mehr als je überzeugt, dass es jetzt mögligh ist, 
eine solche selbstständige Politik ins Werk zu setzen: allein nicht 
minder, dass ein Vertrauen darauf hier erst Wurzel fassen 
wird, wenn dies geschehen ist.^*' — 

(gezeichnet) Bunsen. 



Druck von Här & Herir.ann in Leipzig. 
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